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1. Stellungnahmen Kantone / Cantons / Cantoni

Staatskanzlei des Kantons Bern

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Der Kanton Bern hat zusammen mit dem Kanton Zürich Pionierarbeit geleistet 
im Bereich der Spitaldaten, indem er zur einheitlichen Erfassung und Prüfung 
von Strukturinformationen, medizinischen Leistungsdaten, Finanzdaten sowie 
Kostenträgerrechnung die Datenplattform SDEP 
(Spitaldatenerhebungsplattform) aufgebaut und von 2019 bis 2024 betrieben 
hat. Ab 2025 steht als Nachfolgelösung die Bundesplattform SpiGes bereit, 
welche sich prozessual und fachlich eng an die Vorarbeiten aus Bern und 
Zürich anlehnt.

Die vorliegende Revision des KVG schafft die notwendigen Rechtsgrundlagen 
für den Betrieb von SpiGes und macht gesamtschweizerisch einen ersten 
Schritt zur Vereinfachung der Datenerhebung im Gesundheitssektor. So sollen 
die jährlichen, sehr umfangreichen Datenlieferungen zum ersten Mal 
landesweit über eine einzige Plattform fliessen und von den 
Leistungserbringern (zum grössten Teil) nicht mehr separat an Kantone, Bund 
oder Tariforganisationen geliefert werden (once only). 

Darin lassen sich erste Schritte in Richtung einer nationalen «Datenplattform» 
erkennen. Es ist aber zu befürchten, dass jene zu zaghaft bleiben und das 
Potential der Digitalisierung nicht weit genug ausgeschöpft wird. Insbesondere 
in zwei Punkten gehen die Änderungen entschieden zu wenig weit:

In der Datenerhebung müsste man den «Once Only Ansatz» konsequenter 
umsetzen und separate Datenlieferungen an einzelne Organisationen 
ausnahmslos verhindern (Art. 22a Abs. 5). Sinnvoll wäre eine aktuelle, 
einheitliche und vollständige Datengrundlage für Bund, Kantone, 
Tariforganisationen, Versicherer und Leistungserbringer, wobei bei der 
Erarbeitung einer einheitlichen Rechtsgrundlage die verfassungsmässige 
Kompetenzordnung berücksichtigt werden müsste. Dabei müsste auch die 
Frage geklärt werden, ob für die Erfüllung der Aufgaben nach Bundesrecht 
(BstatG, KVG, UVG, MVG, IVG) noch Raum für kantonale Regelungen bleibt.

Eine Datenbereitstellung wie vorgesehen behindert die Kantone weiterhin bei 
der Arbeit, da sie Einzeldaten zum Gesundheitspersonal und zu Patienten
/Patientinnen nur in anonymisierter Form vom BFS bekommen dürfen (Art. 22a 
Abs. 3). Dies birgt die Gefahr, dass viele Kantone weiterhin kantonales Recht 
pflegen, wonach sie die Daten auch mit personenidentifizierenden Merkmalen 
von den Leistungserbringern einfordern dürfen.
Zudem muss den Bedürfnissen der Tariforganisationen bei der Umsetzung 
angemessen Rechnung getragen werden.

Bei der weiteren Beurteilung der Vorlage schliesst sich der Regierungsrat der 
Stellungnahme der Schweizerische Konferenz der kantonalen 
Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren vom 23. Januar 2025 an und bittet 
um deren Beachtung. 

Der Regierungsrat dankt für die Berücksichtigung seiner Anliegen.

Anhang: Avis du canton de Berne.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 22a, Abs.3 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Eine Datenbereitstellung wie vorgesehen behindert die Kantone weiterhin 
bei der Arbeit, da sie Einzeldaten zum Gesundheitspersonal und zu 
Patienten/Patientinnen nur in anonymisierter Form vom BFS bekommen 
dürfen (Art. 22a Abs. 3). Dies birgt die Gefahr, dass viele Kantone weiterhin 
kantonales Recht pflegen, wonach sie die Daten auch mit 
personenidentifizierenden Merkmalen von den Leistungserbringern 
einfordern dürfen.
Zudem muss den Bedürfnissen der Tariforganisationen bei der Umsetzung 
angemessen Rechnung getragen werden.

Titel Art. 22a, Abs.5 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung In der Datenerhebung müsste man den «Once Only Ansatz» konsequenter 
umsetzen und separate Datenlieferungen an einzelne Organisationen 
ausnahmslos verhindern (Art. 22a Abs. 5). Sinnvoll wäre eine aktuelle, 
einheitliche und vollständige Datengrundlage für Bund, Kantone, 
Tariforganisationen, Versicherer und Leistungserbringer, wobei bei der 
Erarbeitung einer einheitlichen Rechtsgrundlage die verfassungsmässige 
Kompetenzordnung berücksichtigt werden müsste. Dabei müsste auch die 
Frage geklärt werden, ob für die Erfüllung der Aufgaben nach Bundesrecht 
(BstatG, KVG, UVG, MVG, IVG) noch Raum für kantonale Regelungen 
bleibt.
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Staatskanzlei des Kantons Luzern

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Wir begrüssen das Ziel, die Datenerhebungen im Gesundheitswesen effizienter 
zu struk-turieren und am Prinzip des «Once-Only» auszurichten. Ebenso 
unterstützen wir das Projekt 
SpiGes («Spitalstationäre Gesundheitsversorgung»). Dabei begrüssen wir, 
dass sich die beabsichtigten Gesetzesänderungen nebst den von SpiGes 
betroffenen Spitälern auch auf die anderen Leistungserbringer beziehen 
werden. So wird z.B. die Datenweitergabe an die noch zu gründende 
Tariforganisation für die Pflegeleistungen gewährleistet, was im Hinblick auf die 
Umsetzung der zweiten Etappe von EFAS zentral ist. 

Hinweise zur Umsetzung 
Im Hinblick auf die Umsetzung möchten wir bereits jetzt darauf hinweisen, dass 
auch die heutigen Art. 31 und Art. 31a KVV, die im erläuternden Bericht noch 
nicht erwähnt wer-den, überprüft werden sollten. Die in Art. 31a Bst. c KVV 
erwähnte Vernichtungspflicht der Daten nach fünf Jahren ist für die Kantone 
unbedingt zu verlängern, damit die Daten für Aufgaben, die eine längerfristige 
Betrachtung erfordern, z.B. bei der Spitalplanung, ohne Antrag auf Ausnahme 
länger zur Verfügung stehen.

Anhang: Avis du canton de Lucerne.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 22,Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Im Rahmen von Art. 22 Abs. 2 Bst. d E-KVG muss gewährleistet sein, dass 
die für die Kan-tone zugängliche Datenbasis für die Verfahren zur 
Genehmigung oder Festsetzung am-bulanter Tarife künftig breiter ist und 
den entsprechenden Verfahrensanforderungen ge-nügt. Ebenso muss den 
Kantonen künftig Transparenz betreffend die in die ambulanten 
Tarifstrukturen einbezogenen Daten ermöglicht werden.

Titel Art. 22a, Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Im erläuternden Bericht ist zu Art. 22a Abs. 2 E-KVG ausserdem zu 
präzisieren, dass die Kantone nicht nur die Daten der Leistungserbringer in 
ihrem Kanton erhalten, sondern grundsätzlich immer die Daten aller 
Leistungserbringer in der Schweiz. Nur so verfügen sie über die relevanten 
Vergleichsgrössen, um z.B. bei Tariffestsetzungen die erforderlichen breiten 
Vergleichsmengen bilden zu können oder bei der Spitalplanung das 
gesamtschweizerische Leistungsangebot berücksichtigen zu können.

Titel Art. 22a, Abs.4 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Datenbereitstellung für die Kantone 
Dass den Kantonen grundsätzlich alle Daten auf Ebene Einzeldaten 
zugänglich gemacht werden, wird begrüsst. Hierzu ist auch im Hinblick auf 
die entsprechenden Bestimmungen der KVV und des 
Bearbeitungsreglements «Daten der Leistungserbringer nach Art. 59a KVG» 
des BFS, in Erinnerung zu rufen, dass sich der Bedarf nach Datenzugang 
auch aus weiteren KVG-Bestimmungen – insbesondere Art. 84a KVG – 
ergeben kann und dass die Kantone verfassungsmässige Aufgaben haben, 
die über die einschlägigen KVG-Bestimmungen hinausgehen und sie 
berechtigt sind, in ihren kantonalen Gesetzen ent-sprechende Aufgaben 
festzuhalten, die sich nicht auf das KVG stützen. Hierfür muss der 
Datenzugang ebenso gewährleistet werden. Wichtig ist für die Kantone 
zudem, dass ihnen die Daten schneller und früher zur Verfügung stehen, als 
sie es heute tun.

Titel 1. Bundesgesetz vom 19. Juni 1959 über die Invalidenversicherung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Bereich der Invalidenversicherung 
Es ist im Zuge der Anpassungen der verwandten Bestimmungen im IVG 
dafür zu sorgen, dass die Kantone als Mitfinanzierer auch der in Spitälern 
stationär behandelten IV-Fälle (Art. 14bis IVG) und der Zentren zur 
Behandlung von frühkindlichen Autismus-Spektrums-Störungen die hierfür 
relevanten Daten ebenfalls erhalten.
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Regierungsrat des Kantons Uri

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: --
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Staatskanzlei des Kantons Obwalden

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Der Kanton Obwalden begrüsst das Ziel der Vorlage, mit der Ausrichtung am 
Once-Only-Prinzip die Datenerhebungen im Gesundheitswesen effizienter zu 
strukturieren. Wir befürworten es ebenfalls, dass sich die beabsichtigten 
Gesetzesänderungen nebst den vom Projekt SpiGes ("Spitalstationäre 
Gesundheitsversorgung") betroffenen Spitälern auch auf die anderen 
Leistungserbringer beziehen sollen.

Für weitere Hinweise verweisen wir auf die Stellungnahme der Kantonalen 
Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) vom 23. Januar 2025 in der 
Beilage, welcher wir uns anschliessen.

Anhang: MergedPDF_Stellungnahme GDK und OW.pdf
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Staatskanzlei des Kantons Nidwalden

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Die ausführliche Stellungnahme senden wir als Anhang mit.

Anhang: Stellungnahme_Bundesgestz über die Krankenversicherung_visiert.pdf
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Staatskanzlei des Kantons Solothurn

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Wir begrüssen das übergeordnete Ziel der Änderung, die Datenerhebung im 
Gesundheitswesen effizienter zu strukturieren und am Prinzip des Once-Only 
auszurichten, und sind mit den vorgeschlagenen Anpassungen grundsätzlich 
einverstanden. Für Hinweise zu einzelnen Ausführungen verweisen wir auf die 
Stellungnahme der Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -
direktoren (GDK) vom 23. Januar 2025.

Anhang: Avis du canton de Soleure.pdf
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Landeskanzlei des Kantons Basel-Landschaft

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Der Kanton Basel-Landschaft begrüsst die Umsetzung des Projekts SpiGes 
(«Spitalstationäre Gesundheitsversorgung») und die damit verbundene 
Stärkung des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten (Once-Only-
Prinzip). Er schliesst sich der Stellungnahme der GDK vom 23. Januar 2025 – 
mit einer Ergänzung bezüglich Art. 84a des Bundesgesetzes über die 
Krankenversicherung vom 18. März 1994 (KVG; SR 832.10) – vollumfänglich 
an. Dies umfasst insbesondre folgende Anliegen:

Es sollte gewährleistet sein, dass die für die Kantone zugängliche Datenbasis 
für die Verfahren zur Genehmigung oder Festsetzung ambulanter Tarife künftig 
breiter ist und den entsprechenden Verfahrensanforderungen genügt. Ebenso 
muss den Kantonen künftig Transparenz betreffend die in die ambulanten 
Tarifstrukturen einbezogenen Daten ermöglicht werden.

Hinsichtlich der Verwendung von Daten zur Erfüllung sämtlicher kantonaler 
Aufgaben ist Art. 84a KVG zu beachten. Die Daten sollten den Kantonen zur 
Erfüllung sämtlicher Kantonsaufgaben und nicht nur für die Planung der 
Spitäler und Pflegeheime sowie für die Beurteilung der Tarife weitergegeben 
werden dürfen. Dies betrifft insbesondere die Daten für den Bereich der 
ambulanten Leistungsabrechnung sowie der ausserkantonalen 
Leistungserbringer.

Zudem sollten die heutigen Art. 31 und Art. 31a KVV überprüft werden. Die 
darin erwähnte Vernichtungspflicht der Daten nach fünf Jahren ist zu 
verlängern, damit die Daten für Aufgaben, die eine längerfristige Betrachtung 
erfordern, ohne Antrag auf Ausnahme länger zur Verfügung stehen.

Anhang: mergedPDF_BG_KKV.pdf
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Staatskanzlei des Kantons Schaffhausen

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Der Kanton Schaffhausen begrüsst die mit der Gesetzesrevision verfolgten 
Zielsetzungen und erachtet die vorgesehenen Anpassungen als grundsätzlich 
geeignet und zielführend, um erstere erreichen zu können. Auch aus 
datenschutzrechtlicher Sicht bestehen aus Sicht des Kantons Schaffhausen 
keine Einwände gegen die Vorlage. Es ist begrüssenswert, dass die Zurverfü-
gungstellung von Einzeldaten an die Kantone rechtlich abgesichert und im 
Gesetz verankert werden soll. Gleichzeitig sei darauf hingewiesen, dass 
gerade in der Übergangsphase die Ge-fahr von Doppelspurigkeiten und 
Zusatzaufwänden besteht. Insbesondere für verhältnismässig kleine Kantone 
kann dies eine nicht zu unterschätzende Belastung darstellen. 

Darüber hinaus verweist der Kanton Schaffhausen auf die Stellungnahme der 
Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) 
vom 23. Januar 2025 sowie auf jene des Verbands H+ Die Spitäler der 
Schweiz (H+) vom 7. Februar 2025, denen er sich – von wenigen Ausnahmen 
abgesehen – anschliesst. Die insbesondere von H+ vorgebrachten An-
passungs- und Präzisierungsbegehren erscheinen gerechtfertigt und ergeben 
aus Sicht des Kantons Schaffhausen Sinn. 

Die erwähnten Ausnahmen betreffen die von H+ angeführten 
Änderungsbegehren hinsichtlich Artikel 22a Absatz 2 KVG und Artikel 55a 
Absatz 4 KVG. Bei-de Änderungsbegehren trügen dem Prinzip der 
Datensparsamkeit Rechnung, würden aber gleichzeitig mutmasslich dazu 
führen, relevanten Anspruchsgruppen den Zugang zu Daten zu erschweren 
beziehungsweise ganz zu verwehren. Ein solcher Schritt liefe nicht zuletzt den 
im SpiGes-Projekt formulierten Zielsetzungen zuwider und erscheint daher 
kontraproduktiv.

Anhang: Avis du canton de Schaffhouse.pdf
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Ratskanzlei des Kantons Appenzell Innerrhoden

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1
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Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: --

Anhang: BG_KVG _Erhebung der Daten_KT_AI.pdf
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Staatskanzlei des Kantons Aargau

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Der Regierungsrat begrüsst eine effizientere Strukturierung der Datenerhebung 
im Gesundheitswesen und das Prinzip der einmaligen Erhebung. Das Projekt 
Mehrfachnutzung der Daten in der spitalstationären Gesundheitsversorgung 
(SpiGes) erachtet der Regierungsrat als sinnvoll. 

Insbesondere ist begrüssenswert, dass die Gesetzesänderungen bereits 
Grundlage für die Datenbekanntgabe an die noch zu schaffende 
Tariforganisation für die Pflegeleistungen bieten. 

Die Änderung des KVG bedingt zumindest eine Prüfung der dazugehörigen 
Verordnung über die Krankenversicherung (KVV) vom 27. Juni 1995 (SR 
832.102). Insbesondere die Vernichtungspflicht in Art. 31a lit. c KVV der 
Kantone ist zu verlängern, damit die Daten für Aufgaben, die eine längerfristige 
Datenanalyse erfordern, auch ohne speziellen Antrag genügend lange zur 
Verfügung stehen. 

Der Regierungsrat erinnert ausserdem daran, dass das Bearbeitungsreglement 
des Bundesamts für Statistik bisher ausschliesslich auf Art. 59a KVG fokussiert 
war. Diese enge Auslegung hat bereits die Konferenz der kantonalen 
Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) kritisiert, weil sie an-dere 
Bestimmungen des KVG sowie bestimmte verfassungsmässige Aufgaben der 
Kantone nicht berücksichtigt. Bei der Überarbeitung des 
Bearbeitungsreglements sollte daher darauf geachtet wer-den, dass es auf 
einer breiteren rechtlichen Grundlage basiert.

Anhang: Avis du canton d_Argovie.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 22,Abs.1 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 1 Die Leistungserbringer sind verpflichtet, dem Bundesamt für Statistik 
(BFS) kostenlos folgende Daten weiterzugeben:

a.Daten, die erforderlich sind, um die Anwendung der Bestimmungen 
dieses Gesetzes über die Wirtschaftlichkeit und Qualität der Leistungen 
zu überwachen;
b.Daten, die erforderlich sind, um die einheitliche Anwendung der 
Bestimmungen dieses Gesetzes über die Finanzierung der Leistungen, 
die Tarif- und Preisbildung, die Versorgungsplanung und die 
ausserordentlichen Massnahmen zur Eindämmung der 
Kostenentwicklung zu gewährleisten.

Begründung Art. 22 Abs. 1 E-KVG
"Die Leistungserbringer sind verpflichtet, dem Bundesamt für Statistik (…)"

Titel Art. 22,Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 2 Als Daten nach Absatz 1 gelten Angaben zu:
a.Art der ausgeübten Tätigkeit, Einrichtung und Ausstattung sowie 
Rechtsform;
b.Anzahl und Struktur der Beschäftigten und der Ausbildungsplätze;
c.Anzahl und Struktur der Patientinnen und Patienten;
d.Art, Umfang und Kosten der erbrachten Leistungen und 
Rechnungsstellung für diese Leistungen;
e.Aufwand, Ertrag und finanzielles Betriebsergebnis;
f.medizinischen Qualitätsindikatoren.

Begründung Art. 22 Abs. 2 E-KVG definiert die Daten gemäss Absatz 1 desselben 
Artikels. Es ist fraglich, ob Litera d genügend umfassend formuliert ist. Es 
muss gewährleistet sein, dass die Kantone im Rahmen der Tarifverfahren 
breiteren Zugang zu Daten haben und die Datenbasis den Anforderungen 
des Verfahrens genügt. 

Art. 22 Abs. 2 lit. f E-KVG
"medizinischen Qualitätsindikatoren."

Titel Art. 22a, Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die Kantone benötigen für die Tariffestsetzung und weitere Aufgaben wie 
beispielsweise die Spitalplanung die Daten aller Leistungserbringer in der 
Schweiz, um Vergleiche ziehen zu können. Dies sollte im erläuternden 
Bericht zu Art. 22a Abs. 2 E-KVG ausgeführt werden.

Titel Art. 22a, Abs.4 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Den Kantonen wird auch für weitere Zwecke der Zugang zu allen 
Einzeldaten gewährt. Der Datenzugang, der den Kantonen aufgrund anderer 
Bestimmungen gewährleistet werden muss, ist nicht zu vernachlässigen 
(beispielsweise Art. 84a KVG oder kantonale Gesetze) und die Daten sollten 
aus Sicht der Kantone schneller und früher zur Verfügung stehen als heute.
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Titel 1. Bundesgesetz vom 19. Juni 1959 über die Invalidenversicherung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Neben den in der Vorlage genannten Änderungen des Bundesgesetzes 
über die Invalidenversiche-rung (IVG) vom 19. Juni 1959 (SR 831.20) ist 
auch aufzuführen, dass die Kantone für ihre Rolle als Mitfinanzierer die 
Daten für die in den Spitälern behandelten IV-Fälle (Art. 14bis IVG) sowie 
der Zentren zur Behandlung von frühkindlichen Autismus-Spektrums-
Störungen erhalten.
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Staatskanzlei des Kantons Thurgau

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Wir begrüssen es, dass im Bereich der Gesundheitsversorgung Massnahmen 
für die Umsetzung des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten umgesetzt 
werden und unterstützen den Grundsatz der Vorlage. Gleichwohl lehnen wir die 
Vorlage in dieser Form ab und beantragen die Überarbeitung der folgenden 
beiden datenschutzrechtlichen Punkte:

–Datenverarbeitung: Der im erläuternden Bericht unter Ziffer 3.1 vertretenen 
Auffassung, dass die formelle gesetzliche Grundlage für eine Datenbearbeitung 
„relativ offen“ formuliert und „in einer Verordnung oder in 
Bearbeitungsreglementen“ festgehalten werden kann, ist zu widersprechen. 
Korrekt ist, dass für die Bearbeitung von besonders schützenswerten 
Personendaten, wozu die Gesundheitsdaten gehören, sowohl im Bund als 
auch in allen Kantonen eine klare formell-gesetzliche Grundlage erforderlich ist. 
Soweit diese nicht besteht, dürfen diese heiklen Personendaten nicht 
bearbeitet werden. Es genügt deshalb nicht, die Daten in Art. 22 f. E-KVG 
allgemein zu umschreiben. Es muss im Gesetz klar definiert werden, welche 
Personendaten weitergegeben werden müssen.

–Heikle Personendaten: Die Art. 22 und Art. 22a regeln die Pflicht zur 
Datenweitergabe an das Bundesamt für Statistik (BFS). Es ist, analog zur 
geltenden Regelung in Art. 59a KVG, vorgesehen, dass die Leistungserbringer 
verpflichtet sind, u.a. Daten zur Anzahl und Struktur der Patientinnen und 
Patienten an das BFS weiterzugeben. Gemäss geltender Regelung werden 
diese Daten in anonymisierter Form an das BFS geliefert (Art. 59a Abs. 1 lit. c 
KVG). Diese bisherige Regelung ist richtig. Der neu formulierte Art. 22a sieht 
hingegen vor, dass die Daten erst anonymisiert werden müssen, wenn das 
BFS diese weitergibt. Diese Regelung steht in Widerspruch zur beruflichen 
Schweigepflicht der Ärztinnen und Ärzte gemäss Art. 321 Schweizerisches 
Strafgesetzbuch (StGB; SR 311.0). Das BFS seinerseits steht nicht unter dem 
strengen ärztlichen Berufsgeheimnis und kann deshalb nicht dafür Gewähr 
leisten, dass eine zweckwidrige Verwendung der Daten ausgeschlossen ist. 
Somit muss die Anonymisierung der Personendaten vor deren Weitergabe an 
das BFS erfolgen. Wir lehnen die vorgeschlagene Regelung in Art. 22 und Art. 
22a KVG ab.

Anhang: Avis du canton de Thurgovie.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 22,Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Datenverarbeitung: Der im erläuternden Bericht unter Ziffer 3.1 vertretenen 
Auffassung, dass die formelle gesetzliche Grundlage für eine 
Datenbearbeitung „relativ offen“ formuliert und „in einer Verordnung oder in 
Bearbeitungsreglementen“ festgehalten werden kann, ist zu widersprechen. 
Korrekt ist, dass für die Bearbeitung von besonders schützenswerten 
Personendaten, wozu die Gesundheitsdaten gehören, sowohl im Bund als 
auch in allen Kantonen eine klare formell-gesetzliche Grundlage erforderlich 
ist. Soweit diese nicht besteht, dürfen diese heiklen Personendaten nicht 
bearbeitet werden. Es genügt deshalb nicht, die Daten in Art. 22 f. E-KVG 
allgemein zu umschreiben. Es muss im Gesetz klar definiert werden, welche 
Personendaten weitergegeben werden müssen.

Titel Art. 22a, Abs.3 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Chancellerie d'Etat du Canton du Valais

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Le Canton du Valais est favorable aux modifications prévues et salue l'objectif 
du projet visant à adapter les bases légales existantes afin de mettre en oeuvre 
le principe de la collecte unique des données (« once-only »).

II adhère pleinement à la prise de position y relative de la Conférence des 
directrices et directeurs cantonaux de la santé (CDS) du 23 janvier 2025 et 
souhaite toutefois apporter quelques précisions.

Anhang: Avis du canton du Valais.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 22,Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag d. le genre, l'ampleur et les coûts des prestations fournies ainsi que le 
montant facturé pour ces prestations;

Begründung Art. 22, al. 2

Le Canton du Valais estime que l'al. 2, let. d n'est pas formulé de manière 
suffisamment détaillée. Dans le cadre de la tarification, les cantons doivent 
pouvoir obtenir notamment des données sur le montant facturé pour les 
prestations en fonction de la structure tarifaire en question. En ce sens, 
l'ajout proposé « et leur facturation », relativement vague, pourrait donner 
lieu à des différences d'interprétation entre les fournisseurs de prestations et 
les destinataires des données. Nous proposons donc la formulation suivante 
:
d. le genre, l'ampleur et les coûts des prestations fournies ainsi que le 
montant facturé pour ces prestations.

II est nécessaire que la base de données accessible aux cantons pour la 
procédure d'approbation ou de fixation des tarifs ambulatoires soit plus large 
et satisfasse aux exigences procédurales correspondantes. II convient 
également d'assurer aux cantons la transparence quant aux données prises 
en considération dans les structures tarifaires ambulatoires.

Titel Art. 22a, Abs.4 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 22a, al. 4

Le Canton du Valais se félicite du fait que les cantons aient ainsi en principe 
accès à toutes les informations nécessaires au niveau des données 
individuelles, et que ces données puissent leur être mises à disposition plus 
rapidement qu'elles ne le sont aujourd'hui.
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Chancellerie d'Etat du Canton de Genève

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Notre Conseil partage la prise de position de la Conférence des directrices et 
directeurs cantonaux de la santé (CDS), et approuve ainsi ces modifications de 
la LAMal, de la loi fédérale sur l'assurance-invalidité, de la loi fédérale sur 
l'assurance-accidents et de la loi fédérale sur l'assurance militaire, qui 
devraient rendre plus efficiente et fiable la collecte de données auprès des 
prestataires de soins grâce au principe du « once only ». 

Avec l'introduction à venir de nouvelles structures tarifaires et du financement 
uniforme des prestations (EFAS), il devient en effet encore plus important pour 
le canton de Genève d'avoir des données individuelles fiables concernant tous 
les prestataires de soins, y compris ambulatoires, afin de pouvoir remplir ses 
obligations de planification des besoins ainsi que de pilotage et de limitation de 
l'offre de soins, d'amélioration du caractère économique et de la qualité des 
prestations, et d'approbation de tarifs conformes. Les cantons doivent 
également pouvoir piloter de manière plus efficiente la formation dans le 
domaine médical et des soins afin d'assurer la relève des professionnels de la 
santé. 

Les besoins exprimés ci-dessus, découlant de la LAMal et également de bases 
légales cantonales, devront également être pris en compte dans la révision du 
droit d'application qui va découler de cette révision de la LAMal. En particulier 
l'art. 30b de l'ordonnance sur l'assurance-maladie (OAMal) devra être adapté, 
comme évoqué par la CDS. Nous souhaitons en particulier demander dans ce 
contexte que les cas d'usage pour le traitement des données par les cantons 
soient élargis. Nous confirmons en outre que les données relatives aux 
prestataires de l'ensemble de la Suisse seront nécessaires, afin notamment de 
pouvoir établir des comparaisons et des benchmarks, ou des planifications 
supracantonales.

En conclusion, notre Conseil approuve ces modifications législatives. Nous 
vous remercions de bien vouloir prendre en compte nos observations et nous 
tenons volontiers à votre disposition pour répondre à vos questions.

Anhang: Avis du canton de Genève.pdf
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Chancellerie d'Etat du Canton de Neuchâtel

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Le Conseil d'État salue l'objectif d'organiser la collecte de données au sein du 
système de santé de manière plus optimale et d'y appliquer le principe « once 
only » afin de permettre la mise en œuvre du projet SpiGes (Spitalstationäre 
Gesundheitsversorgung).

De manière générale, le Conseil d'État soutient et reprend à son compte la 
prise de position adoptée le 23 janvier 2025 par le Comité directeur de la 
Conférence des directrices et directeurs cantonaux de la santé (CDS), qui vous 
a été transmise directement par celle-ci.

Anhang: Avis du canton de Neuchatel.pdf



51 / 427



52 / 427

Chancellerie d'Etat du Canton de Fribourg

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Le Conseil d'Etat salue la démarche et soutient les orientations prises dans le 
projet. Dans le détail, il se rallie pleinement aux observations et demandes de 
la Conférence des directrices et directeurs cantonaux de la santé (CDS) et 
vous saurait gré de bien vouloir en tenir compte dans les travaux futurs.

Anhang: merged_Freiburg_PDF.pdf
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Staatskanzlei des Kantons Basel-Stadt

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Der Kanton Basel-Stadt begrüsst die Umsetzung des Projekts SpiGes 
(«Spitalstationäre Gesund-heitsversorgung») und die damit verbundene 
Stärkung des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten (Once-Only-
Prinzip). Er schliesst sich der Stellungnahme der GDK vom 23. Januar 2025 
vollumfänglich an und äussert sich zur Vorlage wie folgt:

Die Abkehr von der Aufteilung der Datenerhebung aus zwei unterschiedlichen 
Gründen (statistische und aufsichtsrechtliche Verwendung) wird begrüsst. Der 
angedachte Zugang der Kantone zu den meisten Daten als Einzeldaten ist 
wichtig und sollte zur Erfüllung sämtlicher Kantonsaufgaben in der 
Gesundheitsversorgung offenstehen. Insbesondere im Bereich der ambulanten 
Leistungsabrechnung sowie bezüglich der ausserkantonalen 
Leistungserbringer sollte die zur Verfügung stehende Datengrundlage für die 
Kantone standardmässig breiter sein. Das Once-Only-Prinzip ist nur hiermit zu 
erreichen.

Der Kanton Basel-Stadt spricht sich im Hinblick auf die Umsetzung der Vorlage 
für eine stärkere Involvierung der Kantone aus. Insbesondere die heutigen, im 
erläuternden Bericht zur Vorlage noch nicht erwähnten, Art. 31 und Art. 31a der 
Verordnung über die Krankenversicherung vom 27. Juni 1995 (KVV; SR 
832.102) bedürfen einer Überprüfung, so etwa hinsichtlich der Pflicht der 
Kantone zur Vernichtung von Daten nach fünf Jahren. Diese Frist muss 
unbedingt verlängert werden, damit z.B. die Daten für Aufgaben der Kantone, 
die eine längerfristige Betrachtung erfordern, wie etwa bei der Spitalplanung, 
ohne Antrag auf Ausnahme länger zur Verfügung stehen. Aber auch das 
Bearbeitungsreglement «Daten der Leistungserbringer nach Art. 59a KVG» des 
Bundesamtes für Statistik bedarf dringend einer Überprüfung, weil sich dieses 
bislang immer explizit auf Art. 59a KVG bezogen hat und so beispielsweise den 
Bedarf der Kantone nach Datenzugang auch aufgrund weiterer KVG-
Bestimmungen, insbesondere aus Art. 84a KVG, ausschliesst. Damit nimmt 
das Reglement eine eingeschränkte Sichtweise ein und klammert andere 
rechtliche Grund-lagen im KVG sowie gewisse verfassungsmässige Aufgaben 
der Kantone in der Gesundheitsver-sorgung aus. Bei der Revision des 
Bearbeitungsreglements ist darauf zu achten, dass dieses rechtlich breiter 
gefasst wird.

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. Für Rückfragen 
steht Ihnen gerne Frau Anna Eichenberger, Leiterin Bereich 
Gesundheitsversorgung (anna.eichenberger@bs.ch; Tel. 061 205 32 40), zur 
Verfügung.

Anhang: Avis du canton de Bâle-Ville.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 22a, Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Der Kanton Basel-Stadt spricht sich dafür aus, die Ausführungen im 
erläuternden Bericht zu Art. 22a Abs. 2 dahingehend zu präzisieren, dass 
die Kantone nicht nur die Daten der Leistungserbringer in ihrem eigenen 
Kanton erhalten, sondern grundsätzlich immer die Daten aller 
Leistungserbringer in der Schweiz. Nur so verfügen die Kantone über die 
relevanten Vergleichsgrössen, um z.B. bei Tariffestsetzungen die 
erforderlichen breiten Vergleichsmengen bilden oder bei der Spitalplanung 
das gesamtschweizerische Leistungsangebot berücksichtigen zu können.

Titel Art. 84a Abs. 1 Einleitungssatz (Betrifft nur den italienischen Text) und Bst. f

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 84a KVG in der bisherigen wie auch in der neu vorgeschlagenen 
Formulierung erlaubt es den Organe, die mit der Durchführung, Kontrolle 
oder Beaufsichtigung der Durchführung des KVG oder des Bundesgesetzes 
betreffend die Aufsicht über die soziale Krankenversicherung vom 26. 
September 2014 (Krankenversicherungsaufsichtsgesetz, KVAG; SR 832.12) 
betraut sind, den Kantonen Daten bekannt zu geben, die für die Planung der 
Spitäler und Pflegeheime sowie für die Beurteilung der Tarife erforderlich 
sind. Der Kanton Basel-Stadt ist der Auffassung, dass der in Art. 84a KVG 
festgelegte Katalog der Zweckbestimmungen zu eng gefasst ist, und 
beantragt daher die Änderung des vorgeschlagenen Art. 84a Abs. 1 lit. f 
KVG dahingehend, dass die Daten den Kantonen nicht nur zu den in dieser 
Bestimmung genannten Zwecken, sondern zur Erfüllung sämtlicher 
Kantonsaufgaben in der Gesundheitsversorgung, also auch zur Erfüllung 
weiterer im KVG festgelegter Aufgaben der Kantone, weitergegeben werden 
dürfen.
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Staatskanzlei des Kantons Glarus

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Das Eidgenössische Departement des Innern gab uns in eingangs genannter 
Angelegenheit die Möglichkeit zur Stellungnahme. Dafür danken wir und teilen 
Ihnen mit, dass wir uns vollumfänglich der Stellungnahme der Konferenz der 
kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und 
-direktoren (GDK) vom 23. Januar 2025 anschliessen.

Anhang: Avis du canton de Glaris.pdf
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Staatskanzlei des Kantons St. Gallen

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Wir begrüssen die Zielsetzung einer effizienteren Ausgestaltung der 
Datenerhebung im Gesundheitswesen und die Umsetzung des Prinzips der 
einmaligen Datenerhebung im spitalstationären Bereich im Rahmen des 
Projekts «Spitalstationäre Gesundheitsversorgung (SpiGes)». Es ist wichtig 
und richtig, dass mit der vorgeschlagenen KVG-Änderung und mit der 
erarbeiteten technischen Lösung eine spätere Integration der in der 
ambulanten Versorgung oder in der Pflege benötigten Daten in die vom 
Bundesamt für Statistik betriebene elektronische Plattform ermöglicht wird. 

Die Stellungnahme der Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen 
und -direktoren (GDK) vom 23. Januar 2025 mit den spezifischen Hinweisen 
und Anträgen ist wichtig und wird unterstützt. Insbesondere sollte der 
Datenzugang der Kantone nicht nur auf Art. 59a KVG basieren, sondern breiter 
abgestützt werden. Ein möglichst schneller bzw. früher Zugang zu 
transparenten Daten ist auch für die weiteren den Kantonen übertragenen 
Aufgaben zu gewährleisten.

Für die Berücksichtigung der Hinweise der GDK bei der Weiterbearbeitung 
danken wir Ihnen.

Anhang: Avis du canton de St-Gallen.pdf
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Staatskanzlei des Kantons Zug

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Der Kanton Zug schliesst sich der Stellungnahme der Konferenz der 
kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) vom 23. Januar 
2025 an.

Anhang: Avis du canton de Zug.pdf
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Staatskanzlei des Kantons Graubünden

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Gerne teilen wir Ihnen mit, dass wir uns seitens des Kantons Graubünden 
vollumfänglich der Stellungnahme der Konferenz der kantonalen 
Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) vom 23. Januar 2025 
anschliessen.

Anhang: Avis du canton des Grisons.pdf
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Staatskanzlei des Kantons Schwyz

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Der Regierungsrat schliesst sich der Stellungnahme der Schweizerischen 
Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) 
vom 23. Januar 2025 an und unterstützt die vorgeschlagenen Änderungen.

Anhang: 217-2025 BG Krankenversicherung (Once-Only-Prinzip).pdf
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Cancelleria dello Stato del Cantone Ticino

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Di principio accogliamo favorevolmente le modifiche proposte 
nell'avamprogetto, le quali precisano più in dettaglio gli scopi della raccolta dati, 
ampliano la cerchia dei destinatari ai quali l'Ufficio federale di statistica (UST) 
potrà trasmettere i dati e specificano il livello di granularità dei dati (individuali o 
aggregati) che potranno essere trasmessi ai vari utilizzatori. Tuttavia, riteniamo 
opportuno introdurre alcune precisazioni con riferimento agli artt. 22 cpv. 1 e 
22a cpv. 4 dell'avamprogetto.

L'impatto delle nuove disposizioni nel complesso richiederà un importante 
lavoro da parte del servizio cantonale preposto per l'adeguamento delle banche 
dati alle nuove variabili e la revisione di tutta la reportistica. Sarà inoltre 
necessaria una verifica dei dati raccolti dai vari servizi dell'Amministrazione 
cantonale onde evitare raccolte ridondanti, con particolare riferimento al nuovo 
art. 22a cpv. 5 LAMal.

In teoria il progetto SPIGES dovrebbe portare parecchi vantaggi, dalla raccolta 
unica dei dati all'utilizzo degli stessi per vari scopi. Per quanto riguarda 
l'attuazione pratica, al momento sono presenti ancora parecchie lacune. In 
particolare, gli istituti ospedalieri sono tenuti a trasmettere i dati 2024 sulla 
piattaforma SPIGES entro fine marzo 2025, senza che la modifica di legge in 
esame sia evidentemente ancora entrata in vigore. Attualmente, la piattaforma 
SPIGES consente l'importazione dei dati, ma non fornisce alcun resoconto 
sugli stessi, impedendo così al fornitore di verificarne la corretta acquisizione. 
Questo resoconto sarà implementato dall'UST solo per l'autunno 2025. 
Nemmeno i Cantoni ricevono un riassunto dei dati importati e potranno 
esportare i dati caricati dagli istituti unicamente a partire dal mese di aprile 
2025. 

Concludiamo osservando che il principio della raccolta dati univoca e ben 
strutturata delle informazioni nel campo della salute è sicuramente da 
sostenere e potrà avere implicazioni positive anche per il nostro Cantone. 
Evidenziamo l'importanza di poter continuare a ottenere in futuro i dati completi 
a livello nazionale, garantendone la conservazione e l'utilizzo per il massimo 
periodo possibile. A tale scopo, riteniamo opportuna una revisione anche 
dell'articolo 31a OAMal.

Auspichiamo infine che il regolamento sul trattamento dei dati, che sarà 
emanato dal Consiglio federale, tenga conto di tutti i compiti previsti dalle 
normative federali e cantonali, evitando di basarsi unicamente sulle disposizioni 
dell'articolo 59a LAMal, come avvenuto finora.

Anhang: Avis du canton du Tessin.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 22,Abs.1 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung In primo luogo, considerato che gli obiettivi e i compiti che legittimano la 
trasmissione e la messa a disposizione dei dati non contemplano 
esplicitamente la previsione del fabbisogno di personale curante, riteniamo 
necessario integrare una precisazione in tal senso all'art. 22 cpv. 1 LAMal.

Titel Art. 22a, Abs.4 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Inoltre, secondo l'art. 22a cpv. 4 LAMal, i Cantoni e l'UFSP potranno anche 
in futuro ottenere dati individuali per quanto riguarda i dipendenti, i pazienti, i 
costi delle prestazioni, la fatturazione e gli indicatori di qualità. Per garantire 
un'efficace pianificazione e una corretta vigilanza, è essenziale che i 
Cantoni possano accedere ai dati a livello nazionale con il massimo grado di 
dettaglio, includendo tutti i casi e le variabili disponibili. Pertanto, riteniamo 
opportuno specificare che i Cantoni avranno accesso non solo ai dati degli 
istituti sul loro territorio, ma anche a quelli di tutti i fornitori di prestazioni 
stazionarie a livello svizzero.
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Staatskanzlei des Kantons Zürich

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Wir begrüssen die Stossrichtung der vorliegenden KVG­Revision und erachten 
die Veran­ kerung des Once­Only­Prinzips, d. h. die einmalige Erhebung der 
Daten durch das Bun­ desamt für Statistik (BFS), als sinnvoll. Grundsätzlich 
verweisen wir auf die Stellungnahme der Konferenz der kantonalen 
Gesundheitsdirektorinnen und ­direktoren (GDK), der wir uns anschliessen. 
Ergänzend haben wir folgende Anmerkungen:
Damit alle Datennutzerinnen und ­nutzer ihre gesetzlichen Aufgaben erfüllen 
können, muss das BFS die Daten zwingend rasch und im für die Erfüllung der 
Aufgaben notwen­ digen Umfang zur Verfügung stellen. Die einmalige 
Datenerhebung durch das BFS darf nicht dazu führen, dass die 
Datennutzerinnen und ­nutzer weniger oder qualitativ schlech­ tere Daten 
erhalten als bisher. Zudem müssen die Daten den Nutzerinnen und Nutzern 
künftig früher zur Verfügung stehen als heute.
Des Weiteren muss, wie in Kapitel 3.3 des erläuternden Berichts dargelegt, 
ebenfalls die Verordnung über die Krankenversicherung (KVV, SR 832.102) 
rasch angepasst werden. Wir erwarten, dass zu diesen Anpassungen ebenfalls 
eine Vernehmlassung durchgeführt wird. Dabei ist zwingend Art. 31a KVV 
anzupassen. Die Löschfrist von fünf Jahren muss verlängert werden, denn für 
die Berechnung bestimmter Qualitätsindikatoren (beispiels­ weise die 
Reoperationsrate bei Hüft­ und Knieprothesen) sind fünf Datenjahre zu wenig. 
Ebenso gibt es Tarifverfahren, die viele Jahre dauern und für die ebenfalls 
ältere Daten benötigt werden.

Im Allgemeinen zu Art. 22 und 22a
Da der Begriff «Leistungserbringer» nicht zwischen ambulant und stationär 
unterscheidet, sondern alle in Art. 35 KVG genannten Arten von 
Leistungserbringenden umfasst, schaf­ fen die neuen Art. 22 und 22a eine 
breite Basis für die Datenerhebung und Datenbereit­ stellung auch im 
ambulanten Bereich. Die Kantone können gestützt darauf vom BFS Daten für 
den ambulanten Bereich in gleicher Qualität und im gleichen Umfang 
anfordern, wie sie sie zurzeit im stationären Bereich erhalten, sofern diese für 
die Erfüllung der Auf­ gaben nach Art. 22 Abs. 2 Bst. b erforderlich sind. 
Insbesondere betrifft dies Daten im Zusammenhang mit der Tarifierung von 
ambulanten Leistungen.
Wir begrüssen, dass die neuen Art. 22 und 22a für alle in Art. 22 erwähnten 
Zwecke eine einheitliche Grundlage schaffen, unabhängig davon, ob es sich 
um stationäre oder ambu­ lante Leistungen handelt. Besonders zu begrüssen ist 
auch die Erweiterung der Daten­ verwendungszwecke in Art. 22 Abs. 1 Bst. b 
um «ausserordentliche Massnahmen». Diese Nennung schafft Klarheit und 
verweist ausdrücklich auf Art. 54 ff. KVG.
Die Bestimmungen sind auch unter datenschutzrechtlichen Aspekten zu 
begrüssen.

Anhang: Avis du canton de Zurich.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 22,Abs.1 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 22 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Wir begrüssen den präzisen Wortlaut der Bestimmung. Die gesetzlich 
vorgesehene Daten­ bekanntgabe dient dem öffentlichen Interesse, die 
Qualität und die Wirtschaftlichkeit
von Leistungen zu überwachen. Durch die genaue Bezeichnung, welche 
Personendaten Leistungserbringer dem BFS bekannt geben müssen, wird 
dem Legalitätsprinzip genü­ gend Rechnung getragen. Die bekannt zu 
gebenden Personendaten werden inhaltlich so definiert, dass die 
Leistungserbringer im beruflichen Alltag und bereits im Zeitpunkt der 
Datenbeschaffung genau nachvollziehen können, welche bei den 
betroffenen Personen erhobenen Daten unter die Bestimmung fallen und 
welche nicht. Zudem erlaubt die ge­ naue Auflistung von bekannt zu 
gebenden Personendaten den Leistungserbringern, bei den Informations­ 
und Datensystemen geeignete Schnittstellen vorzusehen, damit solche 
Bekanntgabeprozesse automatisiert werden können.

Titel Art. 22a, Abs.3 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die Datenempfänger gemäss Abs. 2 dürfen nur Personendaten von 
Patientinnen und Patienten bearbeiten, wenn das BFS sie zuvor erfolgreich 
anonymisiert hat. Das BFS ist für die Anonymisierung der Personendaten 
von Versicherten verantwortlich (Abs. 3). Dass eine einheitliche Stelle für die 
Anonymisierung bezeichnet wird und verantwortlich ist,
ist zu begrüssen.

Titel Art. 22a, Abs.4 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir begrüssen zudem, dass der neue Art. 22a Abs. 4 die Lieferung von 
Einzeldaten an die Kantone ausdrücklich regelt. Allerdings benötigen die 
Kantone zur Erfüllung ihrer Aufga­ ben – etwa bei Tariffestsetzungen oder für 
die Spitalplanung – zwingend gesamtschweize­ rische Einzeldaten und nicht 
nur Daten des eigenen Kantons. Hierzu gehören auch ge­ 
samtschweizerische Kostendaten auf Fallebene. Dies ist auf 
Verordnungsebene sowie im Bearbeitungsreglement des BFS so zu 
präzisieren. Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb die Lieferung von 
Einzeldaten auf die in Art. 22 Abs. 2 Bst. b–d und f erwähnten Daten 
beschränkt ist und nicht alle Daten gemäss Art. 22 Abs. 2 umfasst. Die unter 
Bst. a und e aufgeführten Daten sind ebenfalls Einzeldaten, sofern diese nur 
ein Spital umfassen. Zu­ dem ist es nicht nachvollziehbar, weshalb die 
Kantone höchst schützenswerte Einzeldaten zu den Patientinnen und 
Patienten sowie detaillierte Kostendaten erhalten sollen, aber beispielsweise 
keine Daten zu Aufwand und Ertrag aus der Finanzbuchhaltung der Spitä­ 
ler. Letztere sind unter anderem wichtig für die Spitalplanung, um die 
finanzielle Stabilität der Spitäler zu prüfen. Derzeit erhält der Kanton diese 
Daten im Rahmen der Kranken­ hausstatistik des BFS. Daher ist Art. 22a 
Abs. 4 so anzupassen, dass er alle unter Art. 22 genannten Daten umfasst.
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Kantonskanzlei des Kantons Appenzell Ausserrhoden

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Der Regierungsrat von Appenzell Ausserrhoden nimmt dazu wie folgt Stellung:

Er begrüsst wie die GDK das Ziel, die Datenerhebungen im Gesundheitswesen 
effizienter zu strukturieren und am Prinzip des Once-Only auszurichten. Mit 
Blick auf das Projekt SpiGes unterstützt er die Gesetzesänderung, die sich 
auch auf andere Leistungserbringer als die von SpiGes betroffenen Spitäler 
beziehen wird.

Für detaillierte Bemerkungen verweist der Regierungsrat auf die 
Stellungnahme der GDK, welche von ihm unterstützt wird.

Anhang: merged__Appenzell.pdf
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République et Canton du Jura

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Keine Rückmeldung

Begründung: --

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel 1.Ersatz von Ausdrücken, Abs.1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 1.Ersatz von Ausdrücken, Abs.2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22,Abs.1 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22,Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Test

Titel Art. 22a, Abs.1 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22a, Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22a, Abs.3 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 22a, Abs.4 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22a, Abs.5 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22a, Abs.6 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22a, Abs.7 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 23 Abs. 1 zweiter Satz

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 55a Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 84a Abs. 1 Einleitungssatz (Betrifft nur den italienischen Text) und Bst. f

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 27 Abs. 1bis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 27 Abs. 8

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --



91 / 427

Titel Art. 78 Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 2.Ersatz von Ausdrücken

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 56 Abs. 1bis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3.Ersatz von Ausdrücken, Abs.1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3.Ersatz von Ausdrücken, Abs.2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3.Ersatz von Ausdrücken, Abs.3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 26 Abs. 1bis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 43 Abs. 1 Einleitungssatz

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Chancellerie d'Etat du Canton de Vaud

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Le Conseil d'Etat est favorable au projet de modification de la LAMal mis en 
consultation. Cependant, il soulève quelques points d'attention par rapport à ce 
projet. Il vous fait part, ci-après, de sa détermination à l'issue d'une consultation 
interne de ses services et des entités externes potentiellement concernées.

À l'instar de la Conférence des directrices et directeurs cantonaux de la santé 
(CDS), le Conseil d'État soutient le projet de modification de la LAMal. 
L'instauration d'une structure commune au niveau de la Confédération, servant 
de source unique de données pour tous les utilisateurs, offrirait des bénéfices 
considérables en matière de transparence et d'efficacité. Toutefois, le Conseil 
d'État souhaite porter à votre attention plusieurs points nécessitant une 
réflexion approfondie dans le cadre de ce projet :
•Accès aux données pour la recherche et la science : Le projet ne prévoit pas 
explicitement la mise à disposition des données aux milieux de la recherche et 
de la science. De plus, les données qui seront mise à disposition de ces 
acteurs restent insuffisamment précisées.
•Contrôle sur la distribution des données : La centralisation au niveau de la 
Confédération risque de priver les prestataires de soins d'un contrôle adéquat 
sur la transmission de leurs données. Le Conseil d'État estime, en lien avec 
l'art. 22 al. 2, let. d du P-LAMal, que la base de données devrait être plus 
étendue et répondre aux exigences procédurales appropriées. Il conviendra 
également de prêter une attention particulière aux modifications de l'OAMal 
que proposera le Conseil fédéral. En effet, les art. 31 et 31a OAMal devront 
être adaptés afin de préciser quelles données pourront être transmises et à 
quels destinataires.
•Accès rapide aux données pour les cantons : Il est essentiel de garantir que 
les cantons disposent des informations nécessaires pour piloter efficacement le 
système de santé. De plus, il serait souhaitable que le projet SpiGes 
permettent un accès plus rapide aux données pour les cantons 
qu'actuellement, tout en veillant à la faisabilité de cette exigence pour les 
prestataires de soins qui fournissent les données.

En conclusion, le Conseil d'Etat du Canton de Vaud est favorable au projet de 
modification de la loi fédérale sur l'assurance-maladie (garantie du principe de 
la collecte unique des données). L'implémentation du projet SpiGes représente 
une avancée significative dans la gestion des données de santé en Suisse, en 
favorisant une utilisation plus rationnelle et stratégique des informations 
disponibles. Toutefois, certaines préoccupations subsistent, notamment en ce 
qui concerne l'accès aux données pour la recherche et la science, la perte de 
contrôle des prestataires sur la transmission des données ainsi que la 
nécessité d'une mise à disposition plus rapide des données aux cantons, tout 
en tenant compte des contraintes des prestataires de soins.

Anhang: Avis du canton de Vaud.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 22,Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Contrôle sur la distribution des données : La centralisation au niveau de la 
Confédération risque de priver les prestataires de soins d'un contrôle 
adéquat sur la transmission de leurs données. Le Conseil d'État estime, en 
lien avec l'art. 22 al. 2, let. d du P-LAMal, que la base de données devrait 
être plus étendue et répondre aux exigences procédurales appropriées. Il 
conviendra également de prêter une attention particulière aux modifications 
de l'OAMal que proposera le Conseil fédéral. En effet, les art. 31 et 31a 
OAMal devront être adaptés afin de préciser quelles données pourront être 
transmises et à quels destinataires.
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2. Stellungnahmen In der Bundesversammlung vertretene politische Parteien / 
partis politiques représentés à l'Assemblée fédérale

FDP. Die Liberalen / PLR. Les Libéraux-Radicaux / PLR.I Liberali Radicali

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Die FDP.Die Liberalen begrüsst die vorgeschlagenen Änderungen des KVG 
und der entsprechenden Erlasse bei der Invalidenversicherung, der 
Unfallversicherung und der Militärversicherung mit dem Ziel der Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten. Damit wird eine Forderung 
der FDP (Motion 23.3601 - Schluss mit teuren Doppelspurigkeiten bei 
Gesundheitsdaten. Mehrfachnutzung jetzt anpacken!) umgesetzt, um die 
entsprechenden rechtlichen Rahmenbedingungen für die Vermeidung 
unnötiger Ressourcen- und Kostenaufwände zu schaffen. 

Gleichzeitig wird hierdurch die weiterhin hinterherhinkende Digitalisierung im 
schweizerischen Gesundheitswesen unterstützt. Ein funktionierendes 
Gesundheitsdatenökosystem ist zentral, um die Effizienz des 
Gesundheitssystems sowie die Behandlungsqualität zu verbessern und 
Spitzenforschung zu ermöglichen. Hierfür sind grundsätzlich einheitliche 
Standards festzulegen, unabhängig vom Zweck der Datenerhebung. Dies 
ermöglicht einerseits, die Verknüpfung und Mehrfachnutzung von Daten zu 
einem späteren Zeitpunkt und erleichtert andererseits die Arbeit der 
Leistungserbringer bei der Erfassung und Weitergabe. Das Prinzip der 
einmaligen Erhebung der Daten kann nur nachhaltig realisiert werden, wenn 
einheitliche, international harmonisierte Standards bei der Erfassung an der 
Quelle genutzt werden.

Der Bunderats muss weiter der Forderung der FDP folgen, die echte 
Digitalisierung der Gesundheitsversorgung voranzutreiben. In dieser sollen 
Daten schnell triagiert und genutzt, administrative Aufwände vereinfacht und 
Transparenz sowie Effizienz im System erhöht werden. Hierdurch wird die 
Vergleichbarkeit der Leistungserbringer ermöglicht, die integrierte Versorgung 
realisiert und ein Ökosystem aufgebaut, das Forschung und Innovation 
vorantreibt. Dabei sollen ausgehend von der vorgeschlagenen 
Gesetzesänderung, die im Moment lediglich auf stationäre Leistungen betrifft, 
daraufhin auch auf ambulante Daten miteinbezogen werden.

Wir danken Ihnen, sehr geehrte Damen und Herren, für die Gelegenheit zur 
Stellungnahme und für die Berücksichtigung unserer Überlegungen.

Anhang: Avis du PLR.pdf
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Schweizerische Volkspartei SVP / Union Démocratique du Centre UDC / Unione 
Democratica di Centro UDC

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Die SVP begrüsst die Vorlage, welche Doppelspurigkeiten verhindern, der 
Kostentransparenz dienen und den Weg frei für Optimierungen insbesondere in 
der Finanzierung der Gesundheitsversorgung machen soll. Diese Anpassung 
soll jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Kostenexplosion zwingend 
eingedämmt werden muss. Hier steht klar das BAG in der Verantwortung, das 
nun endlich liefern und Anreize zum Sparen setzen muss. 

Die SVP begrüsst die erweiterte Datenbasis für die Kantone, welche 
insbesondere im Tarifbereich und bei der Beschränkung der Anzahl Ärzte nach 
Fachgebiet und Region über entsprechende Informationen verfügen müssen. 
Die aktuellen Bestimmungen, wonach den Kantonen lediglich Daten für die 
Planung der Spitäler, Geburtshäuser und Pflegeheime weitergegeben werden, 
sollen zu Recht erweitert werden. Auch der erweiterte Adressatenkreis ist 
aufgrund der gesetzlichen Aufgaben gerechtfertigt und angezeigt. 

Insgesamt sind die Gesetzesanpassungen schlüssig und ziel- sowie 
ressourcenorientiert, weshalb die SVP der Vorlage zustimmt. Gleichzeitig wird 
damit die Erwartung verbunden, Kostentreiber ausfindig zu machen, so dass 
der Bund mittelfristig Lösungen präsentiert, um die kontinuierlich steigenden 
Gesundheitskosten zu bremsen. Die ermöglichte spätere Ausweitung auf 
ambulante Bereiche soll insbesondere - aber nicht ausschliesslich - bei der 
Spitex, deren Kosten exorbitant steigen, zu Einsparungen führen.

Anhang: Vernehmlassungsantwort.pdf
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GRÜNE Schweiz / Les VERT-E-S suisses / I VERDI svizzera

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: A l'heure actuelle, les fournisseurs de prestations de soin doivent parfois fournir 
les mêmes données à plusieurs acteurs. Cette procédure est inefficace pour 
les administrations hospitalières et entraîne un manque de transparence et de 
comparabilité des données. Le projet SpiGes vise à résoudre ce problème en 
renforçant le principe de collecte unique des données. A l'avenir, les 
prestataires de soin transmettront à une plateforme unique hébergée par l'OFS, 
les données nécessaires à l'accomplissement des tâches prévues par la LAMal.
Les VERT-E-S soutiennent cette révision, c'est-à-dire l'abrogation de l'article 
59a LAMal, l'ajout des articles 22 et 22a et les modifications y relatives au sein 
de la LAM, la LAA et la LAI. Comme le souligne l'analyse de risques effectuée 
par l'OFS, les informations relatives à la santé sont des données sensibles qu'il 
faut protéger avec un soin particulier. Nous soutenons ainsi toutes les mesures 
prévues qui vont dans le sens d'une sécurisation des données optimale, y 
compris la participation de l'application SpiGes au programme de primes aux 
bogues.

Nous vous remercions d'avance de bien vouloir prendre en compte notre prise 
de position et restons à votre disposition en cas de questions.

Anhang: Avis des VERT-E-S suisses.pdf
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Die Mitte / Le Centre / Alleanza del Centro

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Sichere Digitalisierung des Gesundheitswesens weiter vorantreiben!

Die Mitte ist der festen Überzeugung, dass durch eine zielgerichtete 
Digitalisierung im Gesundheitswesen eine Steigerung der Wirksamkeit bei 
gleichzeitigen Kostensenkungen möglich ist. Die Mitte setzt sich deswegen seit 
geraumer Zeit mit Nachdruck für dieses Anliegen ein.

Vor diesem Hintergrund hat die vorliegende Gesetzesrevision nach 
Einschätzung der Mitte das Potenzial, die Transparenz und die 
Leistungsfähigkeit des Gesundheitswesens zu stärken und dabei 
kostendämpfend zu wirken. Die Mitte begrüsst entsprechend, dass mit dem 
Once-Only-Prinzip die Patientinnen und Patienten sowie die Leistungserbringer 
administrativ entlastet werden.

Die Vorlage legt weiter fest, dass die erhobenen Personendaten an eine 
zentrale Plattform des Bundesamtes für Statistik (BFS) zu übermitteln sind. Die 
Mitte betont, dass für diese Plattform, die höchsten Anforderung der Daten- 
und Cybersicherheit zu gelten haben und regelmässige Audits erfolgen sollten. 
Dies, da eine zentral geführte Datenbank besonders schützenswerter 
Personendaten ein Klumpenrisiko darstellt. 

Anhang: Avis du parti Le Centre.pdf
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Sozialdemokratische Partei der Schweiz SPS / Parti socialiste suisse PSS / Partito 
socialista svizzero PSS

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Die SP unterstützt die vorgeschlagene Gesetzesänderung. Das Prinzip der 
einmaligen Datenerhebung betreffend Inhalt, Prüfungen und Fristen wird heute 
nicht systematisch umgesetzt. Neben den unnötigen Ressourcen, welche 
dadurch beansprucht werden, produziert diese Situation teilweise auch 
inhaltliche Abweichungen in der Datenaufbereitung und -publikation. Wir 
weisen jedoch darauf hin, dass die zu schaffende Rechtsgrundlage unbedingt 
den höchsten Anforderungen betreffend Datenschutz entsprechen muss. Auch 
dies muss bereits jetzt so konzipiert sein, dass der Datenschutz gewährleistet 
ist und dann, zu einem späteren Zeitpunkt, auch die Ausweitung des Systems 
auf den ambulanten Bereich möglich sein wird. 

Anhang: Avis du PS.pdf
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3. Stellungnahmen Gesamtschweizerische Dachverbände der Gemeinden, 
Städte und Berggebiete / associations faîtières des communes, des villes et 
des régions de montagne qui œuvrent au niveau national
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4. Stellungnahmen Gesamtschweizerische Dachverbände der Wirtschaft / 
associations faîtières de l'économie qui œuvrent au niveau national

economiesuisse / Verband der Schweizer Unternehmen / Fédération des entreprises 
suisses / Federazione delle imprese svizzere / Swiss business federation

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: --

Anhang: 20250317_VNL_Once-only-Prinzip_FIM.pdf
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Schweizerischer Arbeitgeberverband / Union patronale suisse / Unione svizzera degli 
imprenditori

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: Da diese Vorlage aufgrund der Dossieraufteilung zwischen economiesuisse 
und dem Schweizerischen Arbeitgeberverband von ersterem behandelt wird, 
verzichtet der Schweizerische Arbeitgeberverband auf eine Stellungnahme 
zu dieser Vernehmlassung.
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Schweiz. Gewerkschaftsbund (SGB) / Union syndicale suisse (USS) / Unione sindacale 
svizzera (USS)

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Sehr geehrte Frau Bundesrätin 

Besten Dank für die Einladung zur oben erwähnten Vernehmlassung. Der 
Schweizerische Gewerk-schaftsbund (SGB) nimmt dazu im Folgenden gerne 
Stellung.

Heute wird bei bestimmten Aufgaben im Rahmen des 
Krankenversicherungsgesetzes (KVG) das Prin-zip der einmaligen 
Datenerhebung hinsichtlich Inhalts, Prüfungen und Fristen nicht systematisch 
umge-setzt. Neben den unnötigen Ressourcen, welche dadurch beansprucht 
werden, produziert diese Situation teilweise auch inhaltliche Abweichungen in 
der Datenaufbereitung und -publikation. Der hiermit vor-geschlagene Entwurf 
für eine punktuelle Revision des Krankenversicherungsgesetzes sieht deshalb 
die Schaffung einer Rechtsgrundlage zur Umsetzung des Prinzips der 
einmaligen Datenerhebung im spital-stationären Bereich vor (was die 
Umsetzung eines in diesem Bereich bereits gestarteten Projekts ermög-licht). 

Der SGB unterstützt diese Revision des KVG (ebenso wie die damit 
verbundenen nötigen Änderungen des Bundesgesetzes über die 
Unfallversicherung, des Bundesgesetzes über die Militärversicherung so-wie 
des Bundesgesetzes über die Invalidenversicherung). Gleichzeitig möchten wir 
grundsätzlich an-merken bzw. bekräftigen, dass die zu schaffende 
Rechtsgrundlage einerseits höchsten Anforderungen im Bereich des 
Datenschutzes zu genügen hat, andererseits aber auch breit genug sein soll, 
um eine Anwendung des Prinzips der einmaligen Datenerhebung über den 
Bereich der spitalstationären Versor-gung hinaus zu ermöglichen. Zu Letzterem 
hält der erläuternde Bericht lediglich fest, dass "die ange-passten 
Rechtsgrundlagen eine spätere Integration der Verarbeitung der in den 
Sektoren der ambulan-ten Versorgung oder der Pflege benötigten Daten 
ermöglichen" soll.

In diesem Sinne hoffen wir auf die Berücksichtigung unserer Stellungnahme 
und danken Ihnen herz-lich für die Zusammenarbeit.

Anhang: SGB_USS_VL_Änderung_des_KVG.pdf
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Schweizerischer Gewerbeverband (SGV) / Union suisse des arts et métiers (USAM) / Unione 
svizzera delle arti e mestieri (USAM)

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Plus grande organisation faîtière de l'économie suisse, l'Union suisse des arts 
et métiers usam représente plus de 230 associations et plus de 600 000 PME, 
soit 99,8% des entreprises de notre pays. La plus grande organisation faîtière 
de l'économie suisse s'engage sans répit pour l'aménagement d'un 
environnement économique et politique favorable au développement des 
petites et moyennes entreprises.

Nous saluons l'objectif poursuivi par le projet de modification de la LAMal, à 
savoir la réduction des charges administratives par la mise en œuvre du 
principe de la collecte unique des données. La limitation des demandes 
d'informations multiples et redondantes constitue une mesure importante pour 
améliorer l'efficience du système de santé et renforcer la numérisation des 
échanges d'informations.

Le principe "once only" est reconnu comme un instrument pertinent pour limiter 
la complexité administrative et améliorer la qualité des processus. La réforme 
proposée contribue à une clarification bienvenue des bases légales et à une 
meilleure sécurité juridique pour les acteurs concernés.

Il est pour l'usam essentiel que cette réforme ne conduise pas en pratique à un 
transfert unilatéral de charges administratives vers les fournisseurs de 
prestations. Ceux-ci ne doivent pas être confrontés à de nouvelles obligations 
de documentation ou de transmission de données. La collecte d'informations 
devra par conséquent être limitée au strict nécessaire, ciblée, justifiée et 
conforme au principe de proportionnalité. La réussite de la réforme dépendra 
de sa capacité à réellement alléger la charge administrative et non à la 
déplacer.
La possibilité d'étendre à l'avenir cette approche au secteur ambulatoire est 
particulièrement bienvenue. Ce secteur, qui englobe de nombreuses petites 
structures – notamment des cabinets médicaux ou des centres de soins de 
proximité – doit pouvoir être intégré dans le système sans devoir supporter de 
charges administratives ou techniques supplémentaires. Il convient donc de 
veiller à ce que la mise en œuvre tienne compte des ressources limitées de 
ces structures et qu'elle reste proportionnée et praticable en termes de coûts et 
d'exigences.

La réforme présente un potentiel réel pour renforcer l'efficience du système de 
santé. Elle doit néanmoins être conçue de manière à garantir que les objectifs 
de simplification administrative soient atteints concrètement, sur le terrain, pour 
l'ensemble des fournisseurs de prestations. Cela implique une mise en œuvre 
techniquement réalisable, juridiquement claire et adaptée à la diversité des 
acteurs du système.

Anhang: Avis de l'usam.pdf
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5. Stellungnahmen Übrige Organisationen und Stellungnehmende

AGZ Aerztegesellschaft des Kantons Zuerich

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung
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Begründung: Wir unterstützen das Ziel, redundante Datenerhebungen über alle 
Sozialversicherungszweige hinweg zu vermeiden und die Effizienz der 
Datenverarbeitung zu verbessern.

Dennoch sehen wir in der aktuellen Vorlage wesentliche Problemfelder, 
insbesondere im Hinblick auf die gesetzliche Grundlage, die Zweckbindung der 
Datenverarbeitung sowie die notwendige Wahrung der Anonymität.

Zudem haben wir grosse Zweifel daran, dass eine Umsetzung im 
praxisambulanten Bereich derart ausgestaltet werden kann, dass das Ziel der 
einmaligen Erhebung der Daten (Once-Only-Prinzip) erreicht wird. 
Leistungserbringer sollen die Daten, die für die Erfüllung der Aufgaben nach 
dem KVG und dem BStatG notwendig sind, an eine vom BFS geführte 
Plattform übermitteln. Sind hiervon auch auch Leistungsdaten betroffen, 
handelt es sich um eine zusätzliche Erhebung. Die ambulanten 
Leistungserbringer melden bisher Strukturdaten im Rahmen von MAS an das 
BFS, nicht aber Leistungsdaten. Gemäss Art. 22 (neu) Abs. 2 lt. d. sollen die 
Leistungserbringer verpflichtet werden, Art, Umfang und Kosten der erbrachten 
Leistungen und Rechnungsstellung für diese Leistungen an das BFS zu 
melden. Es kann nicht sein, dass ambulante Leistungserbringer ihre mit den 
Versicherern abgerechneten Leistungsdaten dem BFS melden müssen, und 
dann das BFS die Einzeldaten der Ärzte den Versicherern gibt, die diese schon 
haben.

Ziel muss eine Reduktion und nicht eine Zunahme von Redundanz sein. Das 
hängt in jedem Fall von der effektiven Umsetzung und der entsprechenden 
technischen Lösung ab.

Die detaillierten Rückmeldungen zu den einzelnen Artikeln und dem 
erläuternden Bericht finden Sie nachfolgend.

Die AGZ unterstützt eine einmalige und koordinierte Datenerhebung 
grundsätzlich, sofern folgende Punkte sichergestellt sind:
• Klare gesetzliche Grundlage für jede einzelne Datenerhebung mit eindeutiger 
Zweckbindung;
• Präzise Definition der berechtigten Empfänger und Begrenzung des Zugriffs;
• Verpflichtende Anonymisierung sämtlicher weitergegebenen Daten;
• Transparente Information für Leistungserbringer und Patienten.
• Umsetzung ohne zusätzliche Datenerhebung

Überdies schliessen wir uns als Ärztegesellschaft vollumfänglich der 
Vernehmlassung der FMH an. Wir teilen die Anträge der FMH vollständig.

Zum erläuternden Bericht Kapitel 6.8 Datenschutz, Risiko: 
Das BFS geht in seiner Risikoanalyse u.a. von Schwachstellen im System aus. 
Dabei wird lediglich auf die SpiGes-Datenbanken verwiesen. Bei externen 
Benutzern wird auf das eIAM-Login des Spitals verwiesen. Das greift insofern 
zu kurz, als dass im ambulanten Bereich heute keine SpiGes-Datenbanken 
verwendet werden. Entsprechend wird auf das sichere und etablierte 
Informationssystem der HIN verwiesen. Demnach soll mit dem Blick auf den 
Datenschutz und die Datensicherheit den Nutzern ein sicherer Zugang 
beispielsweise über das bewährte HIN Login bzw. mittels HIN Identitäten1 
ermöglicht werden.

Zum erläuternden Bericht Kapitel 1.2 Geprüfte Alternativen und gewählte 
Lösung:
Der AGZ ist es ein grosses Anliegen, dass Vertreter der ambulanten 
Leistungserbringer bei der Erarbeitung der technischen Lösung frühzeitig 
involviert zu werden. Die inhaltliche Harmonisierung der Daten in Form eines 
einheitlichen Variablensatzes sowie der Prozesse der Datenerhebung und -
prüfung auf der Plattform des BFS ist unabdingbar für ein gutes Gelingen. Nur 
dann kann diesbezüglich sichergestellt werden, dass bei den Ärztinnen und 
Ärzte kein weiterer administrativer Aufwand entsteht.

Anhang: Avis de l'Aerztegesellschaft des Kantons Zuerich - AGZ.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 22,Abs.1 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 22 Abs. 1 Bst. b:
Mit dem neuen Artikel 22 und 22a KVG wird die Zweckbestimmung erweitert 
(unter anderem durch Art. 22 Abs. 1 lit. b) und es werden neue 
Datenempfänger definiert. In Wahrung des Verhältnismässigkeitsprinzips 
dürfen – wie bis anhin - nur die Daten erhoben werden, die effektiv 
notwendig sind, um die gesetzlichen Aufgaben erfüllen zu können. Dies 
setzt im Grundsatz immer eine Grundlage in einem formellen Gesetz 
voraus, mithin auch den Verwendungszweck und die Adressaten dieser 
Daten. Welche Daten notwendig sind, muss für jede zu erfüllende Aufgabe 
anders beantwortet werden. Umso wichtiger ist es, im Rahmen der 
gesetzlichen Ausführungsbestimmungen zu definieren, welche Daten in 
welcher Granularität erforderlich sind.

Die Zweckbestimmungen wie „Tarif- und Preisbildung“ wie auch 
„ausserordentliche Massnahmen zur Eindämmung der Kostenentwicklung“ 
sind sehr offen formuliert und bedürfen einer Präzisierung. Falls hier 
beispielsweise die Höchstzahlenverordnung oder das im erläuternden 
Bericht erwähnte kantonale Globalbudget gemeint ist, muss dies als klare 
Zweckbestimmung konkretisiert werden.

Titel Art. 22,Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Art. 22 Abs. 2 Bst. d:

In lit. b und c sind die Angaben in Anzahl und Struktur zu liefern, was mit 
einer aggregierten und anonymisierten Datenlieferung einher geht.

Bei lit. d wird Art, Umfang und Kosten der erbrachten Leistungen und die 
Rechnungsstellung verlangt. Im erläuternden Bericht steht, dass die 
Angaben der elektronischen Rechnungsstellung die Einzelheiten der für 
jeden Fall in Rechnung gestellten Leistungen nach Kostenträgern beinhaltet 
und diese beispielsweise die Kosten des Spitalaufenthalts genau und 
wahrheitsgetreu abbilden. Zudem steht im erläuternden Bericht, dass die 
Daten der Rechnungsstellung den Umfang der Bekanntgabe präzisieren und 
ebenfalls der Kontrolle dienen.

So müsse der Leistungserbringer in der Rechnung die Vergünstigung nach 
Art. 56 Abs. 3 (Art. 76a Abs. 1 KVV) aufführen, was aus unserer Sicht (wie 
auch bereits mehrmals im Rahmen der Rabattweitergabe beim BAG 
deponiert) nicht sinnhaft und verhältnismässig umgesetzt werden kann.

Begründung --

Titel Art. 22a, Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 22a Abs. 2 Bst. e,f und g:

Die Empfänger sind im vgl. zum Art. 59a KVG ergänzt worden. Die 
Aufführung der Leistungserbringer und deren Verbände als neue 
Datenempfänger begrüssen wir.

Das Once-Only-Prinzip wie auch die neuen Datenempfänger haben aus 
unserer Sicht direkte Implikationen auf in der Vernehmlassung nicht 
genannte Artikel, wie z.B. Artikel 47a, Artikel 47b und Artikel 58b KVG. Auch 
diese müssten angepasst werden, da die Datenflüsse gemäss Vorlage nur 
noch via BFS geregelt werden sollen.
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Titel Art. 22a, Abs.3 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 3 Das BFS stellt im Rahmen der Datenbereitstellung die Anonymität der 
Leistungserbringer gemäss Art. 35 Abs. 2 lit. a KVG, deren Beschäftigten, 
und Patientinnen und Patienten sicher.

Begründung Änderungsvorschlag: Das BFS stellt im Rahmen der Datenbereitstellung die 
Anonymität der Leistungserbringer gemäss Art. 35 Abs. 2 lit. a KVG, deren 
Beschäftigen, und Patientinnen und Patienten sicher.

Die Daten der Ärztinnen und Ärzte, welche selbstständig tätig sind (z.B. in 
einer Gruppepraxis, in einem Einzelunternehmen oder im Spital als 
Belegärztin/Belegarzt), sind gleich zu setzen wie die Patienten und 
Beschäftigen und somit zu anonymisieren.

Titel Art. 22a, Abs.4 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 4 Es stellt die Daten aggregiert zur Verfügung. Daten nach Artikel 22 Absatz 
2 Buchstaben b–d und f stellt es zudem folgenden Empfänger als 
anonymisierte Einzeldaten zur Verfügung:

a.dem BAG und den Kantonen;
b.den restlichen Empfängern nach Absatz 1, sofern die Einzeldaten zur 
Tarif- und Preisbildung oder zur Qualitätsentwicklung erforderlich sind.

Begründung Art. 22a Abs. 4:
Gemäss Abs. 4 stellt das BFS die Daten aggregiert zur Verfügung. Daten 
nach Art. 22 Abs. 2 lit. b-d und f, worunter auch die Angaben der 
Rechnungstellung zu zählen sind, stellt es zudem u.a. dem BAG und den 
Kantonen als Einzeldaten zur Verfügung.

Angaben der Rechnungsstellung enthalten sensible Patientendaten und 
stellen besonders schützenswerte Informationen dar. Wir gehen davon aus, 
dass das BFS die Anonymität der Patientendaten - wie dies auch für die 
Daten der Beschäftigten vorgesehen ist (Art. 22a Abs. 3) - sicherstellt und 
die Einzeldaten in einer anonymisierten Form zur Verfügung gestellt werden. 
Falls ein gesetzlicher Zweck die Lieferung von nicht anonymisierten 
Einzeldaten von Beschäftigen (inkl. Leistungserbringer) zwingend verlangt, 
sind spezifische Ausnahmen bei den jeweiligen Artikeln vorzusehen. Als 
mögliches Beispiel für eine Ausnahmeregelung könnte Art. 55a vorgesehen 
werden (z.B. im Abs. 4 von Art. 55a).

Änderungsvorschlag bei Art. 22a Abs. 4: […] zudem folgenden Empfänger 
als anonymisierte Einzeldaten zur Verfügung.

Auf Seite 9 des erläuternden Berichts wird festgehalten, dass das BAG 
aktuell gestützt auf Art. 59a Abs. 1 bereits Daten von den Leistungserbringer 
erheben kann. Dies ist aus unserer Sicht nicht korrekt. Das BAG ist als 
Datenempfänger der Daten gemäss Art. 59a aufgeführt. Die Angaben 
werden vom BFS erhoben (Abs. 3). Diese nicht korrekte Interpretation 
widerspiegelt sich über den gesamten erläuternden Bericht und ist 
anzupassen.

Art. 22a Abs. 4 Bst. b:
Die Vorlage ist zu umfassend, zu offenformuliert: Unklar ist, was 
beispielsweise die Qualitätsentwicklung bedeutet. Geht es um die Aufgaben 
der EQK, die Überprüfung der Qualitätsverträge? Hier ist die 
Zweckbestimmung zu präzisieren.

Titel Art. 22a, Abs.6 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 6 Das BAG veröffentlicht die Daten aggregiert und anonymisiert.

Begründung Änderungsvorschlag: Das BAG veröffentlich die Daten aggregiert und 
anonymisiert.
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ANQ (Association nationale pour le développement de la qualité dans les hôpitaux et les 
cliniques)

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung
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Begründung: Der ANQ ist der nationale Verein für Qualitätsentwicklung in Spitälern und 
Kliniken. 32 Mitgliederorganisationen sind im ANQ vereinigt und über 380 
Spitäler und Kliniken der Akutsomatik, Psychiatrie und Rehabilitation nehmen 
an den verpflichtenden Qualitätsmessungen des ANQ teil. Derzeit werden 28 
Qualitätsindikatoren in den Institutionen national einheitlich gemessen, 
vergleichend ausgewertet und transparent publiziert.

Die Geschäftsstelle des ANQ begrüsst das Ziel, die Datenerhebungen im 
Gesundheitswesen
effizienter zu strukturieren und am Prinzip des Once-Only auszurichten.

Die in die Vernehmlassung geschickte Gesetzesrevision erreicht jedoch in ihrer 
jetzigen Form
nicht die vom BFS und vom BAG im Rahmen des SpiGes-Projekts formulierten 
Ziele, nämlich
eine langfristige Vereinfachung der Erhebung von Spitaldaten und einen 
transparenten und
gleichberechtigten Zugang zu diesen Daten für alle Stakeholder zwecks 
gleicher Nutzung.
Denn über die Stakeholder bzw. die Bezugsberechtigten hinaus gibt es auch 
Organe, die nicht im Gesetz erwähnt sind, die mit BFS Daten arbeiten, wie 
beispielsweise die Geschäftsstelle ANQ für die verpflichtenden nationalen 
Qualitätsmessungen im stationären Bereich. Auch für sie muss der Zugang 
einfach und vorzugsweise gesetzlich geregelt sein, ansonsten kann die 
Zielsetzung Once-Only nicht konsequent verfolgt werden.

Die im Folgenden genannte Punkte müssen unbedingt geklärt und 
gegebenenfalls korrigiert/präzisiert werden, insbesondere:

1.
Gemäss dem aktuellen KVG wird der Status des ANQ weder als Datenlieferant 
noch als möglicher Datenbezüger berührt. Durch die KVG-Revision wird an 
diesem Status des ANQ nichts geändert, was in Bezug auf Once-Only schade 
ist und die Ausführung der Aufgaben des ANQ kompliziert gestaltet im 
Zusammenhang mit Datenlieferung und Datenbezug bzw. der Unterstützung 
des Once-Only Prinzip. Aktuell ist der ANQ oder vergleichbare Orga-nisationen 
durch das KVG weder zur Lieferung von Daten noch zum Bezug von Daten be-
rechtigt.

Rechtslage gemäss KVG-Revision: An der für den ANQ relevanten Rechtslage 
wird durch die KVG-Revision nichts geändert. Der Zweck der Revision besteht 
zur Hauptsache darin, mit den neuen Art. 22 und 22a revKVG die Grundsätze 
von Art. 59a KVG vom Bereich der Über-wachung der Wirtschaftlichkeit und 
Qualität auch in die Bereiche der Leistungsfinanzie-rung, der Tarif- und 
Preisbildung, der Versorgungsplanung und der Massnahmen zur Eindämmung 
der Kostenentwicklung zu übertragen (vgl. den erläuternden Bericht zur KVG-
Revision, insbesondere den Abschnitt "Inhalt der Vorlage" der Übersicht, S. 2; 
Ziff. 1.1, S. 3; 2. Abschnitt von Ziff. 3.1, S. 7).

In der Liste der berechtigten Stellen gemäss Art. 22a Abs. 2 revKVG ist der 
ANQ nicht er-wähnt. Da der ANQ für die nationale verpflichtenden 
Qualitätsmessungen BFS Daten nutzt, muss er aktuell und derzeit auch künftig 
den Weg über direkte Verträge gehen und ist nicht berechtigt für den Bezug 
der Daten über die SpiGes Plattform. Dies widerspricht dem Grundsatz von 
Once-Only. Der ANQ regt an, eine Möglichkeit vorzusehen, wie Organe, die 
BFS Daten nutzen für nationale Aufgaben, diese ebenfalls im Sinn von Once-
Only beziehen und nutzen können.

2. Die Terminologie und die Definition von «Einzeldaten» ist unklar. Hier ist 
eine Präzisie-rung erforderlich, damit nachvollziehbar ist, welche Daten im 
Rahmen von Once-Only verfügbar sind, sowohl für Datenbeziehende als auch 
Datenlieferanten.

3. Für die optimale Nutzung der Daten, müssen diese schneller und früher zu 
Verfügung stehen, als sie es heute tun.

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen und stehen für 
den Austausch gerne zur Verfügung.

Anhang: Avis de l'ANQ.pdf
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ARTISET et CURAVIVA

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: ARTISET begrüsst die Einführung des once only-Prinzips bei 
Datenerhebungen durch Behörden. Gerne weisen wir darauf hin, dass die 
stationäre Langzeitpflege ihre eigenen Besonderheiten hat, die bei der 
Umsetzung des once only-Prinzips Rechnung getragen werden müssen. Dazu 
gehören z.B. spezifische Terminologiestandards für die Langzeitpflege. Bei 
einer Integration von Daten aus der Langzeitpflege reicht der Fokus auf den 
spitalstationären Bereich nicht aus. Es ist entsprechend mit den betroffenen 
Akteueren aus der Langzeitpflege - analog dem spitalstationären Bereich - eine 
technische Lösung zu erarbeiten.

Die Pflegeheime nach Art. 35 Abs. k KVG stellen alle erforderlichen Daten 
schon heute in einem einzigen Datentransfer (SOMED A) dem BFS jährlich 
kostenlos zur Verfügung. Darauf basierend gewährleistet das BAG die 
entsprechende Publikation inkl. der med. Qualitätsindikatoren pro 
Pflegeinstitution gewährleistet. 

Da die erhobenen Daten auch für die (Weiter-)Entwicklung der Tarifstrukturen 
und Tarifverhandlungen genutzt werden, ist insbesondere im Bereich der 
Pflege sicherzustellen, dass die notwendigen Daten erhoben werden, die zur 
Finanzierungs-, Leistungs- und Kostentransparenz beitragen. Dazu gehört z.B., 
dass auch die Daten von Insitutionen für Menschen mit Behinderung, die 
Pflegeleistungen nach KVG abrechnen, Datenlieferungen zuhanden der 
Behörden vornehmen. Dies ist im Moment noch nicht bei jeder Institution der 
Fall.

Es sollten somit nicht nur die bestehenden Datenlieferungen an die Behörden 
ins "once only-Prinzip" übertragen werden, sondern vor der Überführung ins 
Prinzip der einmaligen Erhebung geprüft werden, ob die richtigen und alle 
notwendigen Daten erhoben werden.

Anhang: Avis d'ARTISET et CURAVIVA.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel I

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 1.Ersatz von Ausdrücken, Abs.1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 1.Ersatz von Ausdrücken, Abs.2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Gliederungstitel vor Art. 21

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22,Abs.1 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22,Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22a, Abs.1 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 22a, Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 2 Das BFS stellt die Daten zur Durchführung dieses Gesetzes den 
folgenden Empfängern gleichberechtigt und kostenlos zur Verfügung:

a.dem BAG;
b.dem Preisüberwacher;
c.den Kantonen;
d.den Versicherern und deren Verbänden;
e.den Leistungserbringern und deren Verbänden;
f.den Tariforganisationen nach den Artikeln 47a und 49 Absatz 2;
g.der Eidgenössischen Kommission für Qualität (Art. 58b);
h.den in Artikel 84a aufgeführten Organen.

Begründung Es wird nicht klar festgehalten, dass die Tarifpartner bei den Prozessen der 
Tarifverhandlungen einen gleichberechtigten Zugang zu denselben Daten 
haben, was noch immer die Möglichkeit erheblicher Asymmetrien offenlässt. 
Dieser gleichberechtigte Zugang zur Information muss unbedingt im Gesetz 
klar verankert werden. Auch sollen alle Empfänger die Daten kostenlos 
erhalten. 

Antrag zur Anpassung: 
Art.22a Abs. 2
Das BFS stellt die Daten zur Durchführung dieses Gesetzes den folgenden 
Empfängern gleichberechtigt und kostenlos zur Verfügung:
-> kostenlos und gleichberechtigt ergänzen.

Titel Art. 22a, Abs.3 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22a, Abs.4 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22a, Abs.5 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22a, Abs.6 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 6 Das BAG veröffentlicht die Daten. Vor der Veröffentlichung erhalten die 
Leistungserbringerverbände die Daten zur Kommentierung.

Begründung Antrag zur Anpassung: 
Art. 22a Abs. 6:
Vor der Veröffentlichung erhalten die Leistungserbringerverbände die Daten 
zur Kommentierung.
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Titel Art. 22a, Abs.7 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 23 Abs. 1 zweiter Satz

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 55a Abs. 4

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 59a

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 84a Abs. 1 Einleitungssatz (Betrifft nur den italienischen Text) und Bst. f

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel II

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Es ist klar zu definieren, was unter erforderliche Daten zu verstehen ist. 

Titel III

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 27 Abs. 1bis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 27 Abs. 8

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 78 Abs. 3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 2.Ersatz von Ausdrücken

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 56 Abs. 1bis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3.Ersatz von Ausdrücken, Abs.1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3.Ersatz von Ausdrücken, Abs.2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3.Ersatz von Ausdrücken, Abs.3

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --



141 / 427

Titel Art. 26 Abs. 1bis

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 1bis Die Leistungserbringer sind verpflichtet, der Militärversicherung 
unentgeltlich die Daten bekannt zu geben, die für den Abschluss der 
Verträge nach Absatz 1 erforderlich sind. Die Daten können vom Bundesamt 
für Statistik (BFS) erhoben werden. Es stellt diese Daten der 
Militärversicherung sowie den Leistungserbringern und deren Verbänden 
kostenlos zur Durchführung dieses Gesetzes zur Verfügung. Daten, die das 
BFS erhebt, dürfen nicht erneut von den Leistungserbringern verlangt 
werden. Der Bundesrat erlässt nähere Vorschriften zur Bearbeitung der 
Daten unter Wahrung des Verhältnismässigkeitsprinzips.

Begründung Antrag auf Ergänzung:
Art. 26 Abs. 1 bis: Es stellt diese Daten der Militärversicherung sowie den 
Leistungserbringern und deren Verbänden "kostenlos" zur Durchführung 
dieses Gesetzes zur Verfügung.
Antrag zur Ergänzung: ... "kostenlos" zur Durchführung dieses Gesetzes zur 
Verfügung.

Titel Art. 43 Abs. 1 Einleitungssatz

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Aerztegesellschaft des Kantons Bern (BEKAG)

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Wir unterstützen grundsätzlich das Ziel, redundante Datenerhebungen über 
alle Sozialversicherungszweige hinweg zu vermeiden und die Effizienz der 
Datenverarbeitung zu verbessern. Dennoch sehen wir in der aktuellen Vorlage 
wesentliche Problemfelder, insbesondere im Hinblick auf die gesetzliche 
Grundlage, die Zweckbindung der Datenverarbeitung sowie die notwendige 
Wahrung der Anonymität.

Die BEKAG unterstützt eine einmalige und koordinierte Datenerhebung 
grundsätzlich, sofern folgende Punkte sichergestellt sind:
•Klare gesetzliche Grundlage für jede einzelne Datenerhebung mit eindeutiger 
Zweckbindung;
•Präzise Definition der berechtigten Empfänger und Begrenzung des Zugriffs;
•Verpflichtende Anonymisierung sämtlicher weitergegebenen Daten;
• Transparente Information für Leistungserbringer und Patienten.
Überdies schliessen wir uns als Aerztegesellschaft vollumfänglich der 
Vernehmlassung der FMH an. Wir teilen die Anträge der FMH vollständig.

Für die BEKAG ist es zentral, dass die Änderung des KVG zur Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten die administrativen Aufwände 
der Ärztinnen und Ärzte reduziert.
Die BEKAG stimmt der Vorlage zu, sofern ihre Änderungsvorschläge und ihre 
Anliegen, wie untenstehend aufgeführt übernommen werden.

Zum erläuternden Bericht Kapitel 6.8, Datenschutz, Risiko:
Das BFS geht in seiner Risikoanalyse u.a. von Schwachstellen im System aus. 
Dabei wird
lediglich auf die SpiGes-Datenbanken verwiesen. Bei externen Benutzern wird 
auf das
eIAM-Login des Spitals verwiesen. Das greift insofern zu kurz, als dass im 
ambulanten
Bereich heute keine SpiGes-Datenbanken verwendet werden. Entsprechend 
wird auf das
sichere und etablierte Informationssystem der HIN verwiesen. Demnach soll mit 
dem
Blick auf den Datenschutz und die Datensicherheit den Nutzern ein sicherer 
Zugang beispielsweise
über das bewährte HIN Login bzw. mittels HIN Identitäten1 ermöglicht werden.

Zum erläuternden Bericht Kapitel 1.2 Geprüfte Alternativen und gewählte 
Lösung:
Der BEKAG ist es ein grosses Anliegen, bei der Erarbeitung der technischen 
Lösung frühzeitig
involviert zu werden. Die inhaltliche Harmonisierung der Daten in Form eines 
einheitlichen
Variablensatzes sowie der Prozesse der Datenerhebung und -prüfung auf der
Plattform des BFS ist unabdingbar für ein gutes Gelingen. Nur dann kann 
diesbezüglich
sichergestellt werden, dass bei den Ärztinnen und Ärzte kein weiterer 
administrativer
Aufwand entsteht.

Anhang: 250320_BEKAG_Stellungnahme_KVG_Aenderung_Datenerhebung.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 22,Abs.1 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Welche Daten notwendig sind, muss für jede zu erfüllende Aufgabe anders 
beantwortet werden. Umso wichtiger ist es, im Rahmen der gesetzlichen 
Ausführungsbestimmungen zu definieren, welche Daten in welcher 
Granularität erforderlich sind.
Die Zweckbestimmungen wie „Tarif- und Preisbildung“ wie auch 
„ausserordentliche Massnahmen zur Eindämmung der Kostenentwicklung“ 
sind sehr offen formuliert und bedürfen einer Präzisierung. Falls hier 
beispielsweise die Höchstzahlenverordnung oder das im erläuternden 
Bericht erwähnte kantonale Globalbudget gemeint ist, muss dies als klare 
Zweckbestimmung konkretisiert werden.

Titel Art. 22,Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung In lit. b und c sind die Angaben in Anzahl und Struktur zu liefern, was mit 
einer aggregierten
und anonymisierten Datenlieferung einher geht.
Bei lit. d wird Art, Umfang und Kosten der erbrachten Leistungen und die 
Rechnungsstellung
verlangt. Im erläuternden Bericht steht, dass die Angaben der 
elektronischen Rechnungsstellung
die Einzelheiten der für jeden Fall in Rechnung gestellten Leistungen nach
Kostenträgern beinhaltet und diese beispielsweise die Kosten des 
Spitalaufenthalts genau
und wahrheitsgetreu abbilden. Zudem steht im erläuternden Bericht, dass 
die Daten
der Rechnungsstellung den Umfang der Bekanntgabe präzisieren und 
ebenfalls der Kontrolle
dienen.
So müsse der Leistungserbringer in der Rechnung die Vergünstigung nach 
Art. 56 Abs. 3
(Art. 76a Abs. 1 KVV) aufführen, was aus unserer Sicht (wie auch bereits 
mehrmals im
Rahmen der Rabattweitergabe beim BAG deponiert) nicht sinnhaft und 
verhältnismässig
umgesetzt werden kann.

Titel Art. 22a, Abs.1 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22a, Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Die Aufführung der Leistungserbringer
und deren Verbände als neue Datenempfänger begrüssen wir.
Das Once-Only-Prinzip wie auch die neuen Datenempfänger haben aus 
unserer Sicht direkte
Implikationen auf in der Vernehmlassung nicht genannte Artikel, wie z.B. 
Artikel
47a, Artikel 47b und Artikel 58b KVG. Auch diese müssten angepasst 
werden, da die Datenflüsse
gemäss Vorlage nur noch via BFS geregelt werden sollen.
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Titel Art. 22a, Abs.3 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 3 Das BFS stellt im Rahmen der Datenbereitstellung die Anonymität
der Leistungserbringer gemäss Art. 35 Abs. 2 lit. a KVG, deren 
Beschäftigen, und Patientinnen
und Patienten sicher.

Begründung Die Daten der Ärztinnen und Ärzte, welche selbstständig tätig sind (z.B. in 
einer Gruppepraxis,
in einem Einzelunternehmen oder im Spital als Belegärztin/Belegarzt), sind
gleich zu setzen wie die Patienten und Beschäftigen und somit zu 
anonymisieren.

Titel Art. 22a, Abs.4 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 4 Es stellt die Daten aggregiert zur Verfügung. Daten nach Artikel 22 Absatz 
2 Buchstaben b–d und f stellt es zudem folgenden Empfängern als 
anonymisierte Einzeldaten zur Verfügung:

a.dem BAG und den Kantonen;
b.den restlichen Empfängern nach Absatz 1, sofern die Einzeldaten zur 
Tarif- und Preisbildung oder zur Qualitätsentwicklung erforderlich sind.

Begründung Angaben der Rechnungsstellung enthalten sensible Patientendaten und 
stellen besonders
schützenswerte Informationen dar. Wir gehen davon aus, dass das BFS die 
Anonymität
der Patientendaten - wie dies auch für die Daten der Beschäftigten 
vorgesehen ist
(Art. 22a Abs. 3) - sicherstellt und die Einzeldaten in einer anonymisierten 
Form zur Verfügung
gestellt werden. Falls ein gesetzlicher Zweck die Lieferung von nicht 
anonymisierten
Einzeldaten von Beschäftigen (inkl. Leistungserbringer) zwingend verlangt, 
sind
spezifische Ausnahmen bei den jeweiligen Artikeln vorzusehen. Als 
mögliches Beispiel
für eine Ausnahmeregelung könnte Art. 55a vorgesehen werden (z.B. im 
Abs. 4 von Art.
55a).

Auf Seite 9 des erläuternden Berichts wird festgehalten, dass das BAG 
aktuell gestützt
auf Art. 59a Abs. 1 bereits Daten von den Leistungserbringer erheben kann. 
Dies ist aus
unserer Sicht nicht korrekt. Das BAG ist als Datenempfänger der Daten 
gemäss Art. 59a
aufgeführt. Die Angaben werden vom BFS erhoben (Abs. 3). Diese nicht 
korrekte Interpretation
widerspiegelt sich über den gesamten erläuternden Bericht und ist 
anzupassen.

B: Die Vorlage ist zu umfassend, zu offenformuliert: Unklar ist, was 
beispielsweise die Qualitätsentwicklung
bedeutet. Geht es um die Aufgaben der EQK, die Überprüfung der
Qualitätsverträge? Hier ist die Zweckbestimmung zu präzisieren.

Titel Art. 22a, Abs.6 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 6 Das BAG veröffentlicht die Daten aggregiert und anonymisiert.

Begründung --
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Aids-Hilfe Schweiz

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: --

Anhang: Stellungnahme_Aids_Hilfe_Schweiz.pdf
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Association Spitex privée Suisse (ASPS)

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Verzicht auf Stellungnahme

Begründung: Wir haben die Unterlagen eingehend studiert und sind zum Schluss 
gekommen, dass die geplanten Massnahmen unser Kerngeschäft in der Spitex 
kaum oder nur am Rande tangieren. Aus diesem Grunde verzichten wir auf 
eine individuelle Stellungnahme der ASPS in dieser Angelegenheit.

Anhang: Avis de l_ASPS_BAG.pdf
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Bündner Ärzteverein

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: --

Anhang: Stellungnahme Bündner Ärzteverein - Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung 
(Datenerhebung).pdf
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Bündnis Freiheitliches Gesundheitswesen

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Im schweizerischen Gesundheitswesen werden grosse Mengen an Daten 
erhoben, aber infolge eines teilweise falschen Verständnisses von 
Datenschutz, vor allem aber in Ermangelung technischer und rechtlicher 
Grundlagen bei weitem nicht genügend genutzt. Dies führt zu Ineffizienz im 
System, mehr Bürokratie und Defiziten bei Behandlungsqualität und 
Patientensicherheit. 

Wir begrüssen diese Revision deshalb sehr.

Gleichzeitig halten wir aber fest, dass dies erst ein erster Schritt auf dem Weg 
zu einer
echten und effizienten Mehrfachnutzung von Daten ist.

Es muss nun weiter an der Umsetzung hin zu einer optimalen Nutzung der 
nicht mehr mehrfach, verbindlich und nach schweizweit einheitlichen Standards 
erhobenen Gesundheitsdaten gearbeitet werden.

Das Projekt DigiSanté greift dabei zwar einige Themen auf, befasst sich aber 
weitgehend nur mit der Datenbewirtschaftung respektive Datennutzung durch 
den Staat, behandelt aber die gemeinsame Nutzung der Daten durch 
Krankenversicherer, Leistungserbringer und Industrie nur ungenügend.

Dadurch wird insbesondere ein wichtiges Element offengelassen: Die 
mangelnde Kompatibilität von Informationssystemen der Leistungserbringer, 
welche zu massiven Effizienzverlusten und erheblicher Bürokratie führt. 
Gleichzeitig werden durch die mangelhafte Qualität von Daten aufgrund von 
Systemmängeln die Behandlungsqualität und Patientensicherheit sowie die 
Nutzung der Daten in der Forschung reduziert.

Die Lösung kann hierzu aber nicht darin liegen, einige wenige Systeme für 
verbindlich zu erklären.

Wir weisen in diesem Zusammenhang auf die in Dänemark gewählte Lösung 
hin, die wir uns im Rahmen einer Studienreise von den dort Verantwortlichen 
vorstellen lassen konnten: In Dänemark müssen sämtliche 
Informationssysteme von Leistungserbringern auf Kompatibilität hin zertifiziert 
werden. Zuständig hierfür ist dort die Firma MedCom mit entsprechendem 
Leistungsauftrag. Wir empfehlen Ihnen, das dänische System zu prüfen.

Ferner weisen wir darauf hin, dass mit der in der vergangenen Session 
eingereichten Motion 25.3356 «Qualität und Wirtschaftlichkeit stärken» von 
Nationalrat Thomas Rechsteiner die Qualitätstransparenz und risikobereinigte 
Vergleichbarkeit der Qualitätsdaten der ambulanten und stationären 
Leistungserbringer erreicht werden soll. Dieser wichtige Vorstoss ist bei der 
weiteren Bearbeitung des Themas ebenfalls zu berücksichtigen.

Fazit / Empfehlungen

Zusammenfassend ist folgendes festzuhalten:
1. Wir begrüssen die in dieser Vorlage vorgesehene Systemverbesserung 
ausdrücklich. 
2. Gleichzeitig ist aber festzuhalten, dass noch umfassende weitere 
Massnahmen hin zu einer optimalen Nutzung und Auswertung der 
vorhandenen Gesundheitsdaten notwendig sind. Diese Massnahmen gehen 
über das Projekt DigiSanté hinaus. 
3. Die aktuellen Aktivitäten im Parlament (Motion 25.3356) betreffend 
Qualitätstransparenz und risikobereinigte Vergleichbarkeit der Qualitätsdaten 
der ambulanten und stationären Leistungserbringer sind im Rahmen weiterer 
Arbeiten zu berücksichtigen.

Wir danken Ihnen im Voraus bestens für die wohlwollende Prüfung unserer 
Empfehlungen und bitten Sie um deren Berücksichtigung.
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Anhang: Avis de l'Entente Système de santé llibéral.pdf
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Digitale Gesellschaft

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Ablehnung

Begründung: Wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme.
Die Digitale Gesellschaft ist eine gemeinnützige Organisation, die sich für 
Grund- und Menschenrechte, eine offene Wissenskultur, weitreichende 
Transparenz sowie Beteiligungsmöglichkeiten an gesellschaftlichen 
Entscheidungsprozessen einsetzt. Die Tätigkeit orientiert sich an den 
Bedürfnissen der Bürger:innen und Konsument:innen in der Schweiz und 
international. Das Ziel ist die Erhaltung und die Förderung einer freien, offenen 
und nachhaltigen Gesellschaft vor dem Hintergrund der Persönlichkeits- und 
Menschenrechte.

Gerne nehmen wir wie folgt Stellung:

Weitere Unklarheiten

Das revidierte KVG und auch der erläuternde Bericht enthalten keine genauen 
Vorgaben dazu, wie genau der Datenaustausch und die Datenspeicherung 
funktionieren sollen. Unklar ist etwa, ob und in welchem Umfang die 
Leistungserbringer:innen die übermittelten Daten weiterhin aufbewahren 
dürfen. Dadurch bleibt offen, ob die Daten nicht nur zentral auf der BFS-
Plattform gespeichert werden, sondern weiterhin auch dezentral bei den 
Leistungserbringer:innen verbleiben. Eine parallele Speicherung in beiden 
Systemen widerspräche jedoch dem Once-Only-Prinzip und erscheint 
unvereinbar mit dem datenschutzrechtlichen Prinzip der Datensparsamkeit (Art. 
6 Abs. 4 DSG). Ebenso bleibt unklar, für welchen Zeitraum das BFS die 
übermittelten Daten speichern darf. Das Gesetz sollte zumindest in seinen 
Grundzügen festhalten, wie lange die Aufbewahrung zulässig ist und unter 
welchen Bedingungen eine Löschung erfolgen muss.
Die Tendenz, bedeutende Fragen via Delegationsnorm an den Bundesrat 
auszulagern, ist bedenklich, gerade im Bereich der Bearbeitung besonders 
schützenswerter Personendaten.
Wir fordern auch für die Löschung und Speicherung der Daten mehr und 
präzisere Grundlagen auf Gesetzesstufe.

Schlussbemerkung 

Wir beschränken uns in dieser Stellungnahme auf unsere Kernanliegen. Der 
Verzicht auf umfassende allgemeine Anmerkungen oder auf Anmerkungen zu 
einzelnen Artikeln bedeutet keine Zustimmung der Digitalen Gesellschaft.

Anhang: Stellungnahme Digitale Gesellschaft KVG.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 22,Abs.1 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Das Once-Only-Prinzip und Art. 22 VE-KVG (Daten der Leistungserbringer: 
Pflicht zur Datenweitergabe)

Das Once-Only-Prinzip soll gewährleisten, dass Leistungserbringer:innen (z. 
B. Spitäler, Ärzt:innen, Pflegeheime) Patient:innendaten nur einmal erheben 
und diese anschliessend zentral auf einer vom BFS betriebenen Plattform 
gespeichert werden. Da es sich dabei um die Bearbeitung besonders 
schützenswerter Personendaten gemäss Art. 5 lit. c DSG handelt, sind 
umfassende Datenschutzvorkehrungen sowie ausreichende gesetzliche 
Grundlagen für deren Bearbeitung unerlässlich.

Im Zuge dieser Neustrukturierung werden die Zwecke, zu denen 
Leistungserbringer:innen Daten erheben dürfen und müssen, erweitert (Art. 
22 Abs. 1 lit. b VE-KVG). Neu sollen gemäss dieser Bestimmung «Daten, 
die erforderlich sind, um die einheitliche Anwendung der Bestimmungen 
dieses Gesetzes über die Finanzierung der Leistungen, die Tarif- und 
Preisbildung, die Versorgungsplanung und die ausserordentlichen 
Massnahmen zur Eindämmung der Kostenentwicklung zu gewährleisten» 
erhoben und an das BFS übermittelt werden. Neben der gesetzlich 
verankerten Weitergabepflicht ergibt sich daraus implizit auch eine 
Verpflichtung zur systematischen Erhebung dieser Informationen durch die 
Leistungserbringer:innen. Damit geht die Nutzung der Daten über die 
bisherige Qualitäts- und Wirtschaftlichkeitskontrolle hinaus. Diese 
Zweckausdehnung deutet darauf hin, dass durch eine verbesserte 
Datenlage – insbesondere im Bereich der Gesundheitskosten – eine 
effizientere und wirtschaftlichere Gestaltung des Gesundheitswesens 
angestrebt wird.

Die geplante Revision wird unter dem Titel der Umsetzung des Once-Only-
Prinzips präsentiert, wobei der zentrale Aspekt der erweiterten 
Datennutzung nur unzureichend kommuniziert wird. Auch wenn eine 
effizientere Gestaltung des Gesundheitswesens ein legitimes öffentliches 
Interesse darstellen kann, bleibt es irritierend, dass dieser Fokus nicht 
transparenter vermittelt wird. Insbesondere für Patient:innen dürfte kaum 
ersichtlich sein, dass die Neustrukturierung der Datenflüsse im 
Gesundheitswesen nicht nur eine optimierte Organisation, sondern auch 
eine erweiterte Nutzung ihrer persönlichen Daten zur Steuerung des 
Gesundheitssystems zum Ziel hat.

Darüber hinaus wird die Reform dazu führen, dass eine erhebliche Menge 
zusätzlicher Daten erfasst, verarbeitet und an verschiedene Akteure 
weitergegeben wird. Zusätzlich zu den bereits im aktuellen Art. 59a KVG im 
Rahmen der bestehenden Umsetzung des Once-Only-Prinzips systematisch 
erhobenen Daten werden nun weitere Datenkategorien systematisch erfasst 
und gespeichert. Dieser Umstand wird in der Vernehmlassung jedoch nur 
unzureichend thematisiert – insbesondere in Bezug auf die technischen und 
datenschutzrechtlichen Herausforderungen, die mit der Verwaltung solch 
umfangreicher Datenmengen einhergehen.

Wir fordern, dass bei der geplanten Umsetzung des Once-Only-Prinzips 
klarer und transparenter aufgezeigt wird, welche Daten dies betrifft und zu 
welchen Zwecken diese genutzt werden sollen. Vor allem muss klarer 
werden, dass durch die Neuerung deutlich mehr von Leistungserbringer:
innen erhobene Daten betroffen sind, die Verwendungsmöglichkeiten der 
Daten erheblich ausgeweitet und dass enorme Mengen an Daten betroffen 
sind.

Titel Art. 22a, Abs.3 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 22a Abs. 3 VE-KVG (Anonymisierung der Daten durch das BFS)

Gemäss Art. 22a Abs. 3 VE-KVG obliegt es dem BFS, die Anonymität der 
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Beschäftigten und Patient:innen im Rahmen der Datenbereitstellung 
sicherzustellen. Daraus folgt, dass dem BFS die Daten in nicht 
anonymisierter Form übermittelt werden. Somit trägt es die Verantwortung 
zur ausreichenden Anonymisierung und damit auch direkt dem Datenschutz 
der Betroffenen.

Laut erläuterndem Bericht darf das BFS zur Erfüllung seiner gesetzlichen 
Aufgaben aus dem Bundesstatistikgesetz (BstatG) zunächst die AHV-
Nummer der Patient:innen verwenden. Anschliessend soll diese durch einen 
nicht-sprechenden statistischen Identifikator ersetzt werden, um die 
Anonymität zu gewährleisten. Personendaten sind jedoch erst dann 
komplett anonym, wenn die Person nicht mehr bestimmbar ist.

Das DSG selbst schreibt in Art. 39 DSG für gewisse Fälle der 
Datenbearbeitung von Personendaten im Bereich nicht personenbezogener 
Zwecke (insbesondere für Forschung, Planung und Statistik) vor, dass 
betroffene Personen nicht mehr bestimmbar sein dürfen, etwa bei der 
Bekanntgabe personenbezogener Daten an private Personen, (Art. 39 Abs. 
1 lit. b DSG) oder auch dass die Veröffentlichung von Ergebnissen aus der 
Datenbearbeitung nur stattfinden darf, wenn Betroffene nicht bestimmbar 
sind (Art. 39 Abs. 1 lit. d DSG). Ob mit der im Bericht vorgeschlagenen 
Methode eine ausreichende und mit dem DSG im Einklang stehende 
Anonymisierung gewährleistet werden kann, ist fraglich. Die Entfernung 
direkt personenbezogener Merkmale wie Name, Geburtsdatum und AHV-
Nummer allein gewährleistet noch keine vollständige Anonymisierung, wenn 
weitere Informationen – etwa bezüglich Ort, Zeitpunkt oder Art eines 
medizinischen Eingriffs – erhalten bleiben. Solche Detailangaben können 
eine Re-Identifikation ermöglichen und stellen daher keine Anonymisierung 
dar.

Wir sind durchaus der Ansicht, dass die Bearbeitung von Gesundheitsdaten 
zu bestimmten Zwecken – etwa zur Sicherstellung einer qualitativ 
hochwertigen medizinischen Versorgung oder zur Verbesserung der 
Zugänglichkeit – sinnvoll und gesellschaftlich wünschenswert sein kann. Für 
ebendiese Datenbearbeitungen bedarf es allerdings genügender 
gesetzlichen Grundlagen. Die pauschale Regelung zur Anonymisierung in 
Art. 22a Abs. 3 VE-KVG (die wie dargelegt nicht in jedem Fall auch 
tatsächlich eine Anonymisierung gewährleistet) bildet die Vielfalt der 
verschiedenen Verwendungszwecke (Art. 22 Abs. 1 lit. a, b VE-KVG) und 
die damit einhergehenden unterschiedlichen Schutzbedürfnisse nicht ab. Bei 
den betroffenen Daten (Art. 22 Abs. 2 lit. a f VE-KVG) handelt es sich zudem 
um verschiedene Arten von Daten, deren einheitliche Behandlung im 
Hinblick auf die Anonymisierung nicht gerechtfertigt ist: So weisen etwa 
Daten zu «Anzahl und Struktur der Patientinnen und Patienten» (lit. c) ein 
anderes Schutzbedürfnis auf als Daten zu «medizinischen 
Qualitatsindikatoren» (lit. f). Die pauschale Handhabung zur Anonymisierung 
in Art. 22a Abs. 3 VE KVG ohne jegliche Differenzierung wird der 
Verschiedenartigkeit der betroffenen Daten und den vielfältigen Zwecken 
der Datenbearbeitungen nicht gerecht.

In Fällen, in denen eine Anonymisierung nicht gewährleistet ist, kann 
ausserdem das Verhältnismässigkeitsgebot verletzt sein: Es ist denkbar, 
dass der Verzicht auf eine Anonymisierung zur Erreichung des jeweiligen 
Zwecks gar nicht erforderlich wäre. Im Rahmen des 
Verhältnismässigkeitsgebots muss denn auch berücksichtigt werden, ob in 
jedem Fall das mildeste Mittel zur Erreichung des Zwecks gewählt wurde. 
Hier ist insbesondere an den Einsatz von Privacy-Enhancing Technologies 
zu denken, die – je nach Verwendungszweck – eine geeignete, weniger 
eingreifende Alternative darstellen können.

Wir fordern, dass das KVG differenziert regelt, wann eine Anonymisierung 
erforderlich ist – abhängig von der Art der betroffenen Daten und dem 
jeweiligen Verwendungszweck – und dafür jeweils spezifische gesetzliche 
Grundlagen schafft. Eine pauschale Regelung zur breiten Zweckverfolgung 
verletzt das Gebot der Verhältnismässigkeit und wird dem 
Datenschutzbedürfnis Betroffener nicht gerecht, die auf Transparenz 
hinsichtlich der Verwendung und des Schutzes ihrer Daten angewiesen sind 
und nachvollziehen können müssen, wie der Datenschutz konkret 
gewährleistet wird. Privacy-Enhancing Technologies sind dort, wo sie zur 
Zielerreichung geeignet sind, als Standard vorzusehen. Das Gesetz muss 
klar festlegen, wann auf eine Anonymisierung verzichtet werden darf bzw. 
wann der Erhalt von bestimmbaren Daten zwingend notwendig ist. Die 
aktuelle Formulierung ist dafür zu unpräzise und birgt erhebliche Risiken für 
den Datenschutz.
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Titel Art. 22a, Abs.4 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 22a Abs. 4 VE-KVG (Aggregierung der Daten durch das BFS)

Die Daten, die auf der geplanten und vom BFS betriebenen Plattform 
gespeichert sind, können nach der Anonymisierung, die in jedem Fall 
vorzunehmen ist (Art. 22a Abs. 3 VE-KVG), entweder als aggregierte Daten 
oder als Einzeldaten weitergegeben werden. Im neuen KVG fehlen weitere 
Ausführungen zur Aggregierung, auch dem erläuternden Bericht ist 
diesbezüglich nichts zu entnehmen. Wie genau die Aggregation umgesetzt 
werden soll, fällt also entsprechend der Delegationsnorm in Art. 22a Abs. 7 
VE-KVG in die Kompetenz des Bundesrates.

Bei einer Delegation zur Rechtssetzung von der Legislative zur Exekutive ist 
es erforderlich, dass im Gesetz selber die Grundzüge – namentlich Inhalt, 
Zweck und Ausmass – der delegierten Regelung umschrieben sind, sofern 
die Rechtsstellung Einzelner schwerwiegend berührt wird, dies gilt 
insbesondere innerhalb eines Grundrechtseingriffs (Art. 36 Abs. 1 BV). Da 
es sich bei der Bearbeitung von besonders schützenswerten Personendaten 
potentiell um schwere Grundrechtseingriffe handelt, muss die Aggregierung 
auf Gesetzesstufe geregelt werden, um dem Legalitätsprinzip 
standzuhalten. Dies entspricht auch der Vorgabe, dass wichtige 
rechtsetzende Bestimmungen gemäss Art. 164 Abs. 1 BV im Gesetz im 
formellen Sinn zu regeln sind. Dass die Anonymisierung ebenfalls nicht auf 
Gesetzesstufe näher geregelt wird, stellt ein gleichwertiges Problem dar.

Angesichts der Betroffenheit erheblicher Mengen sensibler 
Gesundheitsdaten und der damit verbundenen Datenschutzrisiken 
erscheinen blosse Regelungen auf Verordnungsstufe besonders bedenklich.

Wir fordern, dass die Aggregierung und Anonymisierung von 
Gesundheitsdaten zumindest in ihren Grundzügen so weit auf 
Gesetzesstufe geregelt werden, dass klare Vorgaben bestehen, welche eine 
datenschutzkonforme Handhabung der Daten sicherzustellen vermögen. 
Eine Delegation an den Bundesrat ohne ausreichende Leitplanken im 
Gesetz erachten wir in diesem Bereich als zu weit gehend.

Unsaubere Gesetzgebung

Zuletzt ist anzumerken, dass im Entwurf für das neue KVG ein falscher 
Verweis enthalten ist: In Art. 22a Abs. 4 lit. b VE-KVG wird auf «die 
restlichen Empfänger nach Abs. 1» verwiesen. Im Abs. 1 finden sich 
allerdings keine Empfänger, gemeint ist der Abs. 2 des Art. 22a VE-KVG. 
Solche Unsauberkeiten sprechen nicht für eine sorgfältige Gesetzgebung 
und werden von uns kritisch betrachtet.
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Eidgenossische Kommission für Konsumentenfragen (EKK)

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: La CFC salue les objectifs annoncés en lien avec ce projet et les soutient. Une 
collecte unique des données vers une plateforme hébergée par l'Office fédéral 
de la statistique (OFS) devrait en effet permettre une meilleure organisation et 
accessibilité à ces dernières. De ce fait, les principaux acteurs concernés, tels 
que cantons, assureurs, hôpitaux et tribunaux pourront s'appuyer sur une base 
de données commune leur permettant d'effectuer les tâches qui leur sont 
dévolues par la loi. L'on peut également espérer que cette facilitation permette, 
en finalité, une meilleure gestion des coûts.
La CFC se prononce donc pour une entrée en matière sur le projet de 
consultation proposé. Si elle n'a pas de remarques détaillées à fournir, elle 
insiste sur la problématique essentielle de la protection des données. 
En effet, elle rappelle que la transmission de données sensibles à des tiers 
constitue une atteinte à la personnalité. Ces dernières ne peuvent être 
communiquées à des tiers que sous une forme ne permettant pas d'identifier la 
personne concernée, ce qui semble être assuré par le projet, en ce sens qu'il 
semble garantir leur anonymisation. Considérant le caractère parfois sensible 
des données traitées, la CFC salue le fait que celles-ci soient hébergées en 
Suisse.

Anhang: Avis de la CFC.pdf
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FMCH

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Zustimmung mit Vorbehalt, siehe Stellungnahme.

Anhang: Stellungnahme FMCH - KVG _Aenderung Datenerhebung_final.pdf
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FMH - Verbindung der Schweizer Ärztinnen und Ärzte

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Sehr geehrte Damen und Herren

Im Namen der FMH, der Verbindung der Schweizer Ärztinnen und Ärzte, 
nehmen wir gerne Stellung zur vorgeschlagenen Änderung des 
Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (KVG) zur Sicherstellung des 
Prinzips der einmaligen Datenerhebung. 

Wir unterstützen grundsätzlich das Ziel, redundante Datenerhebungen über 
alle Sozialversicherungszweige hinweg zu vermeiden und die Effizienz der 
Datenverarbeitung zu verbessern. Dennoch sehen wir in der aktuellen Vorlage 
wesentliche Problemfelder, insbesondere im Hinblick auf die gesetzliche 
Grundlage, die Zweckbindung der Datenverarbeitung sowie die notwendige 
Wahrung der Anonymität.

Die FMH unterstützt eine einmalige und koordinierte Datenerhebung 
grundsätzlich, sofern folgende Punkte sichergestellt sind:
•Klare gesetzliche Grundlage für jede einzelne Datenerhebung mit eindeutiger 
Zweckbindung;
•Präzise Definition der berechtigten Empfänger und Begrenzung des Zugriffs;
•Verpflichtende Anonymisierung sämtlicher weitergegebenen Daten;
•Transparente Information für Leistungserbringer und Patienten.

Die detaillierten Rückmeldungen zu den einzelnen Artikel und dem 
erläuternden Bericht finden Sie nachfolgend.

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und stehen 
für weitere Ausführungen gerne zur Verfügung.

Freundliche Grüsse
Yvonne Gilli,
Präsidentin

Allgemeine Bemerkungen

Die FMH bedankt sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme.

Mit der Vorlage sollen die bestehenden Rechtsgrundlagen angepasst werden, 
um das Prinzip der einmaligen Erhebung der Daten (Once-Only-Prinzip) im 
stationären Bereich umzusetzen. 
Mit der Vorlage soll Art. 59a KVG aufgehoben werden und in zwei neue Art. 22 
und 22a KVG überführt werden, wobei die Zwecke der Datenbearbeitung und 
der Kreis der Datenempfänger erweitert werden. Die Datenlieferung soll 
weiterhin kostenlos erfolgen. 

Gemäss erläuterndem Bericht sollen die angepassten Rechtsgrundlagen eine 
spätere Integration ambulanter Daten zur Verarbeitung in die vom BFS 
betriebene Lösung ermöglichen. Für die FMH ist es zentral, dass die Änderung 
des KVG zur Sicherstellung des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten 
die administrativen Aufwände der Ärztinnen und Ärzte reduziert.

Die FMH stimmt der Vorlage zu, sofern ihre Änderungsvorschläge und ihre 
Anliegen, wie untenstehend aufgeführt übernommen werden. 

Zum erläuternden Bericht Kapitel 6.8 Datenschutz, Risiko

Das BFS geht in seiner Risikoanalyse u.a. von Schwachstellen im System aus. 
Dabei wird lediglich auf die SpiGes-Datenbanken verwiesen. Bei externen 
Benutzern wird auf das eIAM-Login des Spitals verwiesen. Das greift insofern 
zu kurz, als dass im ambulanten Bereich heute keine SpiGes-Datenbanken 
verwendet werden. Entsprechend wird auf das sichere und etablierte 
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Informationssystem der HIN verwiesen. Demnach soll mit dem Blick auf den 
Datenschutz und die Datensicherheit den Nutzern ein sicherer Zugang 
beispielsweise über das bewährte HIN Login bzw. mittels HIN Identitäten* 
ermöglicht werden. 

*Bei den HIN Identitäten handelt es sich um nach EPDG zertifizierte 
elektronische Identitätsnachweise, welche mit zusätzlichen Attributen 
angereichert werden (Bspw. Beruf, Organisation, GLN u.v.m). Durch den 
Einsatz von HIN Identitäten wird bei einem Zugriff auf die Applikation die 
Authentizität gewährleistet und so ein aktiver Beitrag zur Risiko-Minimierung 
geleistet.

Zum erläuternden Bericht Kapitel 1.2 Geprüfte Alternativen und gewählte 
Lösung

Der FMH ist es ein grosses Anliegen bei der Erarbeitung der technischen 
Lösung frühzeitig involviert zu werden. Die inhaltliche Harmonisierung der 
Daten in Form eines einheitlichen Variablensatzes sowie der Prozesse der 
Datenerhebung und -prüfung auf der Plattform des BFS ist unabdingbar für ein 
gutes Gelingen. Nur dann kann diesbezüglich sichergestellt werden, dass bei 
den Ärztinnen und Ärzte kein weiterer administrativer Aufwand entsteht.

Anhang: FMH KGW.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 22,Abs.1 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Mit dem neuen Artikel 22 und 22a KVG wird die Zweckbestimmung erweitert 
(unter anderem durch Art. 22 Abs. 1 lit. b) und es werden neue 
Datenempfänger definiert. In Wahrung des Verhältnismässigkeitsprinzips 
dürfen – wie bis anhin - nur die Daten erhoben werden, die effektiv 
notwendig sind, um die gesetzlichen Aufgaben erfüllen zu können. Dies 
setzt im Grundsatz immer eine Grundlage in einem formellen Gesetz 
voraus, mithin auch den Verwendungszweck und die Adressaten dieser 
Daten. Welche Daten notwendig sind, muss für jede zu erfüllende Aufgabe 
anders beantwortet werden. Umso wichtiger ist es, im Rahmen der 
gesetzlichen Ausführungsbestimmungen zu definieren, welche Daten in 
welcher Granularität erforderlich sind.

Die Zweckbestimmungen wie „Tarif- und Preisbildung“ wie auch 
„ausserordentliche Massnahmen zur Eindämmung der Kostenentwicklung“ 
sind sehr offen formuliert und bedürfen einer Präzisierung. Falls hier 
beispielsweise die Höchstzahlenverordnung oder das im erläuternden 
Bericht erwähnte kantonale Globalbudget gemeint ist, muss dies als klare 
Zweckbestimmung konkretisiert werden.

Titel Art. 22,Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung In lit. b und c sind die Angaben in Anzahl und Struktur zu liefern, was mit 
einer aggregierten und anonymisierten Datenlieferung einher geht.

Bei lit. d wird Art, Umfang und Kosten der erbrachten Leistungen und die 
Rechnungsstellung verlangt. Im erläuternden Bericht steht, dass die 
Angaben der elektronischen Rechnungsstellung die Einzelheiten der für 
jeden Fall in Rechnung gestellten Leistungen nach Kostenträgern beinhaltet 
und diese beispielsweise die Kosten des Spitalaufenthalts genau und 
wahrheitsgetreu abbilden. Zudem steht im erläuternden Bericht, dass die 
Daten der Rechnungsstellung den Umfang der Bekanntgabe präzisieren und 
ebenfalls der Kontrolle dienen.

So müsse der Leistungserbringer in der Rechnung die Vergünstigung nach 
Art. 56 Abs. 3 (Art. 76a Abs. 1 KVV) aufführen, was aus unserer Sicht (wie 
auch bereits mehrmals im Rahmen der Rabattweitergabe beim BAG 
deponiert) nicht sinnhaft und verhältnismässig umgesetzt werden kann.

Titel Art. 22a, Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Die Empfänger sind im vgl. zum Art. 59a KVG ergänzt worden. Die 
Aufführung der Leistungserbringer und deren Verbände als neue 
Datenempfänger begrüssen wir.

Das Once-Only-Prinzip wie auch die neuen Datenempfänger haben aus 
unserer Sicht direkte Implikationen auf in der Vernehmlassung nicht 
genannte Artikel, wie z.B. Artikel 47a, Artikel 47b und Artikel 58b KVG. Auch 
diese müssten angepasst werden, da die Datenflüsse gemäss Vorlage nur 
noch via BFS geregelt werden sollen.
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Titel Art. 22a, Abs.3 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 3 Das BFS stellt im Rahmen der Datenbereitstellung die Anonymität der 
Leistungserbringer gemäss Art. 35 Abs. 2 lit. a KVG, deren Beschäftigen, 
und Patientinnen und Patienten sicher.

Begründung Änderungsvorschlag: Das BFS stellt im Rahmen der Datenbereitstellung die 
Anonymität der Leistungserbringer gemäss Art. 35 Abs. 2 lit. a KVG, deren 
Beschäftigen, und Patientinnen und Patienten sicher.

Die Daten der Ärztinnen und Ärzte, welche selbstständig tätig sind (z.B. in 
einer Gruppepraxis, in einem Einzelunternehmen oder im Spital als 
Belegärztin/Belegarzt), sind gleich zu setzen wie die Patienten und 
Beschäftigen und somit zu anonymisieren.

Titel Art. 22a, Abs.4 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 4 Es stellt die Daten aggregiert zur Verfügung. Daten nach Artikel 22 Absatz 
2 Buchstaben b–d und f stellt es zudem folgenden Empfängern als 
anonymisierte Einzeldaten zur Verfügung:
a. dem BAG und den Kantonen;
b. den restlichen Empfängern nach Absatz 1, sofern die Einzeldaten zur 
Tarif- und Preisbildung oder zur Qualitätsentwicklung erforderlich sind.

Begründung Gemäss Abs. 4 stellt das BFS die Daten aggregiert zur Verfügung. Daten 
nach Art. 22 Abs. 2 lit. b-d und f, worunter auch die Angaben der 
Rechnungstellung zu zählen sind, stellt es zudem u.a. dem BAG und den 
Kantonen als Einzeldaten zur Verfügung. 

Angaben der Rechnungsstellung enthalten sensible Patientendaten und 
stellen besonders schützenswerte Informationen dar. Wir gehen davon aus, 
dass das BFS die Anonymität der Patientendaten - wie dies auch für die 
Daten der Beschäftigten vorgesehen ist (Art. 22a Abs. 3) - sicherstellt und 
die Einzeldaten in einer anonymisierten Form zur Verfügung gestellt werden. 
Falls ein gesetzlicher Zweck die Lieferung von nicht anonymisierten 
Einzeldaten von Beschäftigen (inkl. Leistungserbringer) zwingend verlangt, 
sind spezifische Ausnahmen bei den jeweiligen Artikeln vorzusehen. Als 
mögliches Beispiel für eine Ausnahmeregelung könnte Art. 55a vorgesehen 
werden (z.B. im Abs. 4 von Art. 55a). 

Änderungsvorschlag bei Art. 22a Abs. 4: […] zudem folgenden Empfänger 
als anonymisierte Einzeldaten zur Verfügung.

Auf Seite 9 des erläuternden Berichts wird festgehalten, dass das BAG 
aktuell gestützt auf Art. 59a Abs. 1 bereits Daten von den Leistungserbringer 
erheben kann. Dies ist aus unserer Sicht nicht korrekt. Das BAG ist als 
Datenempfänger der Daten gemäss Art. 59a aufgeführt. Die Angaben 
werden vom BFS erhoben (Abs. 3). Diese nicht korrekte Interpretation 
widerspiegelt sich über den gesamten erläuternden Bericht und ist 
anzupassen.

lit. b
Die Vorlage ist zu umfassend, zu offenformuliert: Unklar ist, was 
beispielsweise die Qualitätsentwicklung bedeutet. Geht es um die Aufgaben 
der EQK, die Überprüfung der Qualitätsverträge? Hier ist die 
Zweckbestimmung zu präzisieren.

Titel Art. 22a, Abs.6 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 6 Das BAG veröffentlich die Daten aggregiert und anonymisiert.

Begründung Änderungsvorschlag: Das BAG veröffentlich die Daten aggregiert und 
anonymisiert.
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Föderation der Schweizer Logopädinnen und Logopäden FSLO

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Wir danken Ihnen, dass wir zur Sicherstellung des Prinzips der einmaligen 
Erhebung der Daten Stellung nehmen können.
Die FSLO als Nachfolgeverband der K/SBL vereinigt die sprachregionalen 
Berufsverbände DLV www.logopaedie.ch, ARLD www.arld.ch und ALOSI www.
alosi.ch. Die FSLO vertritt damit die Logopädinnen und Logopäden der 
gesamten Schweiz.

Anhang: 250328_Vernehmlassung_EinmaligeDatenerhebung_2025.pdf
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Gesellschaft Solothurner Ärztinnen und Ärzte (GAeSO)

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)
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Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung: Sehr geehrte Damen und Herren,
Im Namen der Solothurner Ärzteschaft nehmen wir fristgerecht Stellung zur 
vorgeschlagenen Änderung des Bundesgesetzes über die 
Krankenversicherung (KVG) zur Sicherstellung des Prinzips der einmaligen 
Datenerhebung. Wir unterstützen grundsätzlich das Ziel, redundante 
Datenerhebungen zu vermeiden und die Effizienz der Datenverarbeitung zu 
verbessern. Dennoch sehen wir in der aktuellen Vorlage wesentliche 
Problemfelder, insbesondere im Hinblick auf die gesetzliche Grundlage, die 
Zweckbindung der Datenverarbeitung sowie die notwendige Wahrung der 
Anonymität.
1. Gesetzliche Grundlage und Zweckbindung Die geplanten Anpassungen in 
den neuen Artikeln 22 und 22a KVG erweitern den Kreis der 
Datenempfänger erheblich und ermöglichen eine zentrale Datenerhebung 
durch das BFS. Dabei ist sicherzustellen, dass die gesetzliche Grundlage für 
jede einzelne Erhebung klar definiert wird und sich die Datennutzung 
ausschliesslich auf die im Gesetz ausdrücklich genannten Zwecke 
beschränkt (vgl. Erläuternder Bericht, S. 5 ff.). Insbesondere muss 
verhindert werden, dass eine spätere Erweiterung auf ambulante Daten 
ohne erneute gesetzliche Grundlage erfolgt (S. 3).
2. Präzisierung des Adressatenkreises Gemäss Artikel 22a Absatz 2 KVG 
soll der Kreis der Datenempfänger erheblich erweitert werden, unter 
anderem um Versicherer, Tariforganisationen und die Eidgenössische 
Qualitätskommission. Die Weitergabe von Daten an diese Stellen darf nur in 
anonymisierter Form erfolgen, da andernfalls ein erhebliches Risiko für den 
Schutz der Patientendaten besteht (vgl. S. 11 ff.). Zudem muss im Gesetz 
klar geregelt werden, welche Datenkategorien für welche Empfänger 
vorgesehen sind, um eine unkontrollierte Verbreitung zu verhindern.
3. Anonymisierung der weitergegebenen Daten Wir fordern eine 
ausdrückliche gesetzliche Verpflichtung zur Anonymisierung der Daten, 
bevor sie an Dritte weitergegeben werden. Während Artikel 22a Absatz 3 
KVG die Anonymisierung vorsieht, bleibt unklar, in welchem Umfang dies 
auch gegenüber Versicherern und Tariforganisationen bzw. Behörden gilt 
(vgl. S. 12). Das muss sowohl für die Leistungserbringer und deren 
Beschäftigte als auch für die Patientinnen und Patienten gelten. Besonders 
problematisch erscheint die Erhebung der AHV-Nummer durch das BFS, da 
diese eine eindeutige Identifikation ermöglicht (S. 17). Hier bedarf es 
strengerer Regelungen zur Sicherstellung der Datenschutzanforderungen. 
Zudem muss die gesetzliche Grundlage den Zweck und den Adressaten der 
Datenweitergabe explizit beinhalten. Weiterhin soll mit dem 
Bearbeitungsverzeichnis gearbeitet werden, sofern eine formelle gesetzliche 
Grundlage besteht.
4. Transparenz für Leistungserbringer und Patienten Es ist unabdingbar, 
dass Leistungserbringer und Patienten transparent über die Erhebung und 
Nutzung ihrer Daten informiert werden. Artikel 22a Absatz 6 KVG sieht eine 
Veröffentlichung der Daten durch das BAG vor. Dabei muss sichergestellt 
werden, dass keine Rückschlüsse auf einzelne Patienten oder Spitäler 
möglich sind. Zudem sollte eine unabhängige Kontrolle eingerichtet werden, 
um den Missbrauch von Gesundheitsdaten zu verhindern.
5. Fazit und Forderungen Die Solothurner Ärzteschaft unterstützt eine 
einmalige und koordinierte Datenerhebung grundsätzlich, sofern folgende 
Punkte sichergestellt sind:
•Klare gesetzliche Grundlage für jede einzelne Datenerhebung mit 
eindeutiger Zweckbindung;
•Präzise Definition der berechtigten Empfänger und Begrenzung des Zugriffs;
•Verpflichtende Anonymisierung sämtlicher weitergegebenen Daten;
•Transparente Information für Leistungserbringer und Patienten;
•Sicherstellung der Datensicherheit für Benutzer und Datentransport in 
bestehenden und anerkannten Systemen auch für den ambulanten Bereich.

Überdies schliessen wir uns als kantonale Ärztegesellschaft vollumfänglich 
der Vernehmlassung der FMH an. Wir teilen die Anträge der FMH 
vollständig.

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und 
stehen für weitere Ausführungen gerne zur Verfügung.
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H+ Die Spitäler der Schweiz

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Ablehnung

Begründung: Stellungnahme von H+ zur Revision des KVG: Sicherstellung des Prinzips der 
einmaligen Erhebung der Daten im Anhang

PDF Dateien in FR,DE und IT wurde als eine PDF Datei zusammengefasst, um 
eine korrekte Darstellung seitens Consultations zu gewährleisten.

Anhang: merged_h+.pdf
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Interessengemeinschaft der Geburtshäuser der Schweiz (IGGH-CH)

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: siehe unsere Begründung im angefügten Dokument

Anhang: 2025.03.27 _nderung des Bundesgesetzes _ber die Krankenversicherung IGGH-CH.pdf
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Interessengemeinschaft eHealth (IG eHealth)

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Grundsätzlich unterstützen wir das Ziel, redundante Datenerhebungen zu 
vermeiden und die Effizienz der Datenverarbeitung zu verbessern. Gleichwohl 
identifizieren wir in der aktuellen Vorlage Problemfelder, insbesondere im 
Hinblick auf die gesetzliche Grundlage, die Zweckbindung der 
Datenverarbeitung sowie die notwendige Wahrung der Anonymität.

Wir möchten einen Punkt betonen. Die Umsetzung der Einmalerfassung und 
Mehrfachnutzung von Daten («Once-Only-Prinip») ist nur dann möglich, wenn 
alle die Aufgaben in die Primärsoftware tiefenintegriert sind. Die 
Tiefenintegration ist für alle Aufgaben mit öffentlichen Mitteln mitzufinanzieren, 
für die es eine gesetzliche Verpflichtung gibt. Es fehlt ein Markt, um die Kosten 
der Tiefenintegration zu finanzieren. Werden keine oder zu wenig öffentliche 
Mittel investiert, dann gibt es auch kein interoperables Gesundheitssystem.

Mit der Vorlage sollen die bestehenden Rechtsgrundlagen angepasst werden, 
um das Prinzip der einmaligen Erhebung der Daten im stationären Bereich 
umzusetzen. 

Mit der Vorlage soll Art. 59a KVG aufgehoben werden und in zwei neue Art. 22 
und 22a KVG überführt werden, wobei die Zwecke der Datenbearbeitung und 
der Kreis der Datenempfänger erweitert werden. Die Datenlieferung soll 
weiterhin kostenlos erfolgen.

Gemäss erläuterndem Bericht sollen die angepassten Rechtsgrundlagen eine 
spätere Integration ambulanter Daten zur Verarbeitung in die vom BFS 
betriebene Lösung ermöglichen. Für die IG eHealth ist es zentral, dass die 
Änderung des KVG zur Sicherstellung des Prinzips der einmaligen Erhebung 
der Daten die administrativen Aufwände der Leistungserbringer reduziert.

Die IG eHealth stimmt der Vorlage zu, sofern unsere Änderungsvorschläge und 
unsere Anliegen, wie untenstehend aufgeführt übernommen werden. Die 
detaillierten Rückmeldungen zu den einzelnen Artikeln sind nachfolgend 
aufgeführt. Wir orientieren uns bei unserer Eingabe am Vorschlag der FMH.

Für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme danken wir Ihnen und stehen 
für weitere Ausführungen gerne zur Verfügung.

Anhang: Avis de IG eHealth.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 22,Abs.1 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 22 Abs. 1 Bst. b:

Die neuen Artikel 22 und 22a KVG erweitern die Zweckbestimmung, 
insbesondere durch Art. 22 Abs. 1 Bst. b, und definieren neue 
Datenempfänger. Unter Wahrung des Verhältnismässigkeitsprinzips dürfen - 
wie bisher - nur diejenigen Daten erho-ben werden, die zur Erfüllung der 
gesetzlichen Aufgaben tatsächlich erforderlich sind. Dies setzt immer eine 
Grundlage in einem formellen Gesetz voraus, also auch den 
Verwendungszweck und die Empfänger dieser Daten. Die Frage, welche 
Daten erforderlich sind, ist für jede zu erfüllende Aufgabe unterschiedlich zu 
beantworten. Umso wichtiger ist es, im Rahmen der gesetzlichen 
Ausführungsbestimmungen festzulegen, welche Daten in welcher 
Granularität erforderlich sind.

Zweckbestimmungen wie «Tarif- und Preisbildung» sowie 
«ausserordentliche Mas-snahmen zur Eindämmung der Kostenentwicklung» 
sind sehr offen formuliert und bedürfen einer Präzisierung. Falls hier z.B. die 
im erläuternden Bericht erwähnte Höchstzahlenverordnung oder das 
kantonale Globalbudget gemeint ist, muss dies als klare Zweckbestimmung 
konkretisiert werden.

Titel Art. 22,Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 22 Abs. 2 Bst. d:

In lit. b und c sind die Angaben in Anzahl und Struktur zu liefern, was eine 
aggre-gierte und anonymisierte Datenlieferung voraussetzt.

In lit. d werden Art, Umfang und Kosten der erbrachten Leistungen sowie die 
Art der Rechnungsstellung verlangt. Im erläuternden Bericht wird 
ausgeführt, dass die Da-ten der elektronischen Rechnungsstellung die 
Einzelheiten der für jeden Fall in Rechnung gestellten Leistungen nach 
Kostenträgern enthalten und z.B. die Kosten des Spitalaufenthaltes genau 
und wahrheitsgetreu wiedergeben. Der erläuternde Bericht führt weiter aus, 
dass die Rechnungsdaten den Umfang der Information präzisieren und auch 
der Kontrolle dienen.

So müsste der Leistungserbringer den Rabatt nach Art. 56 Abs. 3 (Art. 76a 
Abs. 1 KVV) auf der Rechnung aufführen, was aus unserer Sicht nicht 
sinnvoll und verhältnismässig umgesetzt werden kann.

Titel Art. 22a, Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 22 Abs. 2 Bst. e, f und g:

Die Empfänger sind im Vgl. zum Art. 59a KVG ergänzt worden. Die 
Aufführung der Leistungserbringer und deren Verbände als neue 
Datenempfänger begrüssen wir.

Das Once-Only-Prinzip sowie die neuen Datenempfänger haben unseres 
Erachtens direkte Auswirkungen auf in der Vernehmlassung nicht erwähnte 
Artikel wie Art. 47a, Art. 47b und Art. 58b KVG. Diese müssten ebenfalls 
angepasst werden, da die Datenflüsse gemäss Entwurf nur noch über das 
BFS geregelt werden sollen.
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Titel Art. 22a, Abs.3 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 3 Das BFS stellt im Rahmen der Datenbereitstellung die Anonymität der 
Leistungserbringer gemäss Art. 35 Abs. 2 lit. a KVG, deren Beschäftigten 
und Patientinnen und Patienten sicher.

Begründung Art. 22a Abs. 3:

Änderungsvorschlag: Das BFS stellt im Rahmen der Datenbereitstellung die 
Anonymität der Leistungserbringer gemäss Art. 35 Abs. 2 lit. a KVG, deren 
Beschäftigen, und Patientinnen und Patienten sicher.

Die Daten von Ärztinnen und Ärzten, die selbständig tätig sind, z.B. in einer 
Ge-meinschaftspraxis, in einer Einzelpraxis die Patienten und Angestellten 
oder im Spital als Belegärztin/Belegarzt, sind gleich zu behandeln und somit 
zu anonymisieren.

Titel Art. 22a, Abs.4 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 4 Es stellt die Daten aggregiert zur Verfügung. Daten nach Artikel 22 Absatz 
2 Buchstaben b–d und f stellt es zudem folgenden Empfängern als 
anonymisierte Einzeldaten zur Verfügung:

a.dem BAG und den Kantonen;
b.den restlichen Empfängern nach Absatz 1, sofern die Einzeldaten zur 
Tarif- und Preisbildung oder zur Qualitätsentwicklung erforderlich sind.

Begründung Art. 22a Abs. 4:

Gemäss Absatz 4 stellt das BFS die Daten in aggregierter Form zur 
Verfügung. Die Daten nach Artikel 22 Absatz 2 Buchstaben b bis d und f, zu 
denen auch die Rechnungsdaten gehören, stellt es unter anderem dem 
BAG und den Kantonen auch als Einzeldaten zur Verfügung. 

Die Angaben der Rechnungsstellung enthalten sensible Patientendaten und 
stellen besonders schützenswerte Informationen dar. Wir gehen davon aus, 
dass das BFS die Anonymität der Patientendaten - wie dies auch für die 
Arbeitnehmerdaten vorgesehen ist (Art. 22a Abs. 3) - sicherstellt und die 
Einzeldaten in anonymisierter Form zur Verfügung stellt. Sofern ein 
gesetzlicher Zweck die Bekanntgabe von nicht anonymisierten Einzeldaten 
von Beschäftigten (inkl. Leistungserbringern) zwingend erfordert, sind in den 
entsprechenden Artikeln spezifische Ausnahmen vorzusehen. Als mögliches 
Beispiel für eine Ausnahmeregelung könnte Art. 55a vorgesehen werden (z.
B. in Abs. 4 von Art. 55a).
Änderungsvorschlag bei Art. 22a Abs. 4: […] zudem folgenden Empfänger 
als anonymisierte Einzeldaten zur Verfügung.

Art. 22a Abs. 4 Bst. b:

Der Entwurf ist zu umfassend, zu offen formuliert: Es ist unklar, was z.B. 
Quali-tätsentwicklung bedeutet. Sind damit die Aufgaben der EQK, die 
Überprüfung der Qualitätsverträge gemeint? Hier sollte der Zweck präzisiert 
werden.

Titel Art. 22a, Abs.6 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 6 Das BAG veröffentlicht die Daten aggregiert und anonymisiert.

Begründung Art. 22a Abs. 6:

Änderungsvorschlag: Das BAG veröffentlich die Daten aggregiert und 
anonymisiert.
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Medizinaltarifkommission UVG (MTK)

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung:
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1 Allgemeine Bemerkungen zum Gesetzesentwurf
Um das Ziel der einmaligen Erhebung der Daten (Once-Only-Prinzip) zu 
erreichen, müssen mit «Versicherer» nicht nur KVG-, sondern auch die 
eidgenössischen Versicherer (UVG, MVG, IVG) integriert werden. Die MTK 
begrüsst deshalb die geplanten Anpassungen an MVG, UVG und IVG.

2 Position der MTK zum Once-Only-Prinzip
Die MTK begrüsst das mit der Vorlage beabsichtige Ziel, künftig redundante 
Datenerhebungen vermeiden zu wollen und die Transparenz zu verbessern.

Dabei ist sicherzustellen, dass die Medizinaltarifkommission UVG (MTK), 
und die in deren Auftrag tätigen Zentralstelle für Medizinaltarife UVG (ZMT) 
analog den KVG-Versicherern Zugang über die notwendigen Daten hat. 
Dies gilt insbesondere bezüglich der Daten gemäss SpiGes-Datenerhebung 
(Kapitel Daten zu den Fällen, Diagnosen, Behandlungen, Medikamente, 
Kostenträgerrechnung (KTR), Operierende, Patientenbewegungen). Sollten 
die entsprechenden Datensätze im KVG-Bereich erweitert werden, sind 
auch diese Daten an die MTK resp. die die Tarifpartner im UV/MV/IV-
Bereich weiterzuleiten.

Beim Kapitel Rechnung sind gemäss erläuterndem Bericht im KVG 
spezifische Präzisierungen vorgesehen. Für den UVG/MVG-Bereich ist 
hierzu das Naturalleistungsprinzip zu beachten. Dabei ist sicherzustellen, 
dass sämtliche Rechnungen und Rechnungsinformationen weiterhin durch 
den Leistungserbringer direkt an den zuständigen Versicherer 
(Auftraggeber) gelangen.

3 Stellungnahme zum Gesetzesentwurf
Die Medizinaltarifkommission UVG (MTK) ist für die Regelung aller 
grundsätzlichen Fragen, die sich aus dem Medizinalrecht und den 
Medizinaltarifen für die Träger der obligatorischen Unfallversicherung 
ergeben, verantwortlich.

Die MTK begrüsst die Änderung des Bundesgesetzes über die 
Krankenversicherung zur Umsetzung des Projekts «Spitalstationäre 
Gesundheitsversorgung (SpiGes)». Konkret begrüsst die MTK, dass das 
Prinzip der einmaligen Erhebung der Daten (Once-Only-Prinzip) im 
stationären Bereich auch in der Unfallversicherung und der 
Militärversicherung zur Anwendung kommt. Dank der zentralen 
Datenerhebung durch das Bundesamt für Statistik (BFS) können 
Doppelspurigkeiten bei der Datenerhebung vermieden und die Effizienz und 
Transparenz gesteigert werden. Zudem erachten wir es als zentral, dass die 
Umsetzung des Once-Only-Prinzips so ausgestaltet wird, dass sowohl die 
Datenbezüger als auch die Datenlieferanten von einer Aufwandreduktion 
und einem Effizienzgewinn profitieren können.

Die MTK begrüsst die Einführung von Artikel 56 Absatz 1bis VE-UVG und 
Artikel 26 Absatz 1bis VE-MVG zur Verankerung des Prinzips der 
einmaligen Erhebung der Daten in der obligatorischen Unfallversicherung 
und in der Militärversicherung. Zur Erhöhung der Rechtssicherheit ist jedoch 
eine Präzisie-rung der beiden Artikel analog zu den Artikeln 22 und 22a VE- 
KVG notwendig. So ist auch im UVG und MVG klar zu regeln, welche Daten 
die Leis-tungserbringer für welchen Zweck verpflichtet sind, bekannt zu 
geben. Die Daten sollen einerseits für den Abschluss von Verträgen und 
andererseits für die Überwachung der Wirtschaftlichkeit und Qualität der 
Leistungen erhoben werden (Art. 56 UVG und Art. 70 UVV ff., Art. 26 MVG 
und Art. 13 MVV ff.). Zudem ist das Prinzip der einmaligen Erhebung der 
Daten im UVG sowie im MVG explizit festzuschreiben und zur regeln, 
welche Daten das BFS in welcher Form zur Verfügung zu stellen hat. 
Zusätzlich sind die Datenempfänger in der Botschaft dahingehend zu 
nennen, dass die MTK explizit zum Kreis der Datenempfänger angehört. 
Dies deshalb, weil die MTK, wie eingangs erwähnt, für die Regelung aller 
grundsätzlichen Fragen, die sich aus dem Medizinalrecht und den 
Medizinaltarifen für die Träger der obligatorischen Unfallversicherung 
ergeben, zuständig ist. Des Weiteren ist in der Botschaft zu präzisieren, 
dass Artikel 56 Absatz 1bis VE-UVG und der Artikel 26 Absatz 1bis VE-MVG 
nicht die Auskunftspflicht der Leistungserbringer im Rahmen der 
Rechnungsstellung nach Artikel 54a UVG und Artikel 25a MVG betreffen 
und diese Daten weiterhin den Unfallversicherern und der Mili-
tärversicherung zu liefern sind.

Sollten im KVG-Bereich auch für die Kosten- und Leistungserfassung im 
ambulanten Bereich zusätzliche Regeln definiert werden, ist die 
Anwendbarkeit für den Bereich UVG/MVG/IVG zu prüfen und 
gegebenenfalls gesetzlich zu verankern.
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 27 Abs. 1bis

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Gegebenenfalls ist die analoge Formulierung wie im UVG/MVG sinnvoll.

Titel Art. 56 Abs. 1bis

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 1bis Die Leistungserbringer sind verpflichtet, den Versicherern unentgeltlich 
folgende Daten bekannt zu geben:

a. Daten, die erforderlich sind, um die Anwendung der Bestimmungen 
dieses Gesetzes über die Wirtschaftlichkeit und Qualität der Leistungen zu 
überwachen;

b. Daten, die erforderlich sind, um die einheitliche Anwendung der 
Bestimmungen dieses Gesetzes über die Finanzierung der Leistungen, die 
Tarif- und Preisbildung, und Massnahmen zur Steuerung der 
Versicherungsleistungen oder ihrer Kosten zu gewährleisten.

1ter Die Daten können vom Bundesamt für Statistik (BFS) erhoben werden. 
Daten, die das BFS erhebt, dürfen nicht erneut von den Leistungserbringern 
verlangt werden.

1quater Das BFS stellt Versicherern, deren Verbänden und Organisationen 
sowie den Leistungserbringern und deren Verbänden zur Durchführung 
dieses Gesetzes die Daten nach Artikel 22 Absatz 2 VE-KVG aggregiert zur 
Verfügung. Daten nach Artikel 22 Absatz 2 Buchstaben b–d und f VE-KVG 
stellt es zudem als Einzeldaten zur Verfügung.

Begründung Wir begrüssen den neuen Artikel 56 Absatz 1bis VE-UVG. Zur Erhöhung der 
Rechtssicherheit ist jedoch eine Präzisierung des Artikels notwendig.

Analog zu den Artikeln 22 und 22a VE-KVG ist im UVG ebenfalls klar zu 
regeln, welche Daten die Leistungserbringer für welchen Zweck verpflichtet 
sind bekannt zu geben. Zudem ist das Prinzip der einmaligen Erhebung der 
Daten auch im UVG explizit festzuschreiben und zur regeln, welche Daten 
das BFS in welcher Form zur Verfügung zu stellen hat. Zusätzlich ist in der 
Botschaft explizit zu erwähnen, dass die MTK als Organisation berechtigt ist, 
die Daten zu erhalten.

Für den Zweck der Tarif- und Preisbildung, und um Massnahmen zur 
Steuerung der Versicherungsleistungen oder ihrer Kosten zu gewährleisten, 
sind nominative Leistungserbringerdaten mit identifizierbaren Merkmalen zur 
Verfügung zu stellen (Leistungserbringer identifizierbar, Einzeldaten zu 
natürlichen Personen anonymisiert). Die Leistungserbringerdaten sind auf 
der jeweils tiefsten Aggregationsstufe mit Kennzeichnung der weiteren 
Ebenen zur Verfügung zu stellen. Beispiel: Der Fall w wurde am Standort x 
behandelt. Der Standort x ist ein Standort der Berechnungseinheit (ehem. 
BUR-GESV) y. Die Berechnungseinheit y gehört zum Spitalbetrieb z.

Des Weiteren erachten wir es als wichtig, dass in der Botschaft klar 
festgehalten wird, dass der neue Artikel 56 Absatz 1bis VE-UVG keinen 
Einfluss auf Artikel 54a UVG hat. Somit bleibt die Auskunftspflicht des 
Leistungserbringers im Rahmen der Rechnungsstellung gemäss Artikel 54a 
UVG bestehen. Die Daten sind in diesem Fall weiterhin dem Versicherer 
zuzustellen.



252 / 427

Titel Art. 26 Abs. 1bis

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 1bis Die Leistungserbringer sind verpflichtet, der Militärversicherung 
unentgeltlich folgende Daten bekannt zu geben:

a. Daten, die erforderlich sind, um die Anwendung der Bestimmungen 
dieses Gesetzes über die Wirt-schaftlichkeit und Qualität der Leistungen zu 
überwachen;

b. Daten, die erforderlich sind, um die einheitliche Anwendung der 
Bestimmungen dieses Gesetzes über die Finanzierung der Leistungen, die 
Tarif- und Preisbildung, und Massnahmen zur Steuerung der 
Versicherungsleistungen oder ihrer Kosten zu gewährleisten.

1ter Die Daten können vom Bundesamt für Statistik (BFS) erhoben werden. 
Daten, die das BFS erhebt, dürfen nicht erneut von den Leistungserbringern 
verlangt werden.

1quater Das BFS stellt den Versicherern, deren Verbänden und 
Organisationen sowie den Leistungserbringern und deren Verbänden zur 
Durchführung dieses Gesetzes die Daten nach Artikel 22 Absatz 2 VE-KVG 
aggregiert zur Verfügung. Daten nach Artikel 22 Absatz 2 Buchstaben b–d 
und f VE-KVG stellt es zudem als Einzeldaten zur Verfügung.

Begründung Wir begrüssen den neuen Artikel 26 Absatz 1bis VE-MVG. Zur Erhöhung 
der Rechtssicherheit ist jedoch eine Präzisierung des Artikels notwendig. 
Analog zu den Artikeln 22 und 22a VE-KVG ist im MVG ebenfalls klar zu 
regeln, welche Daten die Leistungserbringer für welchen Zweck verpflichtet 
sind bekannt zu geben. Zudem ist das Prinzip der einmaligen Erhebung der 
Daten auch im MVG explizit festzuschreiben und zur regeln, welche Daten 
das BFS in welcher Form zur Verfügung zu stellen hat. Zusätzlich ist in der 
Botschaft explizit zu erwähnen, dass die MTK als Organisation berechtigt ist, 
die Daten zu erhalten.

Für den Zweck der Tarif- und Preisbildung, und um Massnahmen zur 
Steuerung der Versicherungsleistungen oder ihrer Kosten zu gewährleisten, 
sind nominative Leistungserbringerdaten mit identifizierbaren Merkmalen zur 
Verfügung zu stellen (Leistungserbringer identifizierbar, Einzeldaten zu 
natürlichen Personen anonymisiert). Die Leistungserbringerdaten sind auf 
der jeweils tiefsten Aggregationsstufe mit Kennzeichnung der weiteren 
Ebenen zur Verfügung zu stellen. Beispiel: Der Fall w wurde am Standort x 
behandelt. Der Standort x ist ein Standort der Berechnungseinheit (ehem. 
BUR-GESV) y. Die Berechnungseinheit y gehört zum Spitalbetrieb z.

Des Weiteren erachten wir es als wichtig, dass in der Botschaft klar 
festgehalten wird, dass der neue Artikel 26 Absatz 1bis VE-MVG keinen 
Einfluss auf Artikel 25a MVG hat. Somit bleibt die Auskunftspflicht des 
Leistungserbringers im Rahmen der Rechnungsstellung gemäss Artikel 25a 
MVG bestehen. Die Daten sind in diesem Fall weiterhin der 
Militärversicherung zuzustellen.
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Mike Pfaff

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung: Die Leistungserbringer (insbesondere die ambulanten) sollten sich primär 
um das Erbringen von Gesundheits-Dienstleistungen kümmern können und 
nicht mit weiteren administrativen Tätigkeiten belastet werden. Daher sollte 
die Anwendbarkeit auch auf Spitäler bzw. den stationären Bereich 
beschränkt werden.

Die Daten sollten im Sinne der Transparenz und des Öffentlichkeitsprinzips 
auch automatisch der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt werden.

Ausserdem sollte das "Once-Only-Prinzip" auch auf das ganze Daten-
Handling angewandt werden, und nicht nur bei der Erhebung der Daten bei 
den Leistungserbringern.

Wenn schon das BFS (Kernkompetenz: Umgang mit Daten) die Daten 
erhebt, zur Verfügung stellt und aggregiert (laut Vorschlag), dann macht es 
absolut keinen Sinn, die abschliessende Veröffentlichung dann dem BAG 
(Kernkompetenz: Gesundheitswesen – aber eben nicht der Umgang mit 
Daten) quasi als unnötiger "Daten-Durchlauferhitzer" zu überlassen.

Wenn das Daten-Handling, inklusive Veröffentlichung, vollständig beim BFS 
angesiedelt wäre, könnten nämlich – ganz dem Inhalt der Vorlage folgend 
"redundante Erhebungen vermieden, die Organisation und Transparenz der 
Datenflusse verbessert und der Zugang zu den Daten und ihre 
Verwendungsmöglichkeiten erweitert werden" (Zitat aus Seite 2 des 
erläuternden Berichts).

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 22,Abs.1 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 1 Die Leistungserbringer im stationären Bereich sind verpflichtet dem 
Bundesamt für Statistik (BFS) kostenlos folgende Daten weiterzugeben:

a.Daten, die erforderlich sind, um die Anwendung der Bestimmungen 
dieses Gesetzes über die Wirtschaftlichkeit und Qualität der Leistungen 
zu überwachen;
b.Daten, die erforderlich sind, um die einheitliche Anwendung der 
Bestimmungen dieses Gesetzes über die Finanzierung der Leistungen, 
die Tarif- und Preisbildung, die Versorgungsplanung und die 
ausserordentlichen Massnahmen zur Eindämmung der 
Kostenentwicklung zu gewährleisten.

Begründung Die Leistungserbringer, welche die Daten liefern müssen, sollten im Text 
explizit – wie anhand des erläuternden Berichts ja scheinbar beabsichtigt – 
auf die Spitäler begrenzt werden. Sonst wären ja – laut dem 
vorgeschlagenen Gesetzestext alle Leistungserbringer (also auch 
Leistungserbringer im ambulanten Bereich, wie Hausärzte, Apotheken, 
Physiotherapeuten, usw.) zur Daten-Lieferung verpflichtet.

Dies scheint jedoch ja gar nicht der eigentlich verfolgte Zweck (laut 
erläuterndem Bericht) der Änderung zu sein, daher ist dies im Text 
anzupassen und klar zu formulieren. Ansonsten ist mit erheblichen, 
unnötigen Zusatzaufwänden – und entsprechend unnötig weiter steigenden 
Kosten für die Prämienzahler – zu rechnen.
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Titel Art. 22,Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 2 Als Daten nach Absatz 1 gelten Angaben zu:
a.Art der ausgeübten Tätigkeit, Einrichtung und Ausstattung sowie 
Rechtsform;
b.Anzahl und Struktur der Beschäftigten und der Ausbildungsplätze;
e.Aufwand, Ertrag und finanzielles Betriebsergebnis;
f.medizinische Qualitätsindikatoren.

Begründung Die Punkte lit. c und lit. d sollten – zumindest bei ambulanten 
Leistungserbringern – nicht bei den Leistungserbringern, sondern bei den 
Krankenversicherern (anhand der dort ja sowieso vorliegenden 
Abrechnungsdaten) erhoben werden. Es macht keinen Sinn, die ambulanten 
Leistungserbringer (deren Primärkompetenz das Erbringen von Gesundheits-
Leistungen ist) mit weiteren administrativen Tätigkeiten zu belasten, wenn 
die Krankenversicherer (deren Primärkompetenz ja sowieso im 
administrativen Bereich liegt) hierzu viel besser geeignet wäre; und ja auch 
die entsprechenden Daten (eingereichte Rechnungen) bereits dort 
vollständig vorliegen. 

Ausserdem sollte genauer spezifiziert werden, was mit lit. f "medizinische 
Qualitätsindikatoren" genau gemeint ist.

Titel Art. 22a, Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 2 Das BFS stellt die Daten zur Durchführung dieses Gesetzes den 
folgenden Empfängern zur Verfügung:

a.dem BAG;
b.dem Preisüberwacher;
c.den Kantonen;
d.den Versicherern und deren Verbänden;
e.den Leistungserbringern und deren Verbänden;
f.den Tariforganisationen nach den Artikeln 47a und 49 Absatz 2;
g.der Eidgenössischen Kommission für Qualität (Art. 58b);
h.den in Artikel 84a aufgeführten Organen;
i.den Patientenorganisationen;
j.der interessierten Öffentlichkeit.

Begründung Im Sinne der Transparenz sollten auch Patientenorganisationen und die 
interessierte Öffentlichkeit Zugang zu den erhobenen Daten haben. Damit 
das BFS diese entsprechend direkt zur Verfügung stellen kann, ist dies im 
Gesetzestext festzuhalten. Ansonsten müssten diese Informationen von 
weiteren interessierten Kreisen mühselig über (von den angefragten 
Behörden zu behandelnde) Zugangsgesuche gemäss OeffG eingefordert 
werden. Sollten Geheimhaltungsinteressen der Leistungserbringer 
diesbezüglich eine Rolle spielen, könnten die Daten gemäss Art. 22 Abs. 2 
lit. e allenfalls davon ausgenommen werden.

Bei den restlichen (nicht finanziellen) Daten ist jedoch aus meiner Sicht kein 
solches Geheimhaltungsinteresse gegeben, so dass diese der Öffentlichkeit 
direkt vom BFS (über deren vorhandene Webportale) zur Verfügung gestellt 
werden sollten.

Titel Art. 22a, Abs.3 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Das BFS könnte – wie bereits bei meinem Kommentar zu Abs. 2 erwähnt – 
die Daten direkt der Öffentlichkeit zur Verfügung stellen und dabei auch die 
Geheimhaltung gewisser wirtschaftlicher Informationen der 
Leistungserbringer sicherstellen. Diese Einschränkung könnte man 
entsprechend in Abs. 3 ergänzen.
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Titel Art. 22a, Abs.4 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 4 Es stellt die Daten aggregiert zur Verfügung. Daten nach Artikel 22 Absatz 
2 Buchstaben b–d und f stellt es zudem folgenden Empfängern als 
Einzeldaten zur Verfügung:

a.dem BAG und den Kantonen;
b.den restlichen Empfängern nach Absatz 1.

Begründung Es macht keinen Sinn, die Daten nur zu bestimmten spezifischen Zwecken 
zur Verfügung zu stellen.

Dieses Daten-"Gärtchendenken" und (dadurch bedingtes) unnötiges 
Geheimhalten (bzw. Einschränken der Nutzungszwecke) solcher Daten 
erscheint im Lichte der fortwährenden, gesellschaftlichen Diskussion über 
steigende Gesundheitskosten, jährliche Prämien-Anstiege und Anspruch der 
Öffentlichkeit auf Transparenz bezüglich der Kosten und Finanzierung des 
Gesundheitswesens völlig verfehlt.

Die Daten sollten daher allen Empfängern (auch der Öffentlichkeit, siehe 
meine weiteren Argumente bei den anderen Teilen meiner Stellungnahme) 
ohne Zweckbindung zur Verfügung stehen.

Titel Art. 22a, Abs.6 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 6 Das BFS veröffentlicht die Daten.

Begründung Das BFS ist aus meiner Sicht viel besser geeignet, um die Daten zu 
veröffentlichen. Das BFS verfügt bereits über die entsprechenden Tools, 
Werkzeuge und Plattformen, um ganz allgemein jedwelche Daten der 
Öffentlichkeit in wiederverwendbarer Form und ansprechender Darstellung 
zur Verfügung zu stellen (also eben zu "verÖFFENTLICHen").

Z.B. über die vom BFS betriebene OpenData-Plattform https://opendata.
swiss/ oder die moderne BFS-Statistik-Website https://www.bfs.admin.ch/bfs
/de/home/statistiken.html

Im Gegensatz dazu erscheint das BAG aus meiner Sicht absolut 
ungeeignet, um Daten auf moderne Art und Weise zu veröffentlichen. Man 
schaue sich hierzu nur einmal den himmeltraurigen, technisch absolut 
überholten Zustand der vom BAG veröffentlichten "Statistik der 
obligatorischen Krankenversicherung" https://www.bag.admin.ch/bag/de
/home/zahlen-und-statistiken/statistiken-zur-krankenversicherung/statistik-
der-obligatorischen-krankenversicherung.html an.

In der heutigen Zeit erscheint die jährliche "Veröffentlichung" dieser 
"Statistik" des BAGs in einer ZIP-Datei, welche eine lose Sammlung von 
schlecht aufbereiteten und für Datenauswertungen (z.B. Nutzung der Excel-
Sortier- oder -Filter-Funktionen) – aufgrund des "Missbrauchs" von Excel als 
ungeeignetes Layout-Programm –, in der Praxis absolut unbrauchbaren 
Excel-Dateien enthält, bezüglich Technik, Layout, Nutzbarkeit, 
Bedienbarkeit, Wieder-/Weiterverwendbarkeit, Analyse (z.B. durch AI-
Tools), usw. absolut aus der Zeit gefallen und völlig unbrauchbar.

Es ist daher nachgewiesenermassen davon auszugehen, dass das BFS – 
dessen Kernkompetenz die Erfassung und Aufbereitung von Daten jeglicher 
Art ist – diese Daten in viel besserer und brauchbarer Form veröffentlichen 
würde, als dies das BAG – dessen Kernkompetenzen in anderen Bereichen 
liegen – je selber könnte.

Titel Art. 27 Abs. 1bis

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Militärversicherung

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Sehr geehrte Frau Bundesrätin, sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nehmen wir zur Änderung des Bundesgesetzes über die 
Krankenversicherung (Sicherstellung des Prinzips der einmaligen Erhebung 
der Daten) Stellung.

Der Bundesrat hat die Führung der Militärversicherung (MV) per 1. Juli 2005 
der Suva übertragen. Die MV wird von der Suva als eigenständige 
Sozialversicherung nach dem Militärversicherungsgesetz (MVG) geführt. Die 
MV ist Mitglied der Medizinaltarif-Kommission UVG (MTK).

Die MV begrüsst die vorgesehenen Änderungen des Bundesgesetzes über 
die Krankenversicherung zur Umsetzung des Projekts «Spitalstationäre 
Gesundheitsversorgung (SpiGes)». Gerne verweisen wir auf die 
Stellungnahmen der Suva und der Medizinaltarif-Kommission UVG (MTK), 
welche wir unterstützen.

Wir begrüssen den neuen Art. 26 Abs. 1bis VE-MVG. Zur Erhöhung der 
Rechtssicherheit ist jedoch eine Präzisierung des Artikels notwendig. Analog 
zu den Artikeln 22 und 22a VE-KVG ist im MVG ebenfalls klar zu regeln, 
welche Daten die Leistungserbringer für welchen Zweck verpflichtet sind 
bekannt zu geben. Zudem ist das Prinzip der einmaligen Erhebung der 
Daten auch im MVG explizit festzuschreiben und zu regeln, welche Daten 
das Bundesamt für Statistik (BFS) in welcher Form zur Verfügung zu stellen 
hat. Zusätzlich ist in der Botschaft explizit zu erwähnen, dass die MTK als 
Organisation berechtigt ist, die Daten zu erhalten. 

Des Weiteren erachten wir es als zwingend notwendig, dass in der Botschaft 
resp. im Gesetzestext klar festgehalten wird, dass der neue Artikel 26 
Absatz 1bis VE-MVG keinen Einfluss auf Artikel 25a MVG hat. Somit bleibt 
die Auskunftspflicht des Leistungserbringers im Rahmen der 
Rechnungsstellung gemäss Artikel 25a MVG bestehen. Die Daten sind in 
diesem Fall weiterhin der Militärversicherung zuzustellen.

Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unseres Anliegens und stehen 
Ihnen für weitere Auskünfte gerne zur Verfügung.

Freundliche Grüsse

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1
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Titel Art. 26 Abs. 1bis

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 1bis Die Leistungserbringer sind verpflichtet, der Militärversicherung 
unentgeltlich die Daten bekannt zu geben, die für den Abschluss der 
Verträge nach Absatz 1 erforderlich sind. Die Daten können vom Bundesamt 
für Statistik (BFS) erhoben werden. Es stellt diese Daten der 
Militärversicherung sowie den Leistungserbringern und deren Verbänden zur 
Durchführung dieses Gesetzes zur Verfügung. Daten, die das BFS erhebt, 
dürfen nicht erneut von den Leistungserbringern verlangt werden. Der 
Bundesrat erlässt nähere Vorschriften zur Bearbeitung der Daten unter 
Wahrung des Verhältnismässigkeitsprinzips.

Begründung Wir begrüssen den neuen Art. 26 Abs. 1bis VE-MVG. Zur Erhöhung der 
Rechtssicherheit ist jedoch eine Präzisierung des Artikels notwendig. Analog 
zu den Artikeln 22 und 22a VE-KVG ist im MVG ebenfalls klar zu regeln, 
welche Daten die Leistungserbringer für welchen Zweck verpflichtet sind 
bekannt zu geben. Zudem ist das Prinzip der einmaligen Erhebung der 
Daten auch im MVG explizit festzuschreiben und zu regeln, welche Daten 
das Bundesamt für Statistik (BFS) in welcher Form zur Verfügung zu stellen 
hat. Zusätzlich ist in der Botschaft explizit zu erwähnen, dass die MTK als 
Organisation berechtigt ist, die Daten zu erhalten. 

Des Weiteren erachten wir es als zwingend notwendig, dass in der Botschaft 
resp. im Gesetzestext klar festgehalten wird, dass der neue Artikel 26 
Absatz 1bis VE-MVG keinen Einfluss auf Artikel 25a MVG hat. Somit bleibt 
die Auskunftspflicht des Leistungserbringers im Rahmen der 
Rechnungsstellung gemäss Artikel 25a MVG bestehen. Die Daten sind in 
diesem Fall weiterhin der Militärversicherung zuzustellen.
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Organisation ambulante Arzttarife (OAAT AG)

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Die OAAT begrüsst explizit das Prinzip der einmaligen Erhebung, sofern die 
spezifischen Bedürfnisse der nationalen Tariforganisationen (Anspruch auf 
Einzeldaten, Definition der Erhebungseinheit (Patientenkontakt), Zeitpunkt 
der Zurverfügungstellung, Mitwirkung bei Regelwerk für Plausibilisierung / 
Validierung) berücksichtigt werden. 

Die OAAT wird in den nächsten Jahren die Generierung und Erhebung 
fallbasierter Kosten- und Leistungsdaten im niedergelassenen Bereich 
vorantreiben. Die OAAT würde es begrüssen, wenn nach Abschluss der 
Aufbauphase diese Daten ebenfalls vom BFS nach dem Prinzip der 
einmaligen Erhebung erhoben werden.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel 1.Ersatz von Ausdrücken, Abs.1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Gliederungstitel vor Art. 21

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22,Abs.1 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Tarifbildung = Entwicklung und Pflege der Tarifstrukturen

Titel Art. 22,Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22a, Abs.1 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22a, Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 22a, Abs.3 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22a, Abs.4 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 4 Es stellt die Daten aggregiert zur Verfügung. Daten nach Artikel 22 Absatz 
2 Buchstaben b–d und f stellt es zudem folgenden Empfängern als 
Einzeldaten zur Verfügung:

a.dem BAG und den Kantonen;
b. den Organisationen nach den Artikeln Art 47a und Art 49 Absatz 2;

c.den restlichen Empfängern nach Absatz 1, sofern die Einzeldaten zur 
Tarif- und Preisbildung oder zur Qualitätsentwicklung erforderlich sind.

4a Bei der Erhebung und zur Verfügungstellung der Daten berücksichtigt es 
die spezifischen Bedürfnisse der Organisationen nach Absatz 4 lit. b.

Begründung Für die Entwicklung und Pflege der nationalen Tarifstrukturen sind die 
nationalen Tariforganisationen auf Individualdaten angewiesen. Mit 
aggregierten Daten ist die Entwicklung nicht möglich. Aus diesem Grund 
sind die im Gesetz aufgeführten Tariforganisationen (OAAT AG, SwissDRG 
AG) dem BAG und den Kantonen gleichzustellen. 

Für die Pflege und Weiterentwicklung der Tarifstrukturen ist die OAAT 
darauf angewiesen, dass das BFS die Daten der OOAT AG einerseits 
bereits während der Erhebungsphase und andererseits zeitnah nach 
Abschluss der Erhebungsphase zur Verfügung stellt. Die OAAT muss die 
Möglichkeit haben, bei der Definition der Regeln für die Plausibilisierung / 
Validierung mitwirken zu können.

Titel Art. 22a, Abs.5 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 5 Daten, die die Leistungserbringer nach Artikel 22 Absatz 1 weitergeben, 
dürfen nicht erneut nach den Artikeln 47a Absatz 5, 47b Absatz 1 und 49 
Absätze 2 dritter Satz, 7 dritter Satz und 8 eingefordert werden.

Begründung Wie die SwissDRG AG hat die OAAT AG das Bedürfnis Daten separat von 
den Leistungserbringern zu erheben, welche vom BFS nicht erhoben 
werden. Das Gesetz muss deshalb vorsehen, dass die OAAT die separat 
erhobenen Daten mit den Daten, die das BFS erhebt verknüpfen kann.

Ausserdem ist ein Antragsrecht für die nationalen Tariforganisationen 
vorzusehen, dass Daten durch das BFS zu erheben sind, sofern eine 
separate Erhebung aus technischen Gründen nicht möglich ist oder der 
Aufwand für die Spitäler und/oder die OAAT AG unverhältnismässig hoch 
ausfallen würde.

Titel Art. 22a, Abs.6 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 22a, Abs.7 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die OAAT geht davon aus, dass die spezifischen Bedürfnisse der OAAT auf 
Verordnungsebene abgebildet werden können.

Titel Art. 55a Abs. 4

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 59a

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 84a Abs. 1 Einleitungssatz (Betrifft nur den italienischen Text) und Bst. f

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --



261 / 427

SGAIM - Schweizerische Gesellschaft für Allgemeine Innere Medizin

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Die SGAIM bedankt sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme.

Mit der Vorlage sollen die bestehenden Rechtsgrundlagen angepasst werden, 
um das Prinzip der einmaligen Erhebung der Daten (Once-Only-Prinzip) im 
stationären Bereich umzusetzen. 
Mit der Vorlage soll Art. 59a KVG aufgehoben werden und in zwei neue Art. 22 
und 22a KVG überführt werden, wobei die Zwecke der Datenbearbeitung und 
der Kreis der Datenempfänger erweitert werden. Die Datenlieferung soll 
weiterhin kostenlos erfolgen. 

Gemäss erläuterndem Bericht sollen die angepassten Rechtsgrundlagen eine 
spätere Integration ambulanter Daten zur Verarbeitung in die vom BFS 
betriebene Lösung ermöglichen. Für die SGAIM ist es zentral, dass die 
Änderung des KVG zur Sicherstellung des Prinzips der einmaligen Erhebung 
der Daten die administrativen Aufwände der Ärztinnen und Ärzte reduziert.

Die SGAIM stimmt der Vorlage zu, sofern ihre Änderungsvorschläge und ihre 
Anliegen, wie untenstehend aufgeführt übernommen werden.

Anhang: Stellungnahme SGAIM.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 22,Abs.1 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 1 Die Leistungserbringer sind verpflichtet dem Bundesamt für Statistik (BFS) 
kostenlos folgende Daten weiterzugeben:

a.Daten, die erforderlich sind, um die Anwendung der Bestimmungen 
dieses Gesetzes über die Wirtschaftlichkeit und Qualität der Leistungen 
zu überwachen;
b.Daten, die erforderlich sind, um die einheitliche Anwendung der 
Bestimmungen dieses Gesetzes über die Finanzierung der Leistungen, 
die Tarif- und Preisbildung, die Versorgungsplanung und die 
ausserordentlichen Massnahmen zur Eindämmung der 
Kostenentwicklung zu gewährleisten.

Begründung Mit dem neuen Artikel 22 und 22a KVG wird die Zweckbestimmung erweitert 
(unter anderem durch Art. 22 Abs. 1 lit. b) und es werden neue 
Datenempfänger definiert. In Wahrung des Verhältnismässigkeitsprinzips 
dürfen – wie bis anhin - nur die Daten erhoben werden, die effektiv 
notwendig sind, um die gesetzlichen Aufgaben erfüllen zu können. Dies 
setzt im Grundsatz immer eine Grundlage in einem formellen Gesetz 
voraus, mithin auch den Ver-wendungszweck und die Adressaten dieser 
Daten. Welche Daten notwendig sind, muss für jede zu erfüllende Aufgabe 
anders beantwortet werden. Umso wichtiger ist es, im Rahmen der 
gesetzlichen Ausführungsbestimmungen zu definieren, welche Daten in 
welcher Gra-nularität erforderlich sind.

Die Zweckbestimmungen wie „Tarif- und Preisbildung“ wie auch 
„ausserordentliche Mass-nahmen zur Eindämmung der Kostenentwicklung“ 
sind sehr offen formuliert und bedürfen einer Präzisierung. Falls hier 
beispielsweise die Höchstzahlenverordnung oder das im erläu-ternden 
Bericht erwähnte kantonale Globalbudget gemeint ist, muss dies als klare 
Zweckbe-stimmung konkretisiert werden.

Titel Art. 22,Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 2 Als Daten nach Absatz 1 gelten Angaben zu:
a.Art der ausgeübten Tätigkeit, Einrichtung und Ausstattung sowie 
Rechtsform;
b.Anzahl und Struktur der Beschäftigten und der Ausbildungsplätze;
c.Anzahl und Struktur der Patientinnen und Patienten;
d.Art, Umfang und Kosten der erbrachten Leistungen und 
Rechnungsstellung für diese Leistungen;
e.Aufwand, Ertrag und finanzielles Betriebsergebnis;
f.medizinische Qualitätsindikatoren.

Begründung In lit. b und c sind die Angaben in Anzahl und Struktur zu liefern, was mit 
einer aggregierten und anonymisierten Datenlieferung einher geht.

Bei lit. d wird Art, Umfang und Kosten der erbrachten Leistungen und die 
Rechnungsstellung verlangt. Im erläuternden Bericht steht, dass die 
Angaben der elektronischen Rechnungsstellung die Einzelheiten der für 
jeden Fall in Rechnung gestellten Leistungen nach Kostenträgern beinhaltet 
und diese beispielsweise die Kosten des Spitalaufenthalts genau und 
wahrheitsgetreu abbilden. Zudem steht im erläuternden Bericht, dass die 
Daten der Rechnungsstellung den Umfang der Bekanntgabe präzisieren und 
ebenfalls der Kontrolle dienen.

So müsse der Leistungserbringer in der Rechnung die Vergünstigung nach 
Art. 56 Abs. 3 (Art. 76a Abs. 1 KVV) aufführen, was aus unserer Sicht (wie 
auch bereits mehrmals im Rahmen der Rabattweitergabe beim BAG 
deponiert) nicht sinnhaft und verhältnismässig umgesetzt werden kann.
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Titel Art. 22a, Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 2 Das BFS stellt die Daten zur Durchführung dieses Gesetzes den 
folgenden Empfängern zur Verfügung:

a.dem BAG;
b.dem Preisüberwacher;
c.den Kantonen;
d.den Versicherern und deren Verbänden;
e.den Leistungserbringern und deren Verbänden;
f.den Tariforganisationen nach den Artikeln 47a und 49 Absatz 2;
g.der Eidgenössischen Kommission für Qualität (Art. 58b);
h.den in Artikel 84a aufgeführten Organen.

Begründung In lit. b und c sind die Angaben in Anzahl und Struktur zu liefern, was mit 
einer aggregierten und anonymisierten Datenlieferung einher geht.

Bei lit. d wird Art, Umfang und Kosten der erbrachten Leistungen und die 
Rechnungsstellung verlangt. Im erläuternden Bericht steht, dass die 
Angaben der elektronischen Rechnungsstellung die Einzelheiten der für 
jeden Fall in Rechnung gestellten Leistungen nach Kostenträgern beinhaltet 
und diese beispielsweise die Kosten des Spitalaufenthalts genau und 
wahrheitsgetreu abbilden. Zudem steht im erläuternden Bericht, dass die 
Daten der Rechnungsstellung den Umfang der Bekanntgabe präzisieren und 
ebenfalls der Kontrolle dienen.

So müsse der Leistungserbringer in der Rechnung die Vergünstigung nach 
Art. 56 Abs. 3 (Art. 76a Abs. 1 KVV) aufführen, was aus unserer Sicht (wie 
auch bereits mehrmals im Rahmen der Rabattweitergabe beim BAG 
deponiert) nicht sinnhaft und verhältnismässig umgesetzt werden kann.

Titel Art. 22a, Abs.3 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 3 Das BFS stellt im Rahmen der Datenbereitstellung die Anonymität der 
Beschäftigten und Patientinnen und Patienten sicher.

Begründung Änderungsvorschlag: Das BFS stellt im Rahmen der Datenbereitstellung die 
Anonymität der Leistungserbringer gemäss Art. 35 Abs. 2 lit. a KVG, deren 
Beschäftigen, und Patien-tinnen und Patienten sicher.

Die Daten der Ärztinnen und Ärzte, welche selbstständig tätig sind (z.B. in 
einer Gruppepraxis, in einem Einzelunternehmen oder im Spital als 
Belegärztin/Belegarzt), sind gleich zu setzen wie die Patienten und 
Beschäftigen und somit zu anonymisieren.
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Titel Art. 22a, Abs.4 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 4 Es stellt die Daten aggregiert zur Verfügung. Daten nach Artikel 22 Absatz 
2 Buchstaben b–d und f stellt es zudem folgenden Empfängern als 
Einzeldaten zur Verfügung:

a.dem BAG und den Kantonen;
b.den restlichen Empfängern nach Absatz 1, sofern die Einzeldaten zur 
Tarif- und Preisbildung oder zur Qualitätsentwicklung erforderlich sind.

Begründung Gemäss Abs. 4 stellt das BFS die Daten aggregiert zur Verfügung. Daten 
nach Art. 22 Abs. 2 lit. b-d und f, worunter auch die Angaben der 
Rechnungstellung zu zählen sind, stellt es zudem u.a. dem BAG und den 
Kantonen als Einzeldaten zur Verfügung. 

Angaben der Rechnungsstellung enthalten sensible Patientendaten und 
stellen beson-ders schützenswerte Informationen dar. Wir gehen davon aus, 
dass das BFS die Anony-mität der Patientendaten - wie dies auch für die 
Daten der Beschäftigten vorgesehen ist (Art. 22a Abs. 3) - sicherstellt und 
die Einzeldaten in einer anonymisierten Form zur Verfügung gestellt werden. 
Falls ein gesetzlicher Zweck die Lieferung von nicht anonymi-sierten 
Einzeldaten von Beschäftigen (inkl. Leistungserbringer) zwingend verlangt, 
sind spezifische Ausnahmen bei den jeweiligen Artikeln vorzusehen. Als 
mögliches Beispiel für eine Ausnahmeregelung könnte Art. 55a vorgesehen 
werden (z.B. im Abs. 4 von Art. 55a). 

Änderungsvorschlag bei Art. 22a Abs. 4: […] zudem folgenden Empfänger 
als anonymi-sierte Einzeldaten zur Verfügung.

Auf Seite 9 des erläuternden Berichts wird festgehalten, dass das BAG 
aktuell gestützt auf Art. 59a Abs. 1 bereits Daten von den Leistungserbringer 
erheben kann. Dies ist aus unserer Sicht nicht korrekt. Das BAG ist als 
Datenempfänger der Daten gemäss Art. 59a aufgeführt. Die Angaben 
werden vom BFS erhoben (Abs. 3). Diese nicht korrekte Interpretation wider-
spiegelt sich über den gesamten erläuternden Bericht und ist anzupassen.
Die Vorlage ist zu umfassend, zu offenformuliert: Unklar ist, was 
beispielsweise die Qualitätsentwicklung bedeutet. Geht es um die Aufgaben 
der EQK, die Überprüfung der Qualitätsverträge? Hier ist die 
Zweckbestimmung zu präzisieren.

Titel Art. 22a, Abs.6 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 6 Das BAG veröffentlicht die Daten.

Begründung Änderungsvorschlag: Das BAG veröffentlich die Daten aggregiert und 
anonymisiert.
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Titel Anhang

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag (Ziff. II)

Änderung anderer Erlasse
Die nachstehenden Erlasse werden wie folgt geändert:

Begründung Das BFS geht in seiner Risikoanalyse u.a. von Schwachstellen im System 
aus. Dabei wird lediglich auf die SpiGes-Datenbanken verwiesen. Bei 
externen Benutzern wird auf das eIAM-Login des Spitals verwiesen. Das 
greift insofern zu kurz, als dass im ambulanten Bereich heute keine SpiGes-
Datenbanken verwendet werden. Entsprechend wird auf das sichere und 
etablierte Informationssystem der HIN verwiesen. Demnach soll mit dem 
Blick auf den Datenschutz und die Datensicherheit den Nutzern ein sicherer 
Zugang beispielsweise über das bewährte HIN Login bzw. mittels HIN 
Identitäten ermöglicht werden. 
Der FMH ist es ein grosses Anliegen bei der Erarbeitung der technischen 
Lösung frühzei-tig involviert zu werden. Die inhaltliche Harmonisierung der 
Daten in Form eines einheit-lichen Variablensatzes sowie der Prozesse der 
Datenerhebung und -prüfung auf der Plattform des BFS ist unabdingbar für 
ein gutes Gelingen. Nur dann kann diesbezüglich sichergestellt werden, 
dass bei den Ärztinnen und Ärzte kein weiterer administrativer Aufwand 
entsteht.
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Schweizerische Akademie der Medizinischen Wissenschaften (SAMW)

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Aus Sicht der SAMW und im Kontext der soeben abgeschlossenen SPHN 
Initiative begrüssen wir das Prinzip der einmaligen Erhebung von Daten mit 
anschliessender Weiterverwendung für verschiedene Zwecke (“once-only” 
Prinzip) sehr. Dieser Ansatz ist ressourcensparend, weil Doppelspurigkeiten 
bei der wiederholten Erfassung der gleichen Daten vermieden werden 
können. Müssen Daten nur ein Mal und nach einheitlichen Kriterien erhoben 
werden, lohnt sich auch die Investition in die Automatisierung der 
Datenererhebung, -Validierung und -Weitergabe über Schnittstellen. Dies 
reduziert auch das Risiko von Fehlern durch das oft manuelle Kopieren und 
Transformieren von Daten für die Weitergabe, zum Beispiel an medizinische 
Register.

Die einmalige Erherbung von Daten erfordert eine Harmonisierung der 
Datenstandards, so dass die Daten in möglichst vielen Bereichen 
weiterverwendet werden können. Die Erfahrungen aus der SPHN Initiative 
haben gezeigt, dass die Strukturierung von Daten und die Sicherstellung der 
Datenqualität sehr aufwändig ist. Es ist deshalb zwingend notwendig, 
übergreifende Datenstandards für sowohl die Gesundheitsversorgung wie 
auch für die Qualitätssicherung, Forschung und Steuerung festzulegen. 
Unterschiedliche Standards für verschieden Zwecke zu implementieren 
wäre für die Leistungserbringen zu aufwändig und würde zur Bildung von 
neuen Datensilos führen. Wo immer möglich sollten internationale 
Datenstandards verwendet werden, um auch über die Landesgrenzen 
hinweg Interoperabilität sicherzustellen.

Im Hinblick auf die langfristige Sicherstellung der medizinischen Qualität 
wäre es sehr wünschenswert, wenn im Rahmen von SpiGes auch der 
Status des Generalkonsents (Weiterverwendung von 
gesundheitsbezogenen Personendaten für die Forschung) vom BFS 
erhoben würde.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 22,Abs.1 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 1 Die Leistungserbringer sind verpflichtet dem Bundesamt für Statistik (BFS) 
folgende Daten weiterzugeben:

a.Daten, die erforderlich sind, um die Anwendung der Bestimmungen 
dieses Gesetzes über die Wirtschaftlichkeit und Qualität der Leistungen 
zu überwachen;
b.Daten, die erforderlich sind, um die einheitliche Anwendung der 
Bestimmungen dieses Gesetzes über die Finanzierung der Leistungen, 
die Tarif- und Preisbildung, die Versorgungsplanung und die 
ausserordentlichen Massnahmen zur Eindämmung der 
Kostenentwicklung zu gewährleisten.

Begründung Die kostenlose Bereitstellung der Daten durch die Leistungserbringer wird 
kritisch gesehen: Es braucht ein nachhaltiges Finanzierungsmodell für die 
Bereitstellung von Daten. Die Kuratierung und Qualitätskontrolle der Daten 
auf Seiten der Leistungserbringer ist aufwändig und wird im derzeitigen 
Vergütungsmodell nicht adequat abgebildet.
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Titel Art. 22,Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Betreffend Ziffer f.:
Im Hinblick auf die langfristige Sicherstellung der medizinischen Qualität 
wäre es sehr wünschenswert, wenn im Rahmen von SpiGes auch der 
Status des Generalkonsents (Einwilligung zur Weiterverwendung von 
gesundheitsbezogenen Personendaten für die Forschung) vom BFS 
erhoben würde. Nur so lässt sich statistisch abschätzen, inwieweit die 
Population der in der Forschung verwendeten Patientendaten der gesamten 
Patientenpopulation entspricht und wie repräsentativ diese Population für 
die Gesamtbevölkerung ist.

Dies wird es Kliniker:innen und Forschenden ermöglichen, 
Qualitätssicherung und Forschung reibungslos miteinander zu vereinbaren, 
um letztlich eine optimale zukünftige Gesundheitsversorgung zu 
gewährleisten.
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Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und –direktoren (GDK)

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Remarques générales

La CDS salue l'objectif d'organiser plus efficacement la collecte des données 
au sein du système de santé et d'y appliquer le principe « once only ». Elle 
approuve également le projet SpiGes (« Séjours stationnaires en hôpitaux ») et 
a participé à différents niveaux à sa mise en oeuvre.

La CDS se félicite par ailleurs explicitement du fait que les modifications de la 
loi prévues s'appliqueront non seulement aux hôpitaux concernés par SpiGes 
mais aussi à tous les autres fournisseurs de prestations. Ainsi, la transmission 
des données à la future organisation tarifaire pour les prestations de soins sera 
par exemple assurée.

Remarques sur la mise en oeuvre

En vue de la mise en oeuvre, nous souhaitons d'ores et déjà attirer l'attention 
sur le fait que les actuels art. 31 et 31a OAMal, qui ne sont pas encore 
évoqués dans le rapport explicatif, devraient eux aussi être examinés. En 
rapport avec l'obligation de détruire les données au plus tard cinq ans après 
leur réception mentionnée à l'art. 31a, let. c, OAMal, la durée de conservation 
doit impérativement être prolongée pour les cantons, afin que ces derniers 
n'aient pas à formuler de demande de dérogation pour disposer plus longtemps 
des données pour des tâches s'inscrivant dans un temps long, par exemple 
dans le cadre de
la planification hospitalière.

Comme évoqué plus haut, nous aimerions par ailleurs souligner que l'art. 59a 
LAMal était jusqu'ici la seule base explicite du règlement de traitement de 
l'OFS. La CDS reste critique face à cette approche restreinte, étant donné 
qu'elle exclut d'autres bases juridiques de la LAMal et certaines tâches 
constitutionnelles des cantons. Lors de la révision du règlement de traitement, 
il convient de veiller à ce que ce dernier repose sur une assise légale plus large.

Anhang: Avis de la CDS DE-FR.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 22,Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung La CDS estime qu'il n'est pas suffisamment clair, si la disposition à l'art. 22, 
al. 2, let. d, P-LAMal est formulée de manière assez détaillée. La base de 
données accessible aux cantons pour la procédure d'approbation ou de 
fixation des tarifs ambulatoires doit à l'avenir être plus large et satisfaire aux 
exigences procédurales correspondantes. De même, il convient d'assurer 
aux cantons la transparence quant aux données prises en considération 
dans les structures tarifaires ambulatoires.

Titel Art. 22a, Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Concernant l'art. 22a, al. 2, P-LAMal, il convient par ailleurs de préciser 
dans le rapport explicatif que les cantons ne reçoivent pas uniquement les 
données des fournisseurs de prestations de leur canton, mais en principe 
toujours les données de l'ensemble des fournisseurs de prestations en 
Suisse. Ce n'est qu'ainsi que les cantons disposent des valeurs 
comparatives pertinentes leur permettant par exemple de former des 
ensembles comparatifs probants lors de la fixation des tarifs ou de tenir 
compte de l'offre en
prestations à l'échelon national pour la planification hospitalière.

Titel Art. 22a, Abs.4 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Mise à disposition des données aux cantons

La CDS se félicite expressément du fait que les cantons aient en principe 
accès à toutes les informations au niveau des données individuelles. À ce 
propos, il convient de souligner, aussi au vu des dispositions 
correspondantes de l'OAMal et du Règlement de traitement « Données des 
fournisseurs de prestations selon l'art. 59a LAMal » de l'OFS, qui a fait à 
plusieurs reprises l'objet de critiques de la part des cantons, que la 
nécessité d'avoir accès à des données peut également découler d'autres 
prescriptions de la LAMal – en particulier de l'art. 84a LAMal – et que les 
cantons assument des tâches constitutionnelles allant au-delà des 
dispositions de la LAMal concernées et qu'ils sont autorisés à inscrire ces 
tâches dans
des lois cantonales qui ne se fondent pas sur la LAMal. L'accès aux 
données doit également être assuré dans ces cas. Il est par ailleurs 
important pour les cantons que les données soient mises à leur disposition 
plus rapidement et plus tôt qu'elles ne le sont aujourd'hui.

Titel 1. Bundesgesetz vom 19. Juni 1959 über die Invalidenversicherung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Domaine de l'assurance-invalidité

Lors de l'adaptation des dispositions connexes de la LAI, il convient de 
veiller à ce que les cantons, qui participent au financement des cas AI traités 
dans les hôpitaux au sens de l'art. 14bis LAI et des centres de traitement 
pour les troubles du spectre de l'autisme infantile, obtiennent eux aussi les 
données nécessaires à cet effet.
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Schweizerische Zahnärzte-Gesellschaft SSO

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Grundsätzlich unterstützen wir die Absicht, dass die gleichen Daten für 
verschiedene gesetzlich geforderte Zwecke nur einmal erfasst werden. Dies 
ist geeignet den administrativen Aufwand der Leistungserbringer zu 
verringern. Dies muss aus unserer Sicht ebenfalls für die Daten des sich im 
Aufbau befindlichen Register der Leistungserbringer (LEREG) gelten. Die 
gesetzliche Grundlage besteht zudem nur für das KVG, wobei der Anteil an 
KVG abgerechneten Kosten bei Zahnbehandlungen lediglich 1.2% der 
gesamten zahnärztlichen Behandlungskosten ausmacht. Die Erhebung 
dieser Daten bei den Zahnärzten erscheint uns deshalb unverhältnismässig. 
Wir bezweifeln zudem, dass die riesige Datenflut, welche gemäss 
Krankenversicherungsgesetz zu liefern ist, zu einer besseren Steuerbarkeit 
der Kosten führen wird. Hier ist nach wie vor auf die gemeinsame 
Verhandlungsarbeit der Versicherer und Leistungserbringer im Rahmen der 
Tarifverträge zu setzen. Leider stellen wir fest, dass bei den 
Krankenversicherern schon heute die Bereitschaft zu Verhandlungen gering 
ist. Offenbar lohnt sich der Aufwand für Verhandlungen nicht, da ja der 
Bundesrat im Falle der fehlenden Einigung den Tarif im Sinne der 
Krankenversicherer hoheitlich festlegt.
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Schweizerischer Berufsverband der Pflegefachfrauen und Pflegefachmänner (SBK)

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Der SBK bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme. Er begrüsst 
die Bemühungen im Grundsatz und die Absicht die Rechtsgrundlagen zur 
Umsetzung des Projekts SpiGes anzupassen und somit das Prinzip der 
einmaligen Erhebung der Daten (Once-Only-Prinzip) im spitalstationären 
Bereich sehr. Für die hohe Qualität der Leistungserbringung und Steuerung 
des Systems sind transparente und robuste Daten von zentraler Bedeutung.
Indem redundante Erhebungen vermieden, die Organisation und 
Transparenz der Datenflüsse verbessert und der Zugang zu den Daten und 
ihre Verwendungsmöglichkeiten für bestehende Aufgaben und mögliche 
künftige Bedürfnisse erweitert werden erwartet der SBK einen grossen 
Nutzen in der Anpassung des Bundesgesetztes über die 
Krankenversicherung (KVG). Insbesondere hinsichtlich der Umsetzung der 
Pflegeinitiative ist es zentral gemeinsam mit Bund, Kantonen, Versicherern 
und Spitälern basierend auf einer gemeinsamen Datenbasis bisherige 
Bestrebungen zu evaluieren und datenbasiert Massnahmen für die Pflege 
von hoher Qualität zu ergreifen. Der SBK begrüsst, dass die Daten einzig 
vom BfS erhoben werden, in der Granularität verbessert werden sollen und 
den aufgeführten Empfängern zur Verfügung gestellt werden.
Die Möglichkeit der späteren Integration der ambulanten Daten in die vom 
BfS betriebene Lösung begrüsst der SBK. Gerade für kleine Betriebe und 
freiberufliche Pflegefachpersonen ist es ein grosser Aufwand Daten an 
unterschiedliche Anspruchsgruppen zu liefern. Bei der Integration von 
ambulanten Leistungserbringern ist es notwendig die bestehenden 
Datenflüsse zu optimieren. Der SBK begrüsst, dass das Projekt Teil von 
Digisanté ist. Die einheitliche Datenerfassung über alle Sektoren hinweg 
bildet eine wichtige Grundlage für die digitale Transformation im 
Gesundheitswesen.
Der SBK setzt sich für gesetzliche und institutionelle Vorgaben in den 
Bereichen Patient:innendaten und Persönlichkeitsschutz ein (Ziel 10, Pflege 
2030). Daher begrüsst der SBK, dass das BfS die Anonymität der Daten der 
Beschäftigten und der Patient:innen sicherstellt.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 22,Abs.1 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die Möglichkeit der späteren Integration der ambulanten Daten in die vom 
BfS betriebene Lösung begrüsst der SBK. Gerade für kleine Betriebe und 
freiberufliche Pflegefachpersonen ist es ein grosser Aufwand Daten an 
unterschiedliche Anspruchsgruppen zu liefern.
Zu klären wäre aus unserer Sicht auch wie kleinere Gruppierungen wie 
beispielsweise der Diabetesberatung in den Datenaustausch einbezogen 
werden. Bei der Integration von ambulanten Leistungserbringern ist es 
notwendig die bestehenden Datenflüsse zu optimieren. Der SBK begrüsst, 
dass das Projekt Teil von Digisanté ist. Die einheitliche Datenerfassung über 
alle Sektoren hinweg bildet eine wichtige Grundlage für die digitale 
Transformation im Gesundheitswesen.
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Titel Art. 22,Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 2 Als Daten nach Absatz 1 gelten Angaben zu:
a.Art der ausgeübten Tätigkeit, Einrichtung und Ausstattung sowie 
Rechtsform;
b.Anzahl und Struktur inkl. Ausbildungsniveau der Beschäftigten und der 
Ausbildungsplätze;
c.Anzahl und Struktur der Patientinnen und Patienten;
d.Art, Umfang und Kosten der erbrachten Leistungen und 
Rechnungsstellung für diese Leistungen;
e.Aufwand, Ertrag und finanzielles Betriebsergebnis;
f.medizinische und pflegerische Qualitätsindikatoren.

Begründung Aus der Sicht der Pflege ist es zentral, dass die Ausbildungsniveau in den 
unter-schiedlichen Settings einheitlich erhoben werden.

Neben Medizinischen Qualitätsindikatoren sollen ausserdem pflegerische 
Qualitätsindikatoren angegeben werden.

Titel Art. 22a, Abs.3 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Der SBK setzt sich für gesetzliche und institutionelle Vorgaben in den 
Bereichen Patient:innendaten und Persönlichkeitsschutz ein (Ziel 10, Pflege 
2030). Daher begrüsst der SBK, dass das BfS die Anonymität der Daten der 
Beschäftigten und der Patient:innen sicherstellt.
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Schweizerischer Drogistenverband (SDV)

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Neutrale Haltung

Begründung: Der Schweizerische Drogistenverband (SDV) dankt für die Möglichkeit zur 
Stellungnahme. 
Wir befürworten grundsätzlich den Zweck, redundante Datenerhebungen zu 
vermeiden, die Organisation und Transparenz der Datenflüsse zu 
verbessern und den Zugang zu den Daten und ihre 
Verwendungsmöglichkeiten für bestehende und künftige Aufgaben zu 
erweitern. Des Weiteren unterstützen wir eine einmalige und koordinierte 
Datenerhebung grundsätzlich, sofern folgende Punkte sichergestellt sind: 
- Klare gesetzliche Grundlage für jede einzelne Datenerhebung mit 
eindeutiger Zweckbindung;
- Präzise Definition der berechtigten Empfänger und Begrenzung des 
Zugriffs;
- Sicherstellung dass die Daten auch für zukünftige Nutzungen (EPD) 
verfügbar sind.
- Verpflichtende Anonymisierung sämtlicher weitergegebenen Daten;
- Transparente Information für Leistungserbringer und Patienten. 
Im Übrigen verweisen wir auf die Vernehmlassung der FMH, welche wir 
damit unterstützen. 
Wir danken im Namen unserer Mitglieder für eine Berücksichtigung unserer 
Anliegen
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Schweizerischer Versicherungsverband (SVV)

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Der SVV begrüsst das angestrebte Ziel der einmaligen Erhebung der Daten 
(«Once-Only-Prinzip»). Zwecks Erreichung dieses Ziels sind nebst den KVG-
Versicherern, auch die Versicherer nach UVG, MVG und IVG zu integrieren. 
Der SVV unterstützt grundsätzlich die Anpassungen im UVG, MVG und IVG.

Hinsichtlich des Once-Only-Prinzips begrüsst der SVV das anvisierte Ziel, 
künftig redundante Datenerhebungen zu vermeiden und die Transparenz zu 
verbessern. Dabei ist aus Sicht des SVV insbesondere sicherzustellen, dass 
die Medizinal-Tarifkommission UVG («MTK») und die in deren Auftrag tätige 
Zentralstelle für Medizinaltarife UVG («ZMT») analog den KVG-Versicherern 
Zugang zu den notwendigen Daten erhält. Dies gilt insbesondere bezüglich der 
Daten gemäss SpiGes-Datenerhebung (Kapitel Daten zu den Fällen, 
Diagnosen, Behandlungen, Medikamente, Kostenträgerrechnung (KTR), 
Operierende, Patientenbewegungen). Sollten die entsprechenden Datensätze 
im KVG-Bereich erweitert werden, sind diese Daten auch an die MTK resp. die 
Tarifpartner im UV/MV/IV-Bereich weiterzuleiten.

Beim Kapitel Rechnung sind gemäss erläuterndem Bericht im KVG spezifische 
Präzisierungen vorgesehen. Für den UVG/MVG-Bereich ist hierzu das 
Naturalleistungsprinzip zu beachten. Dabei ist sicherzustellen, dass sämtliche 
Rechnungen und Rechnungsinformationen weiterhin durch den 
Leistungserbringer direkt an den zuständigen Versicherer (Auftraggeber) 
gelangen.

Für die Details zu den einzelnen Bestimmungen verweist der SVV auf die 
Stellungnahme der MTK vom 24. März 2025 zum Gesetzesentwurf. Er 
begrüsst diese ausdrücklich und unterstützt sie vollumfänglich.

Anhang: Avis de la SVV.pdf
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Spitex Schweiz

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: --

Anhang: 2025-03-13 STEL Spitex Schweiz Once-Only-Prinzip-DEF.pdf
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Suva

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Die Suva ist die grösste Trägerin der obligatorischen Unfallversicherung in 
der Schweiz sowie Durchführerin der Militärversicherung. Für die Regelung 
aller grundsätzlichen Fragen, die sich aus dem Medizinalrecht und den 
Medizinaltarifen für die Träger der obligatorischen Unfallversicherung 
ergeben, ist die Medizinaltarif-Kommission UVG (MTK) verantwortlich. Die 
Suva hat Einsitz in der MTK.

Die Suva begrüsst die Änderung des Bundesgesetzes über die 
Krankenversicherung zur Umsetzung des Projekts «Spitalstationäre 
Gesundheitsversorgung (SpiGes)». Konkret begrüsst die Suva, dass das 
Prinzip der einmaligen Erhebung der Daten (Once-Only-Prinzip) im 
stationären Bereich auch in der Unfallversicherung und der 
Militärversicherung zur Anwendung kommt. Dank der zentralen 
Datenerhebung durch das Bundesamt für Statistik (BFS) können 
Doppelspurigkeiten bei der Datenerhebung vermieden und die Effizienz und 
Transparenz gesteigert werden. Zudem erachten wir es als zentral, dass die 
Umsetzung des Once-Only-Prinzips so ausgestaltet wird, dass sowohl die 
Datenbezüger als auch die Datenlieferanten von einer Aufwandreduktion 
und einem Effizienzgewinn profitieren können.

Wir begrüssen die Einführung von Artikel 56 Absatz 1bis VE-UVG und 
Artikel 26 Absatz 1bis VE-MVG zur Verankerung des Prinzips der 
einmaligen Erhebung der Daten in der obligatorischen Unfallversicherung 
und in der Militärversicherung. Zur Erhöhung der Rechtssicherheit ist jedoch 
eine Präzisierung der beiden Artikel analog zu den Artikeln 22 und 22a VE-
KVG notwendig. So ist auch im UVG und MVG klar zu regeln, welche Daten 
die Leistungserbringer für welchen Zweck verpflichtet sind, bekannt zu 
geben. Die Daten sollen einerseits für den Abschluss von Verträgen und 
andererseits für die Überwachung der Wirtschaftlichkeit und Qualität der 
Leistungen erhoben werden (Art. 56 UVG und Art. 70 UVV ff., Art. 26 MVG 
und Art. 13 MVV ff.). Zudem ist das Prinzip der einmaligen Erhebung der 
Daten im UVG sowie im MVG explizit festzuschreiben und zur regeln, 
welche Daten das BFS in welcher Form zur Verfügung zu stellen hat. 
Zusätzlich sind die Datenempfänger in der Botschaft dahingehend zu 
nennen, dass die MTK explizit zum Kreis der Datenempfänger angehört. 
Dies deshalb, weil die MTK, wie eingangs erwähnt, für die Regelung aller 
grundsätzlichen Fragen, die sich aus dem Medizinalrecht und den 
Medizinaltarifen für die Träger der obligatorischen Unfallversicherung 
ergeben, zuständig ist. Des Weiteren ist in der Botschaft zu präzisieren, 
dass Artikel 56 Absatz 1bis VE-UVG und der Artikel 26 Absatz 1bis VE-MVG 
nicht die Auskunftspflicht der Leistungserbringer im Rahmen der 
Rechnungsstellung nach Artikel 54a UVG und Artikel 25a MVG betreffen 
und diese Daten weiterhin den Unfallversicherern und der 
Militärversicherung zu liefern sind.

Sollten im KVG-Bereich auch für die Kosten- und Leistungserfassung im 
ambulanten Bereich zusätzliche Regeln definiert werden, ist die 
Anwendbarkeit für den Bereich UVG/MVG/IVG zu prüfen und 
gegebenenfalls gesetzlich zu verankern.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1
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Titel Art. 22a, Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung In Artikel 22a VE-KVG wird entsprechend Artikel 7 Absatz 2 KVG für das 
Bundesamt für Gesundheit die Bezeichnung «BAG» verwendet. In Artikel 21 
Absatz 1 und 3 KVG ist dagegen noch von «Bundesamt» die Rede. Zur 
Klarstellung, dass das BAG und nicht das BFS gemeint ist, wäre auch hier, 
wie auch im Artikel 58f Absatz 7 KVG, eine Anpassung an den geänderten 
Artikel 7 Absatz 2 KVG wünschenswert.

Titel Art. 22a, Abs.5 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Gemäss des erläuternden Berichts obliegt es weiterhin den Nutzern, die 
Daten bei den Leistungserbringern einzufordern, sofern diese die Daten 
nicht liefern (vgl. Erläuternder Bericht Seite 13). Dies erachten wir als nicht 
zielführend. Die gesetzliche Grundlage ist dahingehend anzupassen, dass 
auch das BFS gegen säumige Leistungserbringer Sanktionen ergreifen kann.
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Titel Art. 56 Abs. 1bis

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 1bis Die Leistungserbringer sind verpflichtet, den Versicherern unentgeltlich 
folgende Daten bekannt zu geben:

a.Daten, die erforderlich sind, um die Anwendung der Bestimmungen dieses 
Gesetzes über die Wirtschaftlichkeit und Qualität der Leistungen zu 
überwachen;

b.Daten, die erforderlich sind, um die einheitliche Anwendung der 
Bestimmungen dieses Gesetzes über die Finanzierung der Leistungen, die 
Tarif- und Preisbildung, und Mass-nahmen zur Steuerung der 
Versicherungsleistungen oder ihrer Kosten zu gewährleisten.

1ter Die Daten können vom Bundesamt für Statistik (BFS) erhoben werden. 
Daten, die das BFS erhebt, dürfen nicht erneut von den Leistungserbringern 
verlangt werden.

1quater Das BFS stellt Versicherern, deren Verbänden und Organisationen 
sowie den Leistungserbringern und deren Verbänden zur Durchführung 
dieses Gesetzes die Daten nach Artikel 22 Absatz 2 VE-KVG aggregiert zur 
Verfügung. Daten nach Artikel 22 Absatz 2 Buchstaben b–d und f VE-KVG 
stellt es zudem als Einzeldaten zur Verfügung.

Begründung Wir begrüssen den neuen Artikel 56 Absatz 1bis VE-UVG. Zur Erhöhung der 
Rechtssicherheit ist jedoch eine Präzisierung des Artikels notwendig. Analog 
zu den Artikeln 22 und 22a VE-KVG ist im UVG ebenfalls klar zu regeln, 
welche Daten die Leistungserbringer für welchen Zweck verpflichtet sind 
bekannt zu geben. Zudem ist das Prinzip der einmaligen Erhebung der 
Daten auch im UVG explizit festzuschreiben und zur regeln, welche Daten 
das BFS in welcher Form zur Verfügung zu stellen hat. Zusätzlich ist in der 
Botschaft explizit zu erwähnen, dass die MTK als Organisation berechtigt ist, 
die Daten zu erhalten.

Für den Zweck der Tarif- und Preisbildung, und um Massnahmen zur 
Steuerung der Versicherungsleistungen oder ihrer Kosten zu gewährleisten, 
sind nominative Leistungserbringerdaten mit identifizierbaren Merkmalen zur 
Verfügung zu stellen (Leistungserbringer identifizierbar, Einzeldaten zu 
natürlichen Personen anonymisiert). Die Leistungserbringerdaten sind auf 
der jeweils tiefsten Aggregations-stufe mit Kennzeichnung der weiteren 
Ebenen zur Verfügung zu stellen. Beispiel: Der Fall w wurde am Standort x 
behandelt. Der Standort x ist ein Standort der Berechnungseinheit (ehem. 
BUR-GESV) y. Die Berechnungseinheit y gehört zum Spitalbetrieb z.

Des Weiteren erachten wir es als wichtig, dass in der Botschaft klar 
festgehalten wird, dass der neue Artikel 56 Absatz 1bis VE-UVG keinen 
Einfluss auf Artikel 54a UVG hat. Somit bleibt die Auskunftspflicht des 
Leistungserbringers im Rahmen der Rechnungsstellung gemäss Artikel 54a 
UVG bestehen. Die Daten sind in diesem Fall weiterhin dem Versicherer 
zuzustellen.
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Titel Art. 26 Abs. 1bis

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 1bis Die Leistungserbringer sind verpflichtet, der
Militärversicherung unentgeltlich folgende Daten bekannt zu geben:

a.Daten, die erforderlich sind, um die Anwendung der Bestimmungen dieses 
Gesetzes über die Wirtschaftlichkeit und Qualität der Leistungen zu 
überwachen;

b.Daten, die erforderlich sind, um die einheitliche Anwendung der 
Bestimmungen dieses Gesetzes über die Finanzierung der Leistungen, die 
Tarif- und Preisbildung, und Massnahmen zur Steuerung der 
Versicherungsleistungen oder ihrer Kosten zu gewährleisten.

1ter Die Daten können vom Bundesamt für Statistik (BFS) erhoben werden. 
Daten, die das BFS erhebt, dürfen nicht erneut von den Leistungserbringern 
verlangt werden.

1quater Das BFS stellt den Versicherern, deren Verbänden und 
Organisationen sowie den Leistungserbringern und deren Verbänden zur 
Durchführung dieses Gesetzes die Daten nach Artikel 22 Absatz 2 VE-KVG 
aggregiert zur Verfügung. Daten nach Artikel 22 Absatz 2 Buchstaben b–d 
und f VE-KVG stellt es zudem als Einzeldaten zur Verfügung.

Begründung Wir begrüssen den neuen Artikel 26 Absatz 1bis VE-MVG. Zur Erhöhung 
der Rechtssicherheit ist jedoch eine Präzisierung des Artikels notwendig. 
Analog zu den Artikeln 22 und 22a VE-KVG ist im MVG ebenfalls klar zu 
regeln, welche Daten die Leistungserbringer für welchen Zweck verpflichtet 
sind bekannt zu geben. Zudem ist das Prinzip der einmaligen Erhebung der 
Daten auch im MVG explizit festzuschreiben und zur regeln, welche Daten 
das BFS in welcher Form zur Verfügung zu stellen hat. Zusätzlich ist in der 
Botschaft explizit zu erwähnen, dass die MTK als Organisation berechtigt ist, 
die Daten zu erhalten.

Für den Zweck der Tarif- und Preisbildung, und um Massnahmen zur 
Steuerung der Versicherungsleistungen oder ihrer Kosten zu gewährleisten, 
sind nominative Leistungserbringerdaten mit identifizierbaren Merkmalen zur 
Verfügung zu stellen (Leistungserbringer identifizierbar, Einzeldaten zu 
natürlichen Personen anonymisiert). Die Leistungserbringerdaten sind auf 
der jeweils tiefsten Aggregationsstufe mit Kennzeichnung der weiteren 
Ebenen zur Verfügung zu stellen. Beispiel: Der Fall w wurde am Standort x 
behandelt. Der Standort x ist ein Standort der Berechnungseinheit (ehem. 
BUR-GESV) y. Die Berechnungseinheit y gehört zum Spitalbetrieb z.

Des Weiteren erachten wir es als wichtig, dass in der Botschaft klar 
festgehalten wird, dass der neue Artikel 26 Absatz 1bis VE-MVG keinen 
Einfluss auf Artikel 25a MVG hat. Somit bleibt die Auskunftspflicht des 
Leistungserbringers im Rahmen der Rechnungsstellung gemäss Artikel 25a 
MVG bestehen. Die Daten sind in diesem Fall weiterhin der 
Militärversicherung zuzustellen.
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SwissDRG AG

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Ablehnung

Begründung: Die generelle Begründung der SwissDRG AG zur Ablehnung der 
vorgeschlagenen Änderung des Bundesgesetzes über die 
Krankenversicherung (Sicherstellung des Prinzips der einmaligen Erhebung 
der Daten) können Sie gerne der angehängten PDF-Datei entnehmen.

Anhang: Stellungnahme an das BAG zu Vernehmlassung Once only KVG der SwissDRG AG EK GL.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 22,Abs.1 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22,Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22a, Abs.1 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22a, Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22a, Abs.3 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22a, Abs.4 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag 4 Es stellt die Daten aggregiert zur Verfügung. Daten nach Artikel 22 Absatz 
2 Buchstaben b–d und f stellt es zudem folgenden Empfängern als 
Einzeldaten zur Verfügung. Dabei sind die Prozesse, Fristen und 
Dateninhalte der Tariforganisation gemäss Art. 49 Absatz 2 zu 
berücksichtigen:

a.dem BAG und den Kantonen;
b.den restlichen Empfängern nach Absatz 1, sofern die Einzeldaten zur 
Tarif- und Preisbildung oder zur Qualitätsentwicklung erforderlich sind.

Begründung 1.Unvereinbarkeit mit dem für die Tarifentwicklung erforderlichen Zeitfenster:
Art. 22a Abs. 4 i.V.m. Art. 22a Abs. 4 lit. b KVG statuiert, dass das BFS die 
erforderlichen Einzeldaten (Variablen) nach Art. 22 Abs. 2 lit. b-d und f KVG 
den restlichen Empfängern nach Art. 22a Abs. 1 KVG zur Verfügung stellt, 
sofern diese zur Tarif- und Preisbildung oder zur Qualitätsentwicklung 
erforderlich sind. Jedoch sieht das SpiGes-Detailkonzept vor, dass die 
kantonalen Gesundheitsämter die definitiven Daten auf ihrem Hoheitsgebiet 
erst Ende Juli für die Nutzung gemäss KVG freigeben. Diese späte Freigabe 
steht im direkten Widerspruch zu den Anforderungen der SwissDRG AG, die 
die SwissDRG AG spezifisch plausibilisierten Daten bereits Ende April 
(TARPSY, ST Reha) bzw. Mitte Mai (SwissDRG) benötigt. Die Einhaltung 
dieser Fristen ist essenziell für die darauffolgenden Prozesse der 
Datenbereinigung, der Weiterentwicklung des Groupers und der 
Kalkulationsmethodik sowie für die Kalkulation der Kostengewichte. Um die 
fristgerechte Publikation und Anwendung der Tarifstrukturen zu 
ermöglichen, muss zudem genügend Zeit einberechnet werden für die 
Genehmigung durch den Verwaltungsrat der SwissDRG AG in einem ersten 
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Schritt und anschliessend durch den Bundesrat im zweiten Schritt.

2.Fehlende Vereinbarkeit der Fristen mit der Mehrfachplausibilisierung der 
Daten:
Die SwissDRG AG benötigt definitive Daten bis Ende April bzw. Mitte Mai, 
um die nachgelagerten Prozesse und die fristgerechte Publikation der 
Tarifstrukturen sicherzustellen. Eine Erstlieferung durch das BFS zu diesem 
Zeitpunkt wäre jedoch zu spät, da sie den iterativen 
Plausibilisierungsprozess verhindert. Spitäler müssen zwischen März und 
Mitte Mai die Möglichkeit haben, ihre Daten mehrfach zu korrigieren und 
erneut einzureichen, damit eine hohe Datenqualität gewährleistet werden 
kann. In der Akutsomatik übermitteln die Spitäler durchschnittlich 2 
korrigierte vollständige Datensätze nach der Erstlieferung, spitalindividuell 
wurden jedoch auch bis zu 15 Korrekturlieferungen durchgeführt.
Auf der SwissDRG-Erhebungsplattform werden rund 150 
tarifstrukturspezifische Tests automatisiert durchgeführt, um die 
Kompatibilität der Kosten- und Leistungsdaten sicherzustellen. Diese 
Prüfungen basieren auf jährlich aktualisierten CHOP- und ICD-Kodelisten 
sowie ergänzenden Fragebögen. Die SwissDRG AG steht hierzu in engem 
Austausch mit den Spitälern und passt die Tests kontinuierlich an. Eine 
Integration dieser Prüfungen auf der SpiGes-Plattform ist technisch nicht 
möglich, da dort weder eine flexible Anpassung noch die Hinterlegung der 
erforderlichen Kodelisten und Fragebögen gewährleistet wäre.
Zusätzlich bietet die SwissDRG AG den Spitälern eine freiwillige 
unterjährige Datenlieferung im Herbst an. Diese ermöglicht es, 
Kodierungsprobleme frühzeitig zu erkennen und die Plausibilisierungstests 
weiterzuentwickeln. Die Streichung dieser Möglichkeit würde die 
Datenqualität und damit die Tarifstrukturentwicklung erheblich 
beeinträchtigen. 
Für die SwissDRG AG steht die Datenqualität im Zentrum und nicht 
zwingend deren Vollständigkeit. Es ist nicht unüblich, dass bei mangelnder 
Datenqualität ein Teil der Fälle oder auch gesamte Spitäler nicht für die 
Weiterentwicklung der Tarifstrukturen berücksichtigt werden. Es ist 
unabdingbar, dass die SwissDRG AG eigenständig über den Ausschluss auf 
Fall- und Spitalebene entscheiden kann.
Um den gesetzlichen Anforderungen gemäss Art. 49 Abs. 2 KVG zu 
entsprechen, ist es zwingend erforderlich, die iterative Datenkorrektur durch 
die Spitäler beizubehalten, die spezifischen Plausibilisierungstests weiterhin 
auf der SwissDRG-Erhebungsplattform durchzuführen und die unterjährige 
Datenlieferung nicht abzuschaffen.

3.Unzureichende Dateninhalte: Notwendigkeit von vollständigen Einzeldaten:
Ausserdem bleibt in der aktuellen Formulierung des Art. 22a Abs. 4 lit. b 
KVG sowie den Eröffnungsdokumenten unklar, auf welcher Grundlage und 
nach welchen Kriterien das BFS bestimmen soll, welche Einzeldaten 
(Variablen) als für die Tarif- und Preisbildung erforderlich eingestuft werden. 
Es fehlt eine präzise Regelung dazu, wie diese Entscheidung getroffen wird 
und wer letztlich darüber verfügt. 
Die SwissDRG AG benötigt sämtliche Variablen der SpiGes-Variablenliste 
(Ausnahme: Operierende und Kantonsdaten) im vollen Umfang und 
Detaillierungsgrad auf Einzelfallebene, um ihre gesetzlich verankerte 
Aufgabe gemäss Art. 49 Abs. 2 KVG erfüllen zu können. Eine eigenständige 
Selektion oder Beschränkung der Daten durch das BFS wäre 
unverhältnismässig und nicht mit den Anforderungen einer sachgerechten 
Tarifentwicklung vereinbar.
Zudem wird an dieser Stelle ausdrücklich betont, dass auch die SwissDRG 
AG den Bestimmungen des Bundesgesetzes über den Datenschutz (DSG, 
SR 235.1) unterliegt. Alle personenbezogenen Daten, die zur Entwicklung 
und Weiterentwicklung des Tarifsystems erforderlich sind, werden von der 
SwissDRG AG mit höchster Sensibilität und unter strikter Wahrung der 
Vertraulichkeit behandelt. 

4.Detailerhebung:
Des Weiteren ist zu betonen, dass die SwissDRG AG nicht nur eine 
Datenlieferung gemäss der SpiGes-Variablenliste benötigt, sondern parallel 
auch eine von der SwissDRG AG definierte Detailerhebung durchführt. 
Diese umfasst zusätzliche Angaben zu hochpreisigen Medikamenten, 
Implantaten und Verfahren und ist von zentraler Bedeutung für die 
Entwicklung der Zusatzentgelte. Allerdings bleibt unklar, inwiefern die 
Einführung der neuen Gesetzesartikel die direkte Erhebung dieser Daten 
durch die SwissDRG AG sicherstellt. Für die Detailerhebung gelten 
dieselben Fristen wie für die obligatorische Datenlieferung.
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Titel Art. 22a, Abs.5 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Ablehnung

Gegenvorschlag 5 Daten, die die Leistungserbringer nach Artikel 22 Absatz 1 weitergeben, 
dürfen erneut nach den Artikeln 47a Absatz 5, 47b Absatz 1 und 49 Absätze 
2 dritter Satz, 7 dritter Satz und 8 eingefordert werden.

Begründung Die SwissDRG AG unterstreicht , dass der neue Art. 22a Abs. 5 KVG sowie 
die Erläuterungen dazu im Bericht zur Eröffnung des 
Vernehmlassungsverfahrens „Änderung des Bundesgesetzes über die 
Krankenversicherung (Sicherstellung des Prinzips der einmaligen Erhebung 
der Daten)“ auf S. 7 f. und S. 12 f. in einem Normkonflikt zu Art. 49 Abs. 2 
Satz 3 KVG stehen. Die Regelung gemäss Art. 22a Abs. 5 KVG besagt, 
dass Daten, die gemäss Art. 22 Abs. 1 KVG durch die Leistungserbringer 
weitergegeben werden, nicht erneut nach Art. 49 Abs. 2 dritter Satz KVG 
eingefordert werden dürfen. Diese Regelung steht im Widerspruch zu Art. 49 
Abs. 2 dritter Satz KVG, welcher statuiert, dass die Spitäler der 
Organisation, die zur Tarifentwicklung eingesetzt wird, die dazu 
erforderlichen Daten zu liefern haben. Um Auslegungsfragen zu vermeiden 
sowie die Erfüllung ihres gesetzlichen Auftrags garantieren zu können, 
erwartet die SwissDRG AG eine entsprechende Anpassung des Art. 22a 
Abs. 5 KVG.

Titel Art. 22a, Abs.6 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22a, Abs.7 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Universitäre Medizin Schweiz (unimedsuisse)

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Ablehnung
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Begründung: unimedsuisse weist die Revision in der vorliegenden Form zurück. Die in die 
Vernehmlassung geschickte Gesetzesrevision erreicht in ihrer jetzigen Form 
nicht die vom Bundesamt für Statistik (BFS) und vom Bundesamt für 
Gesundheit (BAG) im Rahmen des SpiGes-Projekts for-mulierten Ziele, 
nämlich eine langfristige Vereinfachung der Erhebung von Spitaldaten und ei-
nen transparenten und gleichberechtigten Zugang zu diesen Daten für alle 
Stakeholder zwecks gleicher Nutzung.
Die im Folgenden aufgeführten Punkte müssen geklärt und ggf. präzisiert 
werden.
Zusammenfassend betonen wir:
1. Es muss klar ersichtlich sein, wer Zugang zu welchen Daten hat.
2. Es ist korrekt, dass zwischen Tarifverhandlungs-Daten und Tarifstruktur-
Entwicklungsda-ten unterschieden wird.
3. Zusätzliche Daten sollen nur gegen Entgelt eingefordert werden können.

Wir freuen uns, dass einige der Forderungen, die im Rahmen der 
verschiedenen Arbeitssitzungen des Projekts SpiGes formuliert wurden, 
berücksichtigt wurden:
Erstens wird der Zugang zu SpiGes-Daten für Leistungserbringer und ihre 
Verbände im KVG verankert. Zweitens wird die Umsetzung des Once-only-
Prinzips im Gesetz verankert, indem das Verbot formuliert wird, Variablen zu 
erheben, die bereits vom BFS erhoben werden.
Dennoch weist unimedsuisse die Revision in der vorliegenden Form zurück. 
Die im Folgenden genann-ten Punkte müssen geklärt und gegebenenfalls 
korrigiert/präzisiert werden:

Die Gesetzesrevision liegt nun vor, aber der Datenzugang bleibt 
undurchsichtig. Der Datenzugang wird erst in der KVV und nicht in diesem 
Gesetz konkretisiert. Die in der Revision der KVV vorgese-henen Anpassungen 
sind uns jedoch nicht bekannt, sodass der Zugang zu den Daten bis heute in-
transparent bleibt.

unimedsuisse möchte die vorliegende KVG-Revision in Kenntnis der Sachlage 
unterstützen kön-nen, d. h. wir wollen bereits jetzt wissen, welche konkreten 
Anpassungen in der KVV vorgenom-men werden. Davon ausgehend fordert 
unimedsuisse für diese Revision, dass die Vernehmlas-sung sowohl zur 
Gesetzesrevision als auch zur Revision der KVV durchgeführt wird.

Die SpiGes-Statistik soll die notwendige Grundlage für die Erreichung der im 
KVG genannten Ziele darstellen. Es mag daher verständlich sein, dass die 
Erhebung dieser Statistik direkt von den Spitä-lern finanziert wird, wie es das 
Bundesstatistikgesetz (BStatG) für alle vom BFS durchgeführten sta-tistischen 
Erhebungen verlangt. Die Erfassung und Produktion von validierten Daten in 
den Univer-sitätsspitälern sind jedoch mit Kosten verbunden. Jede Erhebung 
von Variablen, die zusätzlich zur SpiGes-Statistik erhoben werden, muss 
vollständig vom Antragsteller finanziert werden. Ihr Nutzen muss ebenfalls 
nachgewiesen und dokumentiert werden. Schliesslich ist es wichtig, dass auf 
dieser Ebene Transparenz herrscht (wer finanziert welche zusätzlichen 
Variablen). Andernfalls wird das Risiko eines Wildwuchses an unkoordinierten 
Anfragen auf nationaler Ebene massiv erhöht. In der aktuellen wirtschaftlichen 
Situation der Spitäler wäre es unverantwortlich, den kantonalen Behörden 
einen solchen kostenlosen Freipass zu gewähren, wie es Art. 55a Abs.4 KVG 
derzeit vorsieht. Der Artikel muss in diesem Sinne revidiert werden.
Art. 55a Abs. 4 KVG:
• Streichung des Begriffs: «...kostenlos...»
• Hinzufügung des Begriffs: «...gegen Vergütung...»
• Hinzufügung des Begriffs: «...deren Nützlichkeit nachgewiesen wurde.»

Abschliessend weist unimedsuisse darauf hin, dass es sich bei den in den 
Erläuterungen des BAG erwähnten Rechnungsdaten um Informationen 
handelt, die im Rahmen des KVG bleiben. Die Erhe-bung und Übermittlung von 
Daten zur Rechnungslegung für VVG-Leistungen kann mit diesem Ge-
setzesartikel nicht rechtlich begründet werden.
Im Übrigen unterstützt unimedsuisse die Ausführungen in der Synopsis von H+ 
Die Spitäler der Schweiz.

Anhang: 250303_unimedsuisse_Stellungnahme_SpiGes_DE.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 22,Abs.1 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 1 Die Leistungserbringer sind verpflichtet dem Bundesamt für Statistik (BFS) 
kostenlos folgende Daten weiterzugeben:

a.Daten, die erforderlich sind, um die Anwendung der Bestimmungen 
dieses Gesetzes über die Wirtschaftlichkeit und Qualität der Leistungen 
zu überwachen;
b.Daten, die erforderlich sind, um die einheitliche Anwendung der 
Bestimmungen dieses Gesetzes über die Finanzierung der Leistungen, 
die Tarif- und Preisbildung, die Erarbeitung und Weiterentwicklung sowie 
die Anpas-sung und Pflege der Tarifstrukturen, die Versorgungsplanung 
und die ausserordentlichen Massnahmen zur Eindämmung der 
Kostenentwicklung zu gewährleisten.

Begründung Das BAG geht davon aus, dass die Prozesse der Tarifverhandlungen und 
der Entwicklung von Ta-rifstrukturen einen ähnlichen Datenbedarf haben. 
unimedsuisse weist diese Behauptung zurück. Es handelt sich um zwei 
unterschiedliche Prozesse mit unterschiedlichem Datenbedarf. Tarifverhand-
lungen müssen auf Unternehmensebene stattfinden und nicht auf der Ebene 
einzelner Daten. An-dernfalls werden die Verhandlungen nicht mehr über 
die Effizienz des Unternehmens geführt, sondern über spezifische Fälle, die 
nicht repräsentativ für die Gesamtheit der vom Unternehmen behandelten 
Fälle sind. Dies wird zu endlosen Diskussionen führen, die bestehende 
Konflikte nur verschärfen und das Pflegesystem noch einmal sehr teuer zu 
stehen kommen werden. unime-dsuisse widerspricht formell der 
Datenweitergabe/-zugang an das BAG, die zu Tarifverhandlungs-zwecken 
vorgesehen sind.

Titel Art. 22a, Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 2 Das BFS stellt die Daten soweit zur Durchführung dieses Gesetzes 
erforderlich den folgenden Empfängern zur Verfügung:

a.dem BAG;
b.dem Preisüberwacher;
c.den Kantonen;
d.den Versicherern und deren Verbänden;
e.den Leistungserbringern und deren Verbänden;
f.den Tariforganisationen nach den Artikeln 47a und 49 Absatz 2;

Begründung In Artikel 58b KVG ist kein Argument zu erkennen, weshalb der 
Eidgenössischen Kommission für Qualität (EKQ) Zugang zu SpiGes-Daten 
gewährt werden sollte. Auch spricht nichts dafür, den in Artikel 84a KVG 
aufgeführten Organen Zugang zu SpiGes Daten zu gewähren. Es obliegt 
den Insti-tutionen, die für die Durchführung des KVG zuständig sind, eine 
mögliche Weitergabe an diese Or-gane zu prüfen. Ein direkter Zugang ist in 
beiden Fällen weder gerechtfertigt noch notwendig. Schliesslich stellt sich 
unimedsuisse formell gegen eine Datenweitergabe/-zugang an die EQK so-
wie an die im KVG Art. 84a erwähnten Organe.
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Titel Art. 22a, Abs.4 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 4 Es stellt die Daten aggregiert zur Verfügung. Der Bundesrat kann 
vorsehen, dass Einzeldaten weiterzugeben sind, sofern aggregierte Daten 
nicht für die Anwendung der in Artikel 22 Absatz 1 genannten 
Bestimmungen dieses Gesetzes genügen.
4bis In Bezug auf Empfänger nach Absatz 2 Buchstaben d und e in der 
Eigenschaft als Tarifpartner ist der Grundsatz des gleichberechtigten 
Zugangs zu beachten.

Begründung Die Terminologie und die Definition von «Einzeldaten» ist unklar. Handelt es 
sich um Daten auf Ebene des Unternehmens, des Falls oder der 
medizinischen Leistung? Dies ist insofern unbefriedi-gend, als wir immer 
noch nicht wissen, wer Zugang zu welchen Daten hat (siehe Punkt 1). 
unime-dsuisse fordert, dass das Gesetz einen Rahmen vorgibt, der 
vollständige Transparenz gewährt über den Zugang und die Verwendung 
der Spitaldaten, die im Rahmen der neuen SpiGes-Statistik erho-ben 
werden. Die Universitätsspitäler und die dort tätigen Praktiker und 
Praktikerinnen müssen nach-vollziehen können, für welche Zwecke die 
Eingabe und Lieferung von Variablen jeweils erforderlich ist. Ohne die 
Klärung der Definition von «Einzeldaten» sind im Gesetz ausschliesslich 
aggregierte Daten zu berücksichtigen.
Klärung, was unter «aggregiert zur Verfügung» zu verstehen ist.

Es wird nicht klar festgehalten, dass die Tarifpartner bei den Prozessen der 
Tarifverhandlungen ei-nen gleichberechtigten Zugang zu denselben Daten 
haben, was noch immer die Möglichkeit erheb-licher Asymmetrien 
offenlässt. Dieser gleichberechtigte Zugang zur Information muss im Gesetz 
klar verankert werden.

Titel Art. 27 Abs. 1bis

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 1bis Die Leistungserbringer von medizinischen Massnahmen sind 
verpflichtet, dem BSV unentgeltlich die Daten bekannt zu geben, die für den 
Abschluss der Verträge nach Absatz 1 erforderlich sind. Die Daten können 
vom Bundesamt für Statistik (BFS) erhoben werden. Es stellt diese Daten 
den Tarifpartnern zur Durchführung dieses Gesetzes zur Verfügung. Daten, 
die das BFS erhebt, dürfen nicht erneut von den Leistungserbringern 
verlangt werden. Der Bundesrat erlässt nähere Vorschriften zur Bearbeitung 
der Daten unter Wahrung des Verhältnismässigkeitsprinzips. Erheben die 
Versicherer die Daten, stellen sie diese den Leis-tungserbringern zur 
Durchführung dieses Gesetzes zur Verfügung

Begründung Für die Revision des IVG, des UVG und des MVG ist es von zentraler 
Bedeutung, dass die Tarif-partner Zugang zu denselben Informationen 
haben, unabhängig davon, wie diese Informationen er-hoben werden. Dies 
muss im Gesetz präzisiert werden.

Titel Art. 56 Abs. 1bis

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 1bis Die Leistungserbringer sind verpflichtet, den Versicherern unentgeltlich 
die Daten bekannt zu geben, die für den Abschluss der Verträge nach 
Absatz 1 erforderlich sind. Die Daten können vom Bundesamt für Statistik 
(BFS) erhoben werden. Es stellt diese Daten den Versicherern und deren 
Verbänden sowie den Leistungserbringern und deren Verbänden zur 
Durchführung dieses Gesetzes zur Verfügung. Daten, die das BFS erhebt, 
dürfen nicht erneut von den Leistungserbringern verlangt werden. Der 
Bundesrat erlässt nähere Vorschriften zur Bearbeitung der Daten unter 
Wahrung des Verhältnismässigkeitsprinzips. Erheben die Versicherer die 
Daten, stellen sie diese den Leis-tungserbringern zur Durchführung dieses 
Gesetzes zur Verfügung.

Begründung Für die Revision des IVG, des UVG und des MVG ist es von zentraler 
Bedeutung, dass die Tarif-partner Zugang zu denselben Informationen 
haben, unabhängig davon, wie diese Informationen er-hoben werden. Dies 
muss im Gesetz präzisiert werden.
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Titel Art. 26 Abs. 1bis

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 1bis Die Leistungserbringer sind verpflichtet, der Militärversicherung 
unentgeltlich die Daten bekannt zu geben, die für den Abschluss der 
Verträge nach Absatz 1 erforderlich sind. Die Daten können vom Bundesamt 
für Statistik (BFS) erhoben werden. Es stellt diese Daten der 
Militärversicherung sowie den Leistungserbringern und deren Verbänden zur 
Durchführung dieses Gesetzes zur Verfügung. Daten, die das BFS erhebt, 
dürfen nicht erneut von den Leistungserbringern verlangt werden. Der 
Bundesrat erlässt nähere Vorschriften zur Bearbeitung der Daten unter 
Wahrung des Verhältnismässigkeitsprinzips. Erheben die Versicherer die 
Daten, stellen sie diese den Leis-tungserbringern zur Durchführung dieses 
Gesetzes zur Verfügung.

Begründung Für die Revision des IVG, des UVG und des MVG ist es von zentraler 
Bedeutung, dass die Tarif-partner Zugang zu denselben Informationen 
haben, unabhängig davon, wie diese Informationen er-hoben werden. Dies 
muss im Gesetz präzisiert werden.
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Verband der forschenden pharmazeutischen Firmen der Schweiz (Interpharma)

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung
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Begründung: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Sehr geehrte Damen und Herren 

Interpharma, der Verband der forschenden Pharmaindustrie in der Schweiz, 
vertritt die exportstärkste Branche des Landes. Über 100 Milliarden Franken 
beträgt der Wert der Pharmaprodukte, die jährlich ins Ausland verkauft werden. 
Unsere Mitgliedsfirmen haben in der Schweiz mehr als 90 Prozent des 
Marktanteils an patentierten Medikamenten sowie fast zwei Drittel am 
gesamten Medikamentenmarkt. Sie investieren hierzulande jährlich rund neun 
Milliarden Franken in Forschung und Entwicklung.

Besten Dank für die Möglichkeit zur Stellungnahme, welche wir gerne 
wahrnehmen. 

Interpharma unterstützt das Prinzip der einmaligen Erhebung von Daten 
(“Once-Only” Prinzip). Es ist ein zentrales Element auf dem Weg zu einem 
Gesundheitsdatenökosystem in der Schweiz, das die Effizienz des 
Gesundheitssystems sowie die Behandlungsqualität verbessert und 
Spitzenforschung ermöglicht. 
Im erläuternden Bericht wird angekündigt, dass die angepassten 
Rechtsgrundlagen eine spätere Integration ambulanter Daten zur Verarbeitung 
in die vom BfS betriebene Lösung ermöglichen soll, obwohl das Projekt SpiGes 
nur den stationären Bereich betrifft. Wir unterstreichen die Wichtigkeit des 
Einbezugs von ambulanten Daten, da nur so der gesamte Behandlungspfad 
eines Patienten oder einer Patientin abgebildet werden kann. Wir gehen davon 
aus, dass eine allfällige Nutzung der Daten für die Forschung nach dem 
Bundesstatistikgesetz (BstatG) möglich ist, so wie es im Detailkonzept des 
Projekts SpiGes festgehalten ist. 

Folgende Aspekte sind aus unserer Sicht für die erfolgreiche Implementierung 
des Once-Only Prinzips zentral: 

•Datenerfassung an der Quelle: Die vorgeschlagene Änderung des KVG sieht 
eine einmalige Übermittlung von Daten der Leistungserbringer an das BfS vor. 
Wichtig für die stringente Implementierung von Once-Only ist, dass die 
relevanten Daten bereits im Primärsystem standardisiert erfasst werden und 
eine medienbruchfreie Übertragung ermöglicht wird. Erst dann ist das Once-
Only Prinzip auch für die Leistungserbringer erfüllt.

•Nutzung von einheitlichen Standards und Datenqualität: Im öffentlichen 
Gesundheitswesen sind grundsätzlich einheitliche Standards festzulegen, 
unabhängig vom Zweck der Datenerhebung. Dies ermöglicht einerseits die 
Verknüpfung und Mehrfachnutzung von Daten zu einem späteren Zeitpunkt 
und erleichtert die Arbeit der Leistungserbringer. Once-Only kann nur 
nachhaltig realisiert werden, wenn einheitliche, international harmonisierte 
Standards bei der Erfassung an der Quelle genutzt werden. 

•Einheitlicher Personenidentifikator und Datensicherheit: Interpharma 
unterstützt den Grundsatzentscheid zur Verwendung der AHV-Nummer als 
Personenidentifikator im Gesundheitswesen, der im November 2023 in der 
Fachgruppe Datenmanagement gefällt wurde. Auch bei der Umsetzung des 
Once-Only Prinzips im KVG sollte sich an diesem Entscheid orientiert werden. 
Das zugehörige «Konzept Identifikatoren Personen» bietet eine ausführliche 
Abwägung verschiedener möglicher Personenidentifikatoren und berücksichtigt 
dabei neben der Qualität insbesondere den Datenschutz. Durch die 
stringentere Datenerfassung und Übermittlung im Rahmen von Once-Only ist 
der Prozess auch aus Datenschutz-Perspektive effizienter und somit sicherer. 
Mehrfache Datenlieferungen hingehen reduzieren die Sicherheit, da mit jeder 
Lieferung Schwachstellen auftreten können. 

Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Anliegen und stehen Ihnen 
für Rückfragen oder ergänzende Erläuterungen gerne zur Verfügung. 

Freundliche Grüsse

Dr. René Buholzer Marie-Jeanne Semnar
CEO und Delegierter des VorstandsPublic Policy Manager

Anhang: VNL KVG Once Only_IPH.pdf
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Verein Politbeobachter

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Ablehnung

Begründung: Getarnt unter dem Slogan «Once Only Prinzip» wird bei näheren Betrachtung 
des Gesetzesentwurf ein «Data Warehouse» für Gesundheitsdaten. Nur aus 
den XML-Spezifikationen des im erläuternden Bericht erwähnten Projekt 
SpiGes wird ersichtlich, dass es sich hier nicht um aggregierte statistische 
Daten handelt, sondern personenbezogene Gesundheitsdaten übermittelt 
werden sollen. Bei der Übermittlung der Diagnosedaten wird die AHV-Nummer 
zwar getrennt übermittelt, beim BFS werden diese jedoch wieder 
zusammengeführt und erst anschliessend anonymisiert.

Das zentralisierte und systematische Sammeln von personenbezogenen 
Gesundheitsdaten ist abzulehnen. Zum einen ist dies ein unverhältnismässiger 
Eingriff in die Privatsphäre und zum anderen sind die Sicherheitsrisiken zu 
gross. Aus diesem Grund lehnen wir die Änderung des Bundesgesetzes über 
die Krankenversicherung (Sicherstellung des Prinzips der einmaligen Erhebung 
der Daten) entschieden ab.

Anhang: Avis de Politbeobachter.pdf
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Verein der Leitenden Spitalärzte der Schweiz (VLSS)

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Wir unterstützen grundsätzlich das Ziel, redundante Datenerhebungen über 
alle Sozialversicherungszweige hin-weg zu vermeiden und die Effizienz der 
Datenverarbeitung zu verbessern. Dennoch sehen wir in der aktuellen Vorlage 
wesentliche Problemfelder, insbesondere im Hinblick auf die gesetzliche 
Grundlage, die Zweckbindung der Datenverarbeitung sowie die notwendige 
Wahrung der Anonymität.

Die detaillierten Rückmeldungen zu den einzelnen Artikel und dem 
erläuternden Bericht finden Sie nachfolgend.

Der VLSS unterstützt eine einmalige und koordinierte Datenerhebung 
grundsätzlich, sofern folgende Punkte sichergestellt sind:
• Klare gesetzliche Grundlage für jede einzelne Datenerhebung mit eindeutiger 
Zweckbindung;
• Präzise Definition der berechtigten Empfänger und Begrenzung des Zugriffs;
• Verpflichtende Anonymisierung sämtlicher weitergegebenen Daten;
• Transparente Information für Leistungserbringer und Patienten.

Überdies schliessen wir uns als Verein der Leitenden Spitalärzte der Schweiz 
vollumfänglich der Vernehmlassung der FMH an. Wir teilen die Anträge der 
FMH vollständig.

Anhang: Stellungnahme des Vereins der Leitenden Spitalärzte der Schweiz (VLSS).pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel I

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Der VLSS bedankt sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme.

Mit der Vorlage sollen die bestehenden Rechtsgrundlagen angepasst 
werden, um das Prinzip der einmaligen Erhebung der Daten (Once-Only-
Prinzip) im stationären Bereich umzusetzen.

Mit der Vorlage soll Art. 59a KVG aufgehoben werden und in zwei neue Art. 
22 und 22a KVG überführt werden, wobei die Zwecke der Datenbearbeitung 
und der Kreis der Da-tenempfänger erweitert werden. Die Datenlieferung 
soll weiterhin kostenlos erfolgen.
Gemäss erläuterndem Bericht sollen die angepassten Rechtsgrundlagen 
eine spätere In-tegration ambulanter Daten zur Verarbeitung in die vom BFS 
betriebene Lösung ermög-lichen. Für den VLSS ist es zentral, dass die 
Änderung des KVG zur Sicherstellung des Prinzips der einmaligen 
Erhebung der Daten die administrativen Aufwände der Ärztinnen und Ärzte 
reduziert.

Der VLSS stimmt der Vorlage zu, sofern ihre Änderungsvorschläge und ihre 
Anliegen, wie untenstehend aufgeführt übernommen werden.

Zum erläuternden Bericht Kapitel 6.8 Datenschutz, Risiko:

Das BFS geht in seiner Risikoanalyse u.a. von Schwachstellen im System 
aus. Dabei wird lediglich auf die SpiGes-Datenbanken verwiesen. Bei 
externen Benutzern wird auf das eIAM-Login des Spitals verwiesen. Das 
greift insofern zu kurz, als dass im ambulanten Bereich heute keine SpiGes-
Datenbanken verwendet werden. Entsprechend wird auf das sichere und 
etablierte Informationssystem der HIN verwiesen. Demnach soll mit dem 
Blick auf den Datenschutz und die Datensicherheit den Nutzern ein sicherer 
Zugang bei-spielsweise über das bewährte HIN Login bzw. mittels HIN 
Identitäten1 ermöglicht wer-den.

Zum erläuternden Bericht Kapitel 1.2 Geprüfte Alternativen und gewählte 
Lösung:

Dem VLSS ist es ein grosses Anliegen, bei der Erarbeitung der technischen 
Lösung früh-zeitig involviert zu werden. Die inhaltliche Harmonisierung der 
Daten in Form eines ein-heitlichen Variablensatzes sowie der Prozesse der 
Datenerhebung und -prüfung auf der Plattform des BFS ist unabdingbar für 
ein gutes Gelingen. Nur dann kann diesbezüglich sichergestellt werden, 
dass bei den Ärztinnen und Ärzte kein weiterer administrativer Aufwand 
entsteht.
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Titel Art. 22,Abs.1 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 22 Abs. 1 Bst. b:

Mit dem neuen Artikel 22 und 22a KVG wird die Zweckbestimmung erweitert 
(unter an-derem durch Art. 22 Abs. 1 lit. b) und es werden neue 
Datenempfänger definiert. In Wah-rung des Verhältnismässigkeitsprinzips 
dürfen – wie bis anhin - nur die Daten erhoben werden, die effektiv 
notwendig sind, um die gesetzlichen Aufgaben erfüllen zu können. Dies 
setzt im Grundsatz immer eine Grundlage in einem formellen Gesetz 
voraus, mithin auch den Verwendungszweck und die Adressaten dieser 
Daten. Welche Daten notwendig sind, muss für jede zu erfüllende Aufgabe 
anders beantwortet werden. Umso wichtiger ist es, im Rahmen der 
gesetzlichen Ausführungsbestimmungen zu definieren, welche Daten in 
welcher Granularität erforderlich sind.

Die Zweckbestimmungen wie „Tarif- und Preisbildung“ wie auch 
„ausserordentliche Massnahmen zur Eindämmung der Kostenentwicklung“ 
sind sehr offen formuliert und bedürfen einer Präzisierung. Falls hier 
beispielsweise die Höchstzahlenverordnung oder das im erläuternden 
Bericht erwähnte kantonale Globalbudget gemeint ist, muss dies als klare 
Zweckbestimmung konkretisiert werden.

Titel Art. 22,Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 22 Abs. 2 Bst. d:

In lit. b und c sind die Angaben in Anzahl und Struktur zu liefern, was mit 
einer aggregier-ten und anonymisierten Datenlieferung einher geht.

Bei lit. d wird Art, Umfang und Kosten der erbrachten Leistungen und die 
Rechnungsstel-lung verlangt. Im erläuternden Bericht steht, dass die 
Angaben der elektronischen Rech-nungsstellung die Einzelheiten der für 
jeden Fall in Rechnung gestellten Leistungen nach Kostenträgern beinhaltet 
und diese beispielsweise die Kosten des Spitalaufenthalts ge-nau und 
wahrheitsgetreu abbilden. Zudem steht im erläuternden Bericht, dass die 
Daten der Rechnungsstellung den Umfang der Bekanntgabe präzisieren und 
ebenfalls der Kon-trolle dienen.

So müsse der Leistungserbringer in der Rechnung die Vergünstigung nach 
Art. 56 Abs. 3 (Art. 76a Abs. 1 KVV) aufführen, was aus unserer Sicht (wie 
auch bereits mehrmals im Rahmen der Rabattweitergabe beim BAG 
deponiert) nicht sinnhaft und verhältnismässig umgesetzt werden kann.

Titel Art. 22a, Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 22a Abs. 2 Bst e, f und g:

Die Empfänger sind im vgl. zum Art. 59a KVG ergänzt worden. Die 
Aufführung der Leis-tungserbringer und deren Verbände als neue 
Datenempfänger begrüssen wir.

Das Once-Only-Prinzip wie auch die neuen Datenempfänger haben aus 
unserer Sicht di-rekte Implikationen auf in der Vernehmlassung nicht 
genannte Artikel, wie z.B. Artikel 47a, Artikel 47b und Artikel 58b KVG. Auch 
diese müssten angepasst werden, da die Da-tenflüsse gemäss Vorlage nur 
noch via BFS geregelt werden sollen.
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Titel Art. 22a, Abs.3 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 22a Abs. 3

Änderungsvorschlag: Das BFS stellt im Rahmen der Datenbereitstellung die 
Anonymität
der Leistungserbringer gemäss Art. 35 Abs. 2 lit. a KVG, deren 
Beschäftigen, und Patien-tinnen und Patienten sicher.

Die Daten der Ärztinnen und Ärzte, welche selbstständig tätig sind (z.B. in 
einer Grup-pepraxis, in einem Einzelunternehmen oder im Spital als 
Belegärztin/Belegarzt), sind gleich zu setzen wie die Patienten und 
Beschäftigen und somit zu anonymisieren.

Titel Art. 22a, Abs.4 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 22a Abs. 4:

Gemäss Abs. 4 stellt das BFS die Daten aggregiert zur Verfügung. Daten 
nach Art. 22 Abs. 2 lit. b-d und f, worunter auch die Angaben der 
Rechnungstellung zu zählen sind, stellt es zudem u.a. dem BAG und den 
Kantonen als Einzeldaten zur Verfügung.

Angaben der Rechnungsstellung enthalten sensible Patientendaten und 
stellen beson-ders schützenswerte Informationen dar. Wir gehen davon aus, 
dass das BFS die Anony-mität der Patientendaten - wie dies auch für die 
Daten der Beschäftigten vorgesehen ist (Art. 22a Abs. 3) - sicherstellt und 
die Einzeldaten in einer anonymisierten Form zur Ver-fügung gestellt 
werden. Falls ein gesetzlicher Zweck die Lieferung von nicht anonymi-
sierten Einzeldaten von Beschäftigen (inkl. Leistungserbringer) zwingend 
verlangt, sind spezifische Ausnahmen bei den jeweiligen Artikeln 
vorzusehen. Als mögliches Beispiel für eine Ausnahmeregelung könnte Art. 
55a vorgesehen werden (z.B. im Abs. 4 von Art. 55a).

Änderungsvorschlag bei Art. 22a Abs. 4: […] zudem folgenden Empfänger 
als anonymi-sierte Einzeldaten zur Verfügung.

Auf Seite 9 des erläuternden Berichts wird festgehalten, dass das BAG 
aktuell gestützt auf Art. 59a Abs. 1 bereits Daten von den Leistungserbringer 
erheben kann. Dies ist aus unserer Sicht nicht korrekt. Das BAG ist als 
Datenempfänger der Daten gemäss Art. 59a aufgeführt. Die Angaben 
werden vom BFS erhoben (Abs. 3). Diese nicht korrekte Inter-pretation 
widerspiegelt sich über den gesamten erläuternden Bericht und ist anzupas-
sen.

22a Abs. 4 Bst. b:

Die Vorlage ist zu umfassend, zu offenformuliert: Unklar ist, was 
beispielsweise die Qua-litätsentwicklung bedeutet. Geht es um die Aufgaben 
der EQK, die Überprüfung der Qualitätsverträge? Hier ist die 
Zweckbestimmung zu präzisieren.

Titel Art. 22a, Abs.6 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 22 Abs. 6:

Änderungsvorschlag: Das BAG veröffentlich die Daten aggregiert und 
anonymisiert.
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digitalswitzerland

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: digitalswitzerland salue la modification de la LAMal visant à soutenir le projet 
«Utilisation multiple des données d'hospitalisation (projet SpiGes)» afin 
d'atteindre les paquets de mise en oeuvre dans DigiSanté, car la modification 
crée une base efficace et juridiquement sûre pour la collecte et la transmission 
des données de santé.

Néanmoins, nous souhaitons encore attirer votre attention sur les points 
suivants : Les modifications légales et la mise en oeuvre du projet SpiGes qui 
en découle exigent une attention accrue en matière de cybersécurité et de 
gestion des accès. Les plateformes centrales sont des cibles attrayantes pour 
les cyber-attaques et présentent un potentiel de dommages plus élevé en 
raison du stockage centralisé des données. Des mesures de sécurité robustes 
sont donc indispensables. Une gestion des accès soigneusement conçue est 
essentielle pour permettre l'utilisation des données tout en garantissant un 
niveau élevé de protection des données. En outre, l'utilisation efficace des 
données doit être encouragée dans l'optique du bien-être des patients et d'une 
amélioration de l'efficacité et de l'innovation dans le système de santé. 
L'élaboration de la loi-cadre sur l'utilisation secondaire des données offre un 
cadre approprié pour cette discussion.
En résumé, la modification de la LAMal pour soutenir SpiGes constitue une 
base importante pour atteindre les objectifs de DigiSanté, en améliorant les 
conditions d'une collecte et d'une utilisation des données efficaces, sûres et de 
haute qualité dans le domaine de la santé.

Anhang: 20250313_Consulatation LAMal_ garantie du principe de la collecte unique des donnees_FR.docx.pdf
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mfe - Haus- und Kinderärzte Schweiz

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Wir unterstützen eine einmalige und koordinierte Datenerhebung 
grundsätzlich, sofern folgende Punkte sichergestellt sind:
•Klare gesetzliche Grundlage für jede einzelne Datenerhebung mit 
eindeutiger Zweckbindung;
•Präzise Definition der berechtigten Empfänger und Begrenzung des Zugriffs;
•Verpflichtende Anonymisierung sämtlicher weitergegebenen Daten;
•Transparente Information für Leistungserbringer und Patienten.
Im Übrigen schliessen wir uns vollumfänglich der Vernehmlassung der FMH 
an. 

Mit der Vorlage sollen die bestehenden Rechtsgrundlagen angepasst 
werden, um das Prinzip der einmaligen Erhebung der Daten (Once-Only-
Prinzip) im stationären Bereich umzusetzen. Diese Grundidee unterstützen 
wir im Prinzip auch für den ambulanten Bereich.

Gemäss erläuterndem Bericht sollen die angepassten Rechtsgrundlagen 
eine spätere Integration ambulanter Daten zur Verarbeitung in die vom BfS 
betriebene Lösung ermöglichen. Für mfe ist es zentral, dass die Änderung 
des KVG zur Sicherstellung des Prinzips der einmaligen Erhebung der 
Daten die administrativen Aufwände der Ärztinnen und Ärzte reduziert.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 22,Abs.1 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 1 Die Leistungserbringer sind verpflichtet dem Bundesamt für Statistik (BFS) 
kostenlos folgende Daten weiterzugeben:

a.Daten, die erforderlich sind, um die Anwendung der Bestimmungen 
dieses Gesetzes über die Wirtschaftlichkeit und Qualität der Leistungen 
zu überwachen;
b.Daten, die erforderlich sind, um die einheitliche Anwendung der 
Bestimmungen dieses Gesetzes über die Finanzierung der Leistungen, 
die Tarif- und Preisbildung, die Versorgungsplanung und die 
ausserordentlichen Massnahmen zur Eindämmung der 
Kostenentwicklung zu gewährleisten.

Begründung Mit den neuen Artikeln 22 und 22a KVG wird die Zweckbestimmung 
erweitert (unter anderem durch Art. 22 Abs. 1 lit. b) und es werden neue 
Datenempfänger definiert. In Wahrung des Verhältnismässigkeitsprinzips 
dürfen – wie bis anhin - nur die Daten erhoben werden, die effektiv 
notwendig sind, um die gesetzlichen Aufgaben erfüllen zu können. Dies 
setzt im Grundsatz immer eine Grundlage in einem formellen Gesetz 
voraus, mithin auch den Verwendungszweck und die Adressaten dieser 
Daten. Welche Daten notwendig sind, muss für jede zu erfüllende Aufgabe 
anders beantwortet werden. Umso wichtiger ist es, im Rahmen der 
gesetzlichen Ausführungsbestimmungen zu definieren, welche Daten in 
welcher Granularität erforderlich sind.

Die Zweckbestimmungen wie „Tarif- und Preisbildung“ wie auch 
„ausserordentliche Massnahmen zur Eindämmung der Kostenentwicklung“ 
sind sehr offen formuliert und bedürfen einer Präzisierung. Falls hier 
beispielsweise die Höchstzahlenverordnung oder das im erläuternden 
Bericht erwähnte kantonale Globalbudget gemeint ist, muss dies als klare 
Zweckbestimmung konkretisiert werden.
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Titel Art. 22a, Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 2 Das BFS stellt die Daten zur Durchführung dieses Gesetzes den 
folgenden Empfängern zur Verfügung:

a.dem BAG;
b.dem Preisüberwacher;
c.den Kantonen;
d.den Versicherern und deren Verbänden;
e.den Leistungserbringern und deren Verbänden;
f.den Tariforganisationen nach den Artikeln 47a und 49 Absatz 2;
g.der Eidgenössischen Kommission für Qualität (Art. 58b);
h.den in Artikel 84a aufgeführten Organen.

Begründung Die Empfänger sind im Vergleich zum Art. 59a KVG ergänzt worden. Die 
Aufführung der Leistungserbringer und deren Verbände als neue 
Datenempfänger begrüssen wir.

Das Once-Only-Prinzip wie auch die neuen Datenempfänger haben aus 
unserer Sicht direkte Implikationen auf in der Vernehmlassung nicht 
genannte Artikel, wie z.B. Artikel 47a, Artikel 47b und Artikel 58b KVG. Auch 
diese müssten angepasst werden, da die Datenflüsse gemäss Vorlage nur 
noch via BfS geregelt werden sollen.

Titel Art. 22a, Abs.3 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 3 Das BFS stellt im Rahmen der Datenbereitstellung die Anonymität die 
Anonymität der Leistungserbringer gemäss Art. 35 Abs. 2 lit. a KVG, deren 
Beschäftigten und Patientinnen und Patienten sicher.

Begründung Änderungsvorschlag: Das BFS stellt im Rahmen der Datenbereitstellung die 
Anonymität der Leistungserbringer gemäss Art. 35 Abs. 2 lit. a KVG, deren 
Beschäftigen, und Patientinnen und Patienten sicher.

Die Daten der Ärztinnen und Ärzte, welche selbstständig tätig sind (z.B. in 
einer Gruppepraxis, in einem Einzelunternehmen oder im Spital als 
Belegärztin/Belegarzt), sind gleich zu setzen wie die Patienten und 
Beschäftigen und somit zu anonymisieren.
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Titel Art. 22a, Abs.4 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 4 Es stellt die Daten aggregiert zur Verfügung. Daten nach Artikel 22 Absatz 
2 Buchstaben b–d und f stellt es zudem folgenden Empfängern als 
Einzeldaten zur Verfügung:

a.dem BAG und den Kantonen;
b.den restlichen Empfängern nach Absatz 1, sofern die Einzeldaten zur 
Tarif- und Preisbildung oder zur Qualitätsentwicklung erforderlich sind.

Begründung Gemäss Abs. 4 stellt das BFS die Daten aggregiert zur Verfügung. Daten 
nach Art. 22 Abs. 2 lit. b-d und f, worunter auch die Angaben der 
Rechnungstellung zu zählen sind, stellt es zudem u.a. dem BAG und den 
Kantonen als Einzeldaten zur Verfügung. 

Angaben der Rechnungsstellung enthalten sensible Patientendaten und 
stellen besonders schützenswerte Informationen dar. Wir gehen davon aus, 
dass das BfS die Anonymität der Patientendaten - wie dies auch für die 
Daten der Beschäftigten vorgesehen ist (Art. 22a Abs. 3) - sicherstellt und 
die Einzeldaten in einer anonymisierten Form zur Verfügung gestellt werden. 
Falls ein gesetzlicher Zweck die Lieferung von nicht anonymisierten 
Einzeldaten von Beschäftigen (inkl. Leistungserbringer) zwingend verlangt, 
sind spezifische Ausnahmen bei den jeweiligen Artikeln vorzusehen. Als 
mögliches Beispiel für eine Ausnahmeregelung könnte Art. 55a vorgesehen 
werden (z.B. im Abs. 4 von Art. 55a). 

Änderungsvorschlag bei Art. 22a Abs. 4: […] zudem folgenden Empfänger 
als anonymisierte Einzeldaten zur Verfügung.

Bemerkung: Das BAG ist als Datenempfänger der Daten gemäss Art. 59a 
aufgeführt. Die Angaben werden vom BfS erhoben (Abs. 3). Diese nicht 
korrekte Interpretation widerspiegelt sich über den gesamten erläuternden 
Bericht und ist anzupassen.

Die Vorlage ist zu umfassend, zu offen formuliert: Unklar ist, was 
beispielsweise die Qualitätsentwicklung bedeutet. Geht es um die Aufgaben 
der EQK, die Überprüfung der Qualitätsverträge? Hier ist die 
Zweckbestimmung zu präzisieren.

Titel Art. 22a, Abs.6 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 6 Das BAG veröffentlicht die Daten aggregiert und anonymisiert.

Begründung Änderungsvorschlag: Das BAG veröffentlich die Daten aggregiert und 
anonymisiert.
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pharmaSuisse Schweizerischer Apothekerverband

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung
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Begründung: Besten Dank für die Gelegenheit zur Stellungnahme im Rahmen der 
Vernehmlassung über die Änderung des Bundesgesetzes über die 
Krankenversicherung. Der Schweizerische Apothekerverband pharmaSuisse 
als Dachverband von schweizweit über 1560 Apotheken von 1820 Apotheken 
und 7500 Apotheker und Apothekerinnen begrüsst im Grundsatz die 
vorgeschlagene Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung 
(KVG) zur Sicherstellung des Prinzips der einmaligen Datenerhebung.
Wir unterstützen grundsätzlich das Ziel, redundante Datenerhebungen über 
alle Sozialversicherungszweige hinweg zu vermeiden und die Effizienz der 
Datenverarbeitung zu verbessern. Dennoch sehen wir in der aktuellen Vorlage 
wesentliche Problemfelder, insbesondere im Hinblick auf die gesetzliche 
Grundlage, die Zweckbindung der Datenbearbeitung sowie die notwendige 
Wahrung der Anonymität.

Der Dachverband unterstützt eine einmalige und koordinierte Datenerhebung 
grundsätzlich, sofern folgende Punkte sichergestellt sind:
•Klare gesetzliche Grundlage für jede einzelne Datenerhebung mit eindeutiger 
Zweckbindung;
•Präzise Definition der berechtigten Empfänger und Begrenzung des Zugriffs;
•Verpflichtende Anonymisierung sämtlicher weitergegebenen Daten;
•Transparente Information für Leistungserbringer und Patienten.

Mit der Vorlage sollen die bestehenden Rechtsgrundlagen angepasst werden, 
um das Prinzip der einmaligen Erhebung der Daten (Once-Only-Prinzip) im 
stationären Bereich umzusetzen. Unter anderem soll Art. 59a KVG aufgehoben 
werden und in zwei neue Art. 22 und 22a KVG überführt werden, wobei die 
Zwecke der Datenbearbeitung und der Kreis der Datenempfänger erweitert 
werden. Gemäss Vorschlag soll die Datenlieferung weiterhin kostenlos 
erfolgen. Da die korrekte Erhebung, Aufbereitung und Lieferung der Daten mit 
teils erheblichem Aufwand verunden sind, sind diese Aufwände der 
Leistungserbringer zu entschädigen.

Gemäss erläuterndem Bericht sollen die angepassten Rechtsgrundlagen eine 
spätere Integration ambulanter Daten zur Verarbeitung in die vom BFS 
betriebene Lösung ermöglichen. Daher sind unsere Anliegen insbesondere auf 
die spätere Integration der ambulanten Daten zu verstehen. 
Eines der zentralen Anliegen des Dachverbandes ist es, dass die Änderung 
des KVG zur Sicherstellung des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten 
die administrativen Aufwände der Leistungserbringer reduziert.

Das BFS geht in seiner Risikoanalyse u.a. von Schwachstellen im System aus. 
Dabei wird lediglich auf die SpiGes-Datenbanken verwiesen. Bei externen 
Benutzern wird auf das eIAM-Login des Spitals verwiesen. Das greift insofern 
zu kurz, als dass im ambulanten Bereich heute keine SpiGes-Datenbanken 
verwendet werden. Entsprechend wird auf das sichere und etablierte 
Informationssystem der HIN verwiesen. Demnach soll mit dem Blick auf den 
Datenschutz und die Datensicherheit den Nutzern ein sicherer Zugang 
beispielsweise über das bewährte HIN Login bzw. mittels HIN Identitäten 
ermöglicht werden. Bei den HIN Identitäten handelt es sich um nach EPDG 
zertifizierte elektronische Identitätsnachweise, welche mit zusätzlichen 
Attributen angereichert werden (Bspw. Beruf, Organisation, GLN u.v.m). Durch 
den Einsatz von HIN Identitäten wird bei einem Zugriff auf die Applikation die 
Authentizität gewährleistet und so ein aktiver Beitrag zur Risiko-Minimierung 
geleistet. Da jedoch nicht alle Leistungserbringer eine HIN-ID benutzen, 
müsste die Beantragung der HIN-ID kostenlos möglich sein.

Dem Dachverband ist es ein grosses Anliegen bei der Erarbeitung der 
technischen Lösung frühzeitig involviert zu werden. Die inhaltliche 
Harmonisierung der Daten in Form eines einheitlichen Variablensatzes sowie 
der Prozesse der Datenerhebung und -prüfung auf der Plattform des BFS ist 
unabdingbar für ein gutes Gelingen. Nur dann kann diesbezüglich sichergestellt 
werden, dass bei den Leistungserbringern kein weiterer administrativer 
Aufwand entsteht.

Der Dachverband kann dem Vorschlag nur insofern zustimmen, als die in der 
Stellungnahme aufgeworfenen Anliegen und Änderungsvorschläge 
aufgenommen werden. 

Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Anliegen und stehen für 
weitere Fragen gerne zur Verfügung.

Anhang: Avis de pharmaSuisse.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel I

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 1.Ersatz von Ausdrücken, Abs.1

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 1.Ersatz von Ausdrücken, Abs.2

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Gliederungstitel vor Art. 21

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22,Abs.1 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 22 Abs. 1:

Mit dem neuen Artikel 22 und 22a KVG wird die Zweckbestimmung erweitert 
(unter anderem durch Art. 22 Abs. 1 lit. b) und es werden neue 
Datenempfänger definiert. In Wahrung des Verhältnismässigkeitsprinzips 
dürfen – wie bis anhin - nur die Daten erhoben werden, die effektiv 
notwendig sind, um die gesetzlichen Aufgaben erfüllen zu können. Dies 
setzt im Grundsatz immer eine Grundlage in einem formellen Gesetz 
voraus, mithin auch den Verwendungszweck und die Adressaten dieser 
Daten. Welche Daten notwendig sind, muss für jede zu erfüllende Aufgabe 
anders beantwortet werden. Umso wichtiger ist es, im Rahmen der 
gesetzlichen Ausführungsbestimmungen zu definieren, welche Daten in 
welcher Granularität erforderlich sind.

Die Zweckbestimmungen wie „Tarif- und Preisbildung“ wie auch 
„ausserordentliche Massnahmen zur Eindämmung der Kostenentwicklung“ 
sind sehr offen formuliert und bedürfen einer Präzisierung. Falls hier 
beispielsweise die Höchstzahlenverordnung oder das im erläuternden 
Bericht erwähnte kantonale Globalbudget gemeint ist, muss dies als klare 
Zweckbestimmung konkretisiert werden.
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Titel Art. 22,Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag Art. 22 Abs. 2:

In lit. b und c sind die Angaben in Anzahl und Struktur zu liefern, was mit 
einer aggregierten und anonymisierten Datenlieferung einher geht.

Bei lit. d wird Art, Umfang und Kosten der erbrachten Leistungen und die 
Rechnungsstellung verlangt. Im erläuternden Bericht steht, dass die 
Angaben der elektronischen Rechnungsstellung die Einzelheiten der für 
jeden Fall in Rechnung gestellten Leistungen nach Kostenträgern beinhaltet 
und diese beispielsweise die Kosten des Spitalaufenthalts genau und 
wahrheitsgetreu abbilden. Zudem steht im erläuternden Bericht, dass die 
Daten der Rechnungsstellung den Umfang der Bekanntgabe präzisieren und 
ebenfalls der Kontrolle dienen.

So müsse der Leistungserbringer in der Rechnung die Vergünstigung nach 
Art. 56 Abs. 3 (Art. 76a Abs. 1 KVV) aufführen, was aus unserer Sicht nicht 
sinnhaft und verhältnismässig umgesetzt werden kann.

Begründung --

Titel Art. 22a, Abs.1 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22a, Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 22a Abs. 2:

Die Empfänger sind im vgl. zum Art. 59a KVG ergänzt worden. Die 
Aufführung der Leistungserbringer und deren Verbände als neue 
Datenempfänger begrüssen wir.

Das Once-Only-Prinzip wie auch die neuen Datenempfänger haben aus 
unserer Sicht direkte Implikationen auf in der Vernehmlassung nicht 
genannte Artikel, wie z.B. Artikel 47a, Artikel 47b und Artikel 58b KVG. Auch 
diese müssten angepasst werden, da die Datenflüsse gemäss Vorlage nur 
noch via BFS geregelt werden sollen. 

Titel Art. 22a, Abs.3 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 3 Das BFS stellt im Rahmen der Datenbereitstellung die Anonymität der 
Leistungserbringer gemäss Art. 35 Abs. 2 lit. a KVG, deren Beschäftigen, 
und Patientinnen und Patienten sicher.

Begründung Art. 22 Abs. 3: 

Änderungsvorschlag: Das BFS stellt im Rahmen der Datenbereitstellung die 
Anonymität der Leistungserbringer gemäss Art. 35 Abs. 2 lit. a KVG, deren 
Beschäftigen, und Patientinnen und Patienten sicher.

Die Daten der Apothekerinnen und Apotheker, welche in eigener fachlicher 
Verantwortung tätig sind, sind gleich zu setzen wie jene der Patienten und 
Beschäftigen und somit zu anonymisieren.
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Titel Art. 22a, Abs.4 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 4 Es stellt die Daten aggregiert zur Verfügung. Daten nach Artikel 22 Absatz 
2 Buchstaben b–d und f stellt es zudem folgenden Empfängern als 
anonymisierte Einzeldaten zur Verfügung:

a.dem BAG und den Kantonen;
b.den restlichen Empfängern nach Absatz 1, sofern die Einzeldaten zur 
Tarif- und Preisbildung oder zur Qualitätsentwicklung erforderlich sind.

Begründung Art. 22a Abs. 4:

Gemäss Abs. 4 stellt das BFS die Daten aggregiert zur Verfügung. Daten 
nach Art. 22 Abs. 2 lit. b-d und f, worunter auch die Angaben der 
Rechnungstellung zu zählen sind, stellt es zudem u.a. dem BAG und den 
Kantonen als Einzeldaten zur Verfügung. 

Angaben der Rechnungsstellung enthalten sensible Patientendaten und 
stellen besonders schützenswerte Informationen dar. Wir gehen davon aus, 
dass das BFS die Anonymität der Patientendaten - wie dies auch für die 
Daten der Beschäftigten vorgesehen ist (Art. 22a Abs. 3) - sicherstellt und 
die Einzeldaten in einer anonymisierten Form zur Verfügung gestellt werden. 
Falls ein gesetzlicher Zweck die Lieferung von nicht anonymisierten 
Einzeldaten von Beschäftigen (inkl. Leistungserbringer) zwingend verlangt, 
sind spezifische Ausnahmen bei den jeweiligen Artikeln vorzusehen. Als 
mögliches Beispiel für eine Ausnahmeregelung könnte Art. 55a vorgesehen 
werden (z.B. im Abs. 4 von Art. 55a). 

Änderungsvorschlag bei Art. 22a Abs. 4: […] zudem folgenden Empfänger 
als anonymisierte Einzeldaten zur Verfügung.

Auf Seite 9 des erläuternden Berichts wird festgehalten, dass das BAG 
aktuell gestützt auf Art. 59a Abs. 1 bereits Daten von den Leistungserbringer 
erheben kann. Dies ist aus unserer Sicht nicht korrekt. Das BAG ist als 
Datenempfänger der Daten gemäss Art. 59a aufgeführt. Die Angaben 
werden vom BFS erhoben (Abs. 3). Diese nicht korrekte Interpretation 
widerspiegelt sich über den gesamten erläuternden Bericht und ist 
anzupassen.

Die Vorlage ist zu umfassend, zu offen formuliert: Unklar ist, was 
beispielsweise die Qualitätsentwicklung bedeutet. Geht es um die Aufgaben 
der EQK, die Überprüfung der Qualitätsverträge? Hier ist die 
Zweckbestimmung zu präzisieren.

Titel Art. 22a, Abs.5 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 22a, Abs.6 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 6 Das BAG veröffentlicht die Daten aggregiert und anonymisiert.

Begründung --

Titel Art. 22a, Abs.7 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 23 Abs. 1 zweiter Satz

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 55a Abs. 4

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 59a

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 84a Abs. 1 Einleitungssatz (Betrifft nur den italienischen Text) und Bst. f

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel II

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel III

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Anhang

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 1. Bundesgesetz vom 19. Juni 1959 über die Invalidenversicherung

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 27 Abs. 1bis

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 27 Abs. 8

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 78 Abs. 3

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 2. Bundesgesetz vom 20. März 1981 über die Unfallversicherung

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 2.Ersatz von Ausdrücken

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 56 Abs. 1bis

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3. Bundesgesetz vom 19. Juni 1992 über die Militärversicherung

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3.Ersatz von Ausdrücken, Abs.1

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3.Ersatz von Ausdrücken, Abs.2

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel 3.Ersatz von Ausdrücken, Abs.3

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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Titel Art. 26 Abs. 1bis

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --

Titel Art. 43 Abs. 1 Einleitungssatz

Akzeptanz Enthaltung

Gegenvorschlag --

Begründung --
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prio.swiss

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: prio.swiss stimmt der Änderung des Bundesgesetzes über die 
Krankenversicherung (Sicherstellung des Prinzips der einmaligen Erhebung 
der Daten) im Grundsatz zu. Damit der Vorschlag einen Konsens findet und 
sich für das gesamte System als nützlich erweist, ist es unbedingt erforderlich, 
dass neben den aggregierten Daten für bestimmte Zwecke auch die 
individuellen Daten direkt und ohne zusätzlichen bürokratischen Aufwand zur 
Verfügung gestellt werden. Überdies müssen die Daten unbedingt zeitnah 
bereitgestellt werden.

Nachdem im Rahmen des Projektes «SpiGes» bereits seit mehreren Jahren 
über die Datenbedürfnisse einzelner Player gesprochen wurde, begrüsst prio.
swiss sehr, dass nun eine Rechtsgrundlage für die einmalige Erhebung der 
Daten geschaffen werden soll. Die Vorlage muss aber in verschiedenen 
Punkten angepasst werden, damit die Arbeiten der Tarifpartner sowie der 
Tariforganisationen nicht erschwert oder gar verunmöglichet werden. 

1.Aggregierte Daten versus Einzeldaten (Art. 22a, Abs. 4, Bst b):
Die Versicherer und die Tariforganisationen benötigen für die zu erledigenden 
Aufgaben (Vernehmlassungen und Beschwerderecht bei Spitalplanungen 
sowie die Tarif- und Preisbildung) zwingend Einzeldaten. Aktuell steht nur 
«sofern die Einzeldaten für zur Tarif- und Preisbildung oder zur 
Qualitätsentwicklung erforderlich sind». Es ist nicht ersichtlich und auch im 
erläuternden Bericht nicht beschrieben, wie diese Entscheidung über die 
Erforderlichkeit getroffen wird und nach welchen Kriterien. Entsprechend 
müssten die Versicherer und nationalen Tariforganisationen die Daten immer 
beim BFS beantragen und entsprechend aushandeln. 

Im Sinne der Effizienz muss dieses Prinzip für die nachstehenden Zwecke 
umgekehrt werden: 
•Tarifstrukturentwicklung: die nationalen Tariforganisationen sowie die 
Verbände der Versicherer und Leistungserbringer pflegen und entwickeln die 
Tarifstrukturen auf der Basis von Einzeldaten.
•Leistungseinkauf: gegenwärtig verhandeln die Tarifpartner ein 
wissenschaftliches Modell für die Ermittlung der Zu- und Abschläge auf dem 
Benchmarkwert, damit die Grundsätze der Tarifermittlung in der KVV präzisiert 
werden. Dazu werden zwingend Einzeldaten benötigt.
•Beschwerderecht: Im Rahmen der Wahrnehmung des Beschwerderechts nach 
Art. 53 Abs. 1 KVG beurteilen die Versichererverbände u.a. die interkantonale 
Koordination. Dazu müssen die überkantonalen Patientenströme im Detail 
analysiert werden, was die Einzeldaten erfordert. 

Eventualiter: Falls diese Prinzip-Umkehr nicht vorgenommen wird, muss Art. 
22a Abs. 4 um folgende Punkte ergänzt werden: Qualitätsentwicklung und 
Beschwerderecht der Verbände im Rahmen der Spitalplanung (Art. 53 Abs. 1 
bis KVG). 

2.Zeitliche Dimension (Art. 22a, Abs. 5, Satz ergänzt):
Die Daten müssen zwingend zeitnah zur Verfügung gestellt werden, damit die 
Arbeiten der Tariforganisationen sowie der Tarifpartner nicht behindert oder 
verunmöglicht werden. Dabei ist auch für die Plausibilisierung genügend Zeit 
zu berücksichtigen.

Leistungserbringer, die ihrer Pflicht zur Datenbekanntgabe nicht oder zu spät 
nachkommen, müssen auf Antrag der Tariforganisationen oder der 
Einkaufsgesellschaften durch das EDI sanktioniert werden können, dies analog 
zu Art. 47a Abs. 6 KVG und art. 47b Abs. 2 KVG. 

Die geplante zur Verfügungstellung der Daten anfangs August (gemäss 
Sitzung des SpiGes-Steuerungsausschusses vom 5.12.24 beim BFS) ist zu 
spät. Die plausibilisierten Daten müssen den Tariforganisationen sowie dem 
Leistungseinkauf spätestens bis Ende April vorliegen. In einer Übergangsphase 
müssen insbesondere die Tariforganisationen die Daten parallel beziehen 
können (bis sich der Prozess mit den über Jahre etablierten Plausibilisierungen 
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eingespielt hat).

3.Schliessung Rechtslücke Art 47 b:
Betreffend Spitaldaten besteht gemäss Art. 49 Abs. 7 KVG bereits ein 
Einsichtsrecht für Versicherer als Tarifpartner. Dieses Einsichtsrecht besteht 
unabhängig der Datenlieferung via BFS. Fehlt eine Datenlieferung des BFS 
ganz oder teilweise, können die Versicherer Spitaldaten auf Basis des Art. 49 
Abs. 7 KVG einsehen. 

Betreffend die Daten der ambulanten Leistungserbringer (siehe Art. 35 Abs. 2 
KVG) fehlt jedoch eine entsprechende Regelung zu Art. 49 Abs. 7 KVG. Dies 
ist nicht nachvollziehbar, da Tarifverhandlungen im KVG für alle 
Leistungserbringer datenbasiert zu führen sind. Fehlt eine Datenlieferung des 
BFS ganz oder teilweise, besteht aktuell somit keine gesetzliche Grundlage für 
die Dateneinsicht durch die Versicherer.

Um diese Lücke im KVG zu schliessen, ist daher das Einsichtsrecht der 
Versicherer als Tarifpartner mit einem neuen Artikel zu regeln (Vorschlag der 
Leistungseinkäufer: ein neuer Art. 47bbis in der Synopse weiter unten). Mit 
einem neuen Art. 47bbis KVG wird weiter eine Basis für eine Verordnungen 
des Bundesrats betreffend Datenspezifikationen erschaffen. Die 
Datenspezifikationen für ambulante Leistungserbringer dürfen nicht dem BFS 
überlassen werden.

Anhang: Avis de prio.swiss.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 22,Abs.1 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Wir gehen davon aus, dass die ausserordentlichen Massnahmen zur 
Eindämmung der Kostenentwicklung die Arbeiten bezüglich Artikel 47c KVG 
subsummieren. Falls dem nicht so ist, müsste das Kostenmonitoring/-
steuerung nach Artikel 47c KVG zwingend ergänzt werden.

Titel Art. 22a, Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 22a Abs. 2 Bst. d un e:
Die plausibilisierten Daten müssen zwingend zeitnah zur Verfügung stehen, 
damit die Arbeiten für die verschiedenen Zwecke der verschiedenen 
Empfänger nicht behindert werden (siehe einleitende Anmerkungen, 
Abschnitt 2: Zeitliche Dimension)

Titel Art. 22a, Abs.3 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung prio.swiss leitet daraus ab, dass der Leistungserbringer nicht anonymisiert 
wird.
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Titel Art. 22a, Abs.4 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 4 Es stellt die Daten aggregiert zur Verfügung. Daten nach Artikel 22 Absatz 
2 Buchstaben b–d und f stellt es zudem folgenden Empfängern als 
Einzeldaten zur Verfügung:
a.dem BAG und den Kantonen;
b. den Verbänden der Versicherer und Leistungserbringer;
c.der nationalen Tariforganisation nach Art. 47a und 49 Absatz 2; 
d. den restlichen Empfängern nach Absatz 1, sofern die Einzeldaten zur 
Tarif- und Preisbildung oder zur Qualitätsentwicklung erforderlich sind.

Begründung Die Versicherer benötigen für die zu erledigenden Aufgaben (Beschwerde 
Spitalplanung sowie die Tarif- und Preisbildung zwingend Einzeldaten (siehe 
einleitende Anmerkungen, Abschnitt 1: Aggregierte Daten versus 
Einzeldaten).

Aktuell steht m alten lit b nur «sofern die Einzeldaten für zur Tarif- und 
Preisbildung oder zur Qualitätsentwicklung erforderlich sind.». Es ist nicht 
ersichtlich und auch im erläuternden Bericht nicht beschrieben, nach 
welchen Kriterien diese Entscheidung über die Erforderlichkeit getroffen 
wird. 

Entsprechend müssten die Versicherer und nationalen Tariforganisationen 
die Daten immer beim BFS beantragen und entsprechend aushandeln. Im 
Sinne der Effizienz müsste dieses Prinzip umgekehrt werden. 

Eventualiter: Falls der neue lit. b nicht übernommen wird, muss der 
ursprüngliche Vorschlag für lit b. ergänzt werden. Ergänzungsvorschlag für 
Art. 22a (neu) Abs. 4 lit b: ...sofern die Einzeldaten zur Tarif- und 
Preisbildung, zur Qualitätsentwicklung und für den Qualitätsvergleich, zur 
Wahrnehmung des Beschwerderechts der Verbände im Rahmen der 
Spitalplanung (Art. 53 Abs. 1bis KVG) erforderlich sind».
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Titel Art. 22a, Abs.5 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 4 Es stellt die Daten aggregiert zur Verfügung. Daten nach Artikel 22 Absatz 
2 Buchstaben b–d und f stellt es zudem folgenden Empfängern als 
Einzeldaten zur Verfügung:
a.dem BAG und den Kantonen;
b. den Verbänden der Versicherer und Leistungserbringer;
c.der nationalen Tariforganisation nach Art. 47a und 49 Absatz 2; 
d. den restlichen Empfängern nach Absatz 1, sofern die Einzeldaten zur 
Tarif- und Preisbildung oder zur Qualitätsentwicklung erforderlich sind.

Begründung Siehe Einschub zu Art 47bbis KVG (weiter unten)

Wir sind daran interessiert, Once-Only rasch umzusetzen. In einer 
Übergangsphase muss die separate Datenlieferung möglich sein, um die 
aktuellen Prozesse nicht zu behindern.

Lücke im geltenden Recht und im Vorentwurf:

Neuer Artikel Art. 47bbis KVG:
Betreffend Spitaldaten besteht gemäss Art. 49 Abs. 7 KVG ein 
Einsichtsrecht für Versicherer als Tarifpartner. Dieses Einsichtsrecht besteht 
unabhängig der Datenlieferung via BFS. Fehlt eine Datenlieferung des BFS 
ganz oder teilweise, können die Versicherer Spitaldaten auf Basis des Art. 
49 Abs. 7 KVG einsehen. 

Betreffend Daten anderer Leistungserbringer als Spitäler fehlt jedoch eine 
Entsprechung zu Art. 49 Abs. 7 KVG. Dies ist nicht nachvollziehbar, da 
Tarifverhandlungen im KVG für alle Leistungserbringer datenbasiert zu 
führen sind. Fehlt eine Datenlieferung des BFS ganz oder teilweise, besteht 
aktuell somit keine gesetzliche Grundlage für die Dateneinsicht durch die 
Versicherer.

Um diese Lücke im KVG zu schliessen, ist daher das Einsichtsrecht der 
Versicherer als Tarifpartner mit einem neuen Art. 47bbis KVG zu schaffen, 
vgl. vorgeschlagene Formulierung. In Art. 22a Abs. 5 KVG wäre dieser 
beantragte Artikel ebenfalls zu erwähnen. 

Mit dem neuen Art. 47bbis KVG wird weiter eine Basis für Verordnungen 
des Bundesrats betreffend Datenspezifikationen erschaffen. Die 
Datenspezifikationen für ambulante Leistungserbringer dürfen nicht dem 
BFS überlassen werden. 

Vorschlag für einen neuen Art. 47bbis KVG:

Art. 47bbis KVGKostenermittlung und Leistungserfassung für ambulante 
Behandlungen

Die Leistungserbringer, welche ambulante Leistungen erbringen, verfügen 
über geeignete Führungsinstrumente; insbesondere führen sie nach 
einheitlicher Methode zur Ermittlung ihrer Betriebs- und Investitionskosten 
und zur Erfassung ihrer Leistungen eine Kosten- und Erlösrechnung und 
eine Leistungsstatistik. Diese beinhalten alle für die Beurteilung der 
Wirtschaftlichkeit und für die Tarifierung notwendigen Daten. Der Bundesrat 
erlässt die Ausführungsbestimmungen. Die Kantonsregierung und die 
Vertragsparteien können die Unterlagen einsehen.
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privatim – Konferenz der schweizerischen Datenschutzbeauftragten

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Zustimmung

Begründung: Siehe die Ausführungen zu ausgewählten Einzelbestimmungen.

Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 22,Abs.1 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Art. 22 verpflichtet Leistungserbringer, worunter auch öffentliche Organe 
oder privatrechtliche Institutionen mit öffentlichen Leistungsaufträgen 
zählen, Personendaten an das Bundesamt für Statistik (BFS) 
bekanntzugeben.

Wir begrüssen den präzisen Wortlaut der Bestimmung. Die gesetzlich 
vorgesehene Datenbekanntgabe dient dem öffentlichen Interesse, die 
Qualität und die Wirtschaftlichkeit von Leistungen zu überwachen. Durch die 
genaue Bezeichnung, welche Personendaten Leistungserbringer konkret 
dem BFS bekanntgeben müssen, wird dem Legalitätsprinzip genügend 
Rechnung getragen. Die bekanntzugebenden Personendaten werden 
inhaltlich so definiert, dass die Leistungserbringer im beruflichen Alltag und 
bereits im Zeitpunkt der Datenbeschaffung genau nachvollziehen können, 
welche bei den betroffenen Personen erhobenen Daten unter die 
Bestimmung fallen oder nicht. Zudem erlaubt die genaue Auflistung von 
bekanntzugebenden Personendaten den Leistungserbringern, bei den 
Informations- und Datensystemen geeignete Schnittstellen vorzusehen, 
damit solche Bekanntgabeprozesse automatisiert werden können.

Titel Art. 22a, Abs.1 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Zu Abs. 1 und 2: Zum besseren Verständnis wird das BFS neu als 
datenerhebende Stelle bezeichnet. Zudem werden die Empfänger der vom 
BFS erhobenen Personendaten genau definiert. Die Regelung und ihr klarer 
Wortlaut sind zu begrüssen.

Titel Art. 22a, Abs.3 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die Bestimmung sieht vor, dass das BFS vor der Datenbekanntgabe an die 
Empfänger aus Abs. 2 die Personendaten von Patientinnen und Patienten 
sowie des medizinischen Personals anonymisiert. Sie entspricht der 
Regelung aus Art. 21 Abs. 3 Bundesgesetz über die Krankenversicherung 
(KVG, SR 832.10), wonach das BFS für die Anonymisierung der 
Personendaten von Versicherten verantwortlich ist. Die Datenempfänger 
aus Abs. 2 dürfen somit nur Personendaten von Patientinnen und Patienten 
bearbeiten, wenn das BFS sie zuvor erfolgreich anonymisiert hat. Dass eine 
einheitliche Stelle für die Anonymisierung bezeichnet wird und verantwortlich 
ist, ist zu begrüssen.
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Titel Art. 22a, Abs.4 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Das BFS gibt den Datenempfängern grundsätzlich aggregierte Daten, also 
eine Zusammenstellung aus Einzeldaten, bekannt. Nur einzelne von den in 
Art. 22 Abs. 2 aufgelisteten Daten werden unter den in Abs. 4 genannten 
Voraussetzungen gewissen Empfängern wie dem BAG und den Kantonen 
als Einzeldaten bekanntgegeben. Mit dem Vorrang der Bekanntgabe von 
aggregierten Daten wird dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit und der 
Datensparsamkeit Rechnung getragen. Die Regelung ist zu begrüssen. 

Der erläuternde Bericht argumentiert zudem, dass durch aggregierte 
Personendaten die Privatsphäre der betroffenen Personen besser gewahrt 
ist. Auch wenn dies zutrifft, ist auf vorstehenden Abs. 3 zu verweisen, der 
explizit festhält, dass die Empfänger nur anonymisierte Personendaten 
erhalten. Demnach besteht schon allein gestützt auf die Anonymisierung ein 
bestmöglicher Schutz der Privatsphäre der betroffenen Personen, da durch 
die Anonymisierung der Personenbezug vollständig aufgehoben wird.

Titel Art. 22a, Abs.5 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Die Bestimmung dient der Sicherstellung des Prinzips der einmaligen 
Erhebung von Daten (Once-Only-Prinzip). Es wird auf 
Datenbeschaffungsnormen anderer Gesetze Bezug genommen, wobei 
diese effektiv ausgeschaltet werden. Damit sollen redundante 
Datenerhebungen verhindert werden. Die Regelung ist zu begrüssen.
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tarifsuisse AG, CSS und HSK

Rückmeldung zum 1.Erlass: Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (Sicherstellung 
des Prinzips der einmaligen Erhebung der Daten)

Erlass Nr.  Generelle Stellungnahme1

Rückmeldung zur Gesamtvorlage Eher Zustimmung

Begründung: Wir- HSK, CSS und tarifsuisse ag - begrüssen, dass der Bundesrat nun für das 
bereits seit mehreren Jahren laufende Projekt «SpiGes» eine gesetzliche 
Grundlage schaffen möchte und nehmen als betroffene Stakeholder gerne in 
Ergänzung zu Prio.Swiss die Möglichkeit wahr, uns im Rahmen der 
Vernehmlassung zur Änderung des Bundesgesetzes über die 
Krankenversicherung (Sicherstellung des Prinzips der einmaligen Erhebung 
der Daten) zu äussern.

Auch wenn man sich im Projekt «SpiGes» bislang auf die Datenübermittlung 
der Spitäler und hier auf die stationären Daten fokussiert hat, muss sich die 
neue Rechtsgrundlage sowohl auf stationäre wie auch auf ambulante Daten 
beziehen. Ziel muss sein, dass eine strukturierte Datenerhebung und 
Datenübermittlung in beiden Bereichen umgesetzt wird, um sachgerechte 
Tarifberechnungen zwecks Bestimmung der effizienten Leistungserbringung 
sowohl auf Seiten der Versicherer als auch auf Seiten der 
Tarifgenehmigungsbehörden zu ermöglichen. Ziel muss zudem sein, dass die 
Versicherer die Daten zeitgerecht (plausibilisierte Daten müssen Ende April bis 
Mitte Mai zur Verfügung stehen) und unbürokratisch sowohl als Einzeldaten als 
auch aggregiert erhalten.

Daraus ergibt sich im Hinblick auf die Vorlage folgender Anpassungsbedarf 
(präzise ausformuliert in nachfolgender Synopse):

Art. 22 KVG regelt die Weitergabe der Daten der Leistungserbringer ans BFS 
und beschreibt in Abs. 2, um welche Daten es sich handelt. Die Versicherer 
wünschen in Abs. 2 eine Ergänzung dahingehend, dass Daten zum gesamten 
Betrieb offenzulegen sind, damit die Kostenverteilung bzw. Kostenzuordnung 
überprüfbar wird (vgl. Ergänzung im Einleitungssatz). Hierzu gehört auch, dass 
Betriebsdaten eindeutig identifizierbar sind, weshalb die Versicherer hier unter 
anderem Ergänzungen in Abs. 2 lit. a. vorschlagen.

Art. 22a Abs. 2 (neu) beschreibt, welche Daten das BFS u.a. den Versicherern 
und deren Verbänden zur Verfügung stellt. Abs. 3 regelt hier, dass das BFS im 
Rahmen der Datenbereitstellung die Anonymität der Beschäftigten und 
Patientinnen und Patienten sicherstellt. In Abs. 4 wird sodann geregelt, dass 
das BFS die Daten u.a. den Versicherern und deren Verbänden aggregiert zur 
Verfügung stellt, sofern nicht die Einzeldaten zur Tarif- und Preisbildung oder 
zur Qualitätsentwicklung erforderlich sind. Zwecks Klarstellung fordern die 
Versicherer, dass die Daten aggregiert auf Betriebsebene zur Verfügung 
gestellt werden. Dies vor dem Hintergrund, dass es nicht nur erforderlich ist, 
dass zwecks Tarif- bzw. Preisbildung Daten des einzelnen Betriebes geliefert 
werden (keine Anonymisierung durch Zusammenfassung von Daten mehrerer 
unabhängiger Betriebe), sondern auch, dass Daten nominell pro 
Leistungserbringer geliefert werden. Die Bekanntgabe der Daten des einzelnen 
Spitals, Arztes oder Physiotherapeuten ist somit einerseits notwendig, um den 
Tarif berechnen zu können. Anderseits sind die nominellen Einzeldaten aber 
auch dann erforderlich, wenn es darum geht, sicherzustellen, dass der für die 
Tarifberechnung relevante Datensatz auf repräsentativen Daten beruht und die 
Daten für die Tarifierung der effizienten Leistungserbringung geeignet sind.

Im Übrigen weisen die Versicherer darauf hin, dass heute mit Art. 43 Abs. 4bis 
und Art. 49 Abs.1 KVG zwar gesetzliche Grundlagen vorhanden sind, die 
regeln, dass sich die Tarife an der Entschädigung jener Leistungserbringer zu 
orientieren haben, welche die tarifierte obligatorisch versicherte Leistung in der 
notwendigen Qualität effizient und günstig erbringen. Dies bedingt, dass 
vollständige und vergleichbare Daten zur Verfügung stehen. Während für den 
stationäre Bereich aber Art. 49 Abs. 7 KVG Aussagen betreffend die Methoden 
zur Ermittlung der Kosten und Leistungen macht, die Dateneinsicht für 
Versicherer und Kantone ermöglicht und die VKL sodann präzisierende Regeln 
aufstellt, fehlen derartige Bestimmungen betreffend ambulante Tarife.

Nach Inkrafttreten des Art. 47b KVG sowie des Art. 59f KVV per 1. Januar 2023 
enthält das Gesetz zwar eine Auflistung von Daten, welche die ambulanten 
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Leistungserbringer an Bund und Kantone auf Anfrage zu liefern haben. Ein 
Einsichtsrecht der Versicherer wurde darin jedoch nicht explizit integriert, 
obschon das KVG das Vertragsprimat und datenbasierte Tarifverhandlungen 
auch im ambulanten Bereich vorsehen. Wie die ambulanten Leistungserbringer 
diese Daten aufzubereiten haben, wurde ebenfalls nicht geregelt. Solche Daten 
liegen heute nicht in einheitlich strukturierter Form vor. Daher drängt sich die 
Erschaffung einer ambulanten VKL sowie der dafür erforderlichen gesetzlichen 
Basis im KVG auf. Datenansprüche der Versicherer sind darin zu 
gewährleisten, nachdem diese bis heute keine solide Basis im KVG haben. Die 
Formulierung bezüglich der gesetzlichen Basis im KVG wäre die Entsprechung 
zum Art. 49 Abs. 7 KVG im stationären Bereich.

Um diesbezüglich Klarheit zu schaffen, muss das KVG auch mit Blick auf die 
inhaltlich zu liefernden Daten zur Tarif- und Preisbestimmung präzisiert werden.

Vorgeschlagen wird folgende Ergänzung des KVG:

Art. 47bbis KVG Kostenermittlung und Leistungserfassung für ambulante 
Behandlungen

Die Leistungserbringer, welche ambulante Leistungen erbringen, verfügen über 
geeignete Führungsinstrumente; insbesondere führen sie nach einheitlicher 
Methode zur Ermittlung ihrer Betriebs- und Investitionskosten und zur 
Erfassung ihrer Leistungen eine Kosten- und Erlösrechnung und eine 
Leistungsstatistik. Diese beinhalten alle für die Beurteilung der 
Wirtschaftlichkeit und für die Tarifierung notwendigen Daten. Der Bundesrat 
erlässt die Ausführungsbestimmungen. Die Kantonsregierung und die 
Vertragsparteien können die Unterlagen einsehen.

Sobald eine gesetzliche Basis für die Kostenermittlung und Leistungserfassung 
für ambulante Behandlungen vorliegt, sind die Versicherer gerne bereit 
Vorschläge zur entsprechenden Anpassung bzw. Ergänzung von KVV und VKL 
zu liefern.

Im Übrigen verweisen wir auf die Stellungnahme der drei 
Leistungseinkaufsorganisationen der Krankenversicherer an das BAG zur 
Weiterentwicklung von KVV und VKL betreffend Datenmanagement vom 21. 
März 2024 sowie die Stellungnahme der Leistungseinkaufsorganisationen zur 
Anpassung von KVV und VKL betreffend Erweiterung der 
Tarifermittlungsgrundsätze und Kostenermittlung vom 18.September 2023 
(siehe Beilagen).

Anhang: merged.pdf
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Erlass Nr.  Detaillierte Stellungnahme1

Titel Art. 22,Abs.1 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Hinweis ohne Korrekturvorschlag:
Es ist zu beachten, dass sich die Datenbedürfnisse für die Erarbeitung von 
Tarifpositionen für nationale Tarifstrukturen bzw. für die Berechnung von – 
oft kantonalen - Tarifen wie Basispreise und Taxpunktwerte stark 
unterscheiden. Die Datensammlung muss daher umfassend ausfallen, damit 
die Datenbedürfnisse beider Bereiche (d.h. Tarifstrukturen und Basispreise/ 
Taxpunktwerte) abgedeckt werden. Bei der späteren Spezifikation der 
genauen Daten in der KVV ist dies zu beachten.

Titel Art. 22,Abs.2 Daten der Leistungserbringer: Pflicht zur Datenweitergabe

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 2 Als Daten nach Absatz 1 gelten Angaben für alle Leistungen des Betriebs 
und
nach Kostenträgern unterteilt zu:

a.Betriebsdaten: Name des Betrieb, ID-Nummer, Standort, Art der 
ausgeübten Tätigkeit, Einrichtung und Ausstattung sowie Rechtsform;
b.Anzahl und Struktur der Beschäftigten und der Ausbildungsplätze;
c.Anzahl und Struktur der Patientinnen und Patienten;
d.Art, Umfang und Kosten der je erbrachten stationären, ambulanten und 
Langzeitbehandlungs-Leistungen und Rechnungsstellung für diese 
Leistungen;
e.Erträge und Kosten für gemeinwirtschaftliche Leistungen;

f. Aufwand, Ertrag und finanzielles Betriebsergebnis;
g.medizinische Qualitätsindikatoren.

Begründung Zum Einleitungssatz:
Daten zum gesamten Betrieb sind erforderlich, damit die Kostenverteilung 
und insbesondere die Kostenzuordnung zu KVG-Leistungen auf ihre 
Korrektheit hin überprüft
werden können. Bis heute konnte das Bundesverwaltungsgericht bei 
ambulanten Leistungserbringern, bspw. bei ärztlichen Leistungen mangels 
genügender Daten (vor allem unzureichende Kostenzuordnung) keinen 
einzigen TARMED-TPW datenbasiert bestimmen. Dies zeigt in aller 
Deutlichkeit, dass die bisher vorliegende Datengrundlage
nicht genügt und daher eine umfassende (sämtliche Kostenträger des 
Leistungserbringers
separat sichtbar, nicht nur KVG) Datengrundlage zu definieren ist.

Zu lit. a.:
Identifizierende Merkmale wie Name des Betriebs, ID-Nummer, Standort, 
etc. sind erforderlich. Zudem ist gemäss Art. 22a Abs. 3 keine 
Anonymisierung der Leistungserbringer vorgesehen.
Bis heute stellen die Spitäler den Versicherern Daten mit identifizierenden 
Merkmalen
zur Verfügung. Die Versicherer fordern, dass die Daten, welche künftig via 
BFS übermittelt werden, ebenfalls identifizierende Merkmale – für alle 
Leistungserbringer im stationären und ambulanten Bereich - enthalten.

Zu lit. d.: Zur Präzisierung der Leistungen insbesondere hinsichtlich den 
Kostenzuordnungen.

Zu neu eingefügtem lit. e.: Die gemeinwirtschaftlichen Leistungen werden 
oftmals
nicht akkurat ausgewiesen und fliessen somit ungerechtfertigterweise in die 
Berechnung
des Benchmarks bzw. in die Tarife ein.
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Titel Art. 22a, Abs.1 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Daten müssen zwingend zeitnah zur Verfügung
stehen.

Titel Art. 22a, Abs.4 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 4 Es stellt die Daten aggregiert zur Verfügung. Daten nach Artikel 22 Absatz 
2 Buchstaben b–e und g stellt es zudem folgenden Empfängern als 
Einzeldaten zur Verfügung:

a.dem BAG und den Kantonen;
b.den restlichen Empfängern nach Absatz 2, sofern die Einzeldaten zur 
Tarif- und Preisbildung oder zur Qualitätsentwicklung erforderlich sind.

Begründung Bemerkung zu Absatz 4:
Der Begriff «auf Betriebsebene aggregiert» findet sich bereits heute im Art. 
30b Abs. 3
KVV. Die Daten gemäss Art. 22 Abs. 2 a und e können nur aggregiert 
geliefert werden,
da keine Einzeldaten vorliegen. Die vorgeschlagene Ergänzung «auf 
Betriebsebene» ist dennoch äusserst relevant, weil aggregiert auch als 
Daten mehrerer voneinander unabhängiger Betriebe verstanden werden 
kann, was zu einer Anonymisierung führt. Eine Anonymisierung 
verunmöglicht die Tarifberechnung für einzelne stationäre 
Leistungserbringer und lässt auch dann, wenn es um die Tarifberechnung 
einer Gruppe
von Leistungserbringern (z.B. Ärzte) geht, die Klärung der Vollständigkeit, 
Richtigkeit
und Repräsentativität der Daten nicht zu.

Infolge der vorgeschlagenen Anpassung von Art. 22 (neu) Absatz 2 d (neu), 
e (neu) und
angepasster Aufzählung f,g (neu) , ergibt sich für Absatz 4 eine 
anzupassende Referenzierung.

zu lit. b: hier wird fälschlich auf Absatz 1 und nicht auf Artikel 22a (neu) 
Absatz 2 verwiesen.

Titel Art. 22a, Abs.5 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung mit Anpassung

Gegenvorschlag 5 Daten, die die Leistungserbringer nach Artikel 22 Absatz 1 weitergeben, 
dürfen nicht erneut nach den Artikeln 47a Absatz 5, 47b Absatz 1, 47bbis 
und 49 Absätze 2 dritter Satz, 7 dritter Satz und 8 eingefordert werden.
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Begründung Bemerkung zu Absatz 5:

Betreffend Spitaldaten besteht gemäss Art. 49 Abs. 7 KVG ein 
Einsichtsrecht für Versicherer
als Tarifpartner. Dieses Einsichtsrecht besteht unabhängig der 
Datenlieferung via BFS. Fehlt eine Datenlieferung des BFS ganz oder 
teilweise, können die Versicherer Spitaldaten auf Basis des Art. 49 Abs. 7 
KVG einsehen.

Betreffend Daten anderer Leistungserbringer als Spitäler fehlt jedoch eine 
Entsprechung
zu Art. 49 Abs. 7 KVG. Dies ist nicht nachvollziehbar, da Tarifverhandlungen 
im KVG für alle Leistungserbringer datenbasiert zu führen sind. Fehlt eine 
Datenlieferung des BFS ganz oder teilweise, besteht aktuell somit keine 
gesetzliche Grundlage für die Dateneinsicht durch die Versicherer.

Um diese sehr stossende Lücke im KVG zu schliessen, ist daher das 
Einsichtsrecht der Versicherer als Tarifpartner mit Art. 47bbis KVG zu 
erschaffen, vgl. untenstehende Formulierung. In Art. 22a Abs. 5 KVG wäre 
dieser beantragte Artikel ebenfalls zu erwähnen.

Mit Art. 47bbis KVG wird weiter eine Basis für Verordnungen des 
Bundesrats betreffend
Datenspezifikationen erschaffen. Die Datenspezifikationen für ambulante 
Leistungserbringer dürfen nicht dem BFS überlassen werden.

Art. 47bbis KVG Kostenermittlung und Leistungserfassung für ambulante 
Behandlungen

Die Leistungserbringer, welche ambulante Leistungen erbringen, verfügen 
über geeignete Führungsinstrumente; insbesondere führen sie nach 
einheitlicher Methode zur Ermittlung ihrer Betriebs- und Investitionskosten 
und zur Erfassung ihrer Leistungen eine
Kosten- und Erlösrechnung und eine Leistungsstatistik. Diese beinhalten 
alle für die
Beurteilung der Wirtschaftlichkeit und für die Tarifierung notwendigen Daten. 
Der Bundesrat erlässt die Ausführungsbestimmungen. Die 
Kantonsregierung und die Vertragsparteien können die Unterlagen einsehen.

Begrüdung:
Betreffend Spitaldaten besteht gemäss Art. 49 Abs. 7 KVG ein 
Einsichtsrecht für Versicherer als Tarifpartner. Dieses Einsichtsrecht besteht 
unabhängig der Datenlieferung
via BFS. Fehlt eine Datenlieferung des BFS ganz oder teilweise, können die 
Versicherer
Spitaldaten auf Basis des Art. 49 Abs. 7 KVG einsehen.

Betreffend Daten anderer Leistungserbringer als Spitäler fehlt jedoch eine 
Entsprechung
zu Art. 49 Abs. 7 KVG. Dies ist nicht nachvollziehbar, da Tarifverhandlungen 
im
KVG für alle Leistungserbringer datenbasiert zu führen sind. Fehlt eine 
Datenlieferung
des BFS ganz oder teilweise, besteht aktuell somit keine gesetzliche 
Grundlage für die
Dateneinsicht durch die Versicherer.

Um diese sehr stossende Lücke im KVG zu schliessen, ist daher das 
Einsichtsrecht der
Versicherer als Tarifpartner mit Art. 47bbis KVG zu erschaffen, vgl. 
vorgeschlagene Formulierung. In Art. 22a Abs. 5 KVG wäre dieser 
beantragte Artikel ebenfalls zu erwähnen.

Mit Art. 47bbis KVG wird weiter eine Basis für Verordnungen des 
Bundesrats betreffend
Datenspezifikationen erschaffen. Die Datenspezifikationen für ambulante 
Leistungserbringer dürfen nicht dem BFS überlassen werden.
(Vgl. auch Ausführungen zu Art. 22a Abs. 5
und 7.)
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Titel Art. 22a, Abs.7 Daten der Leistungserbringer: Erhebung, Bereitstellung und 
Veröffentlichung

Akzeptanz Zustimmung

Gegenvorschlag --

Begründung Bemerkung zu Absatz 7 ohne Änderungsvorschlag:
In Analogie zum Art. 49 Abs. 7 KVG und zur VKL ist für ambulante 
Leistungserbringer eine neue gesetzliche Grundlage zu erschaffen, welche 
klar die Datenspezifikation regelt plus Einsichtsrecht der Versicherer.
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